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Beginn: 15.04 Uhr

Präsidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Die Sitzung ist eröffnet.

Beginnen möchte ich heute zunächst mit Glück-
wünschen. Diese richten sich an unseren Kollegen
Sören Schumacher, der heute Geburtstag hat. Lie-
ber Herr Schumacher, im Namen des ganzen
Hauses die allerherzlichsten Glückwünsche.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Bevor wir in die Tagesordnung einsteigen, teile ich
Ihnen mit, dass die Fraktionen übereingekommen
sind, zwei Tagesordnungspunkte zu vertagen, die
Großen Anfragen aus den Drucksachen 20/11489
und 20/11527, die Tagesordnungspunkte 4f und 5.

Dann kommen wir zur

Aktuellen Stunde

Dazu sind fünf Themen angemeldet worden. Von
der SPD-Fraktion

SPD: Arbeit und Ausbildung für unsere jun-
gen Leute – Hamburg handelt!

von der CDU-Fraktion

Bezirkswahlen sind Warnschuss für
Scholz – SPD muss Chaos in der Verkehrs-
politik beenden

von der GRÜNEN Fraktion

Sorge um Zukunftsfähigkeit der Stadt: Ham-
burg muss seine Hochschulen stärken

von der FDP-Fraktion

SPD muss sich der Wahrheit stellen: Chaos
statt Koordination in der Verkehrspolitik –
Senator Horch schließt das Tor zur Welt

und von der Fraktion DIE LINKE

Niedrige Wahlbeteiligung erfordert: mehr
Rechte für die Bezirksversammlungen

Das zweite und das vierte Thema werden gemein-
sam debattiert.

Ich rufe jetzt zunächst das erste Thema auf. Wird
das Wort gewünscht? – Herr Schwieger, Sie haben
es.

Jens-Peter Schwieger SPD: Sehr geehrte Frau
Präsidentin, meine Damen und Herren! Das Ziel
des Senats und der SPD-Fraktion ist es, allen
Hamburger Jugendlichen den Zugang zu Ausbil-
dung und Beschäftigung zu ermöglichen.

(Beifall bei der SPD)

Auf diesem Weg soll und darf kein Jugendlicher al-
leingelassen werden, niemand soll verloren gehen.
Das ist die Richtschnur unserer Politik.

(Beifall bei der SPD)

Als ersten Schritt haben wir hier im Hause im Juni
2012 die Errichtung einer Jugendberufsagentur be-
schlossen.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Nochmal
klatschen! – Beifall bei Gert Kekstadt SPD)

– Vielen Dank für die Unterstützung, Frau Heyenn.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Das war Frau
Schneider!)

– Immer diese Verwechslungen.

Seit Dezember 2013 haben in allen sieben Bezir-
ken die Jugendberufsagenturen ihre Arbeit aufge-
nommen. Dieses Instrument ist so erfolgreich,
dass es viele Nachfragen aus anderen Bundeslän-
dern gibt und, nicht zu vergessen, auch einen Wi-
derhall im Koalitionsvertrag auf Bundesebene ge-
funden hat.

(Beifall bei der SPD)

Noch 2011 sind 1700 Jugendliche – in Anfüh-
rungsstrichen – verschwunden; verlorengegangen
auf dem Weg zwischen Schule und Ausbildung.
Jetzt sind wir in der Lage, all diese Menschen zu
identifizieren und maßgeschneiderte Angebote für
jeden zu unterbreiten.

(Beifall bei der SPD)

1700 junge Menschen, die nun nicht mehr Jahr für
Jahr durchs Netz fallen, sondern aufgefangen und
von uns auf ihren Wegen ins Berufsleben begleitet
werden – das ist wesentlich mehr als nichts, wie
von den LINKEN immer unterstellt wird.

(Beifall bei der SPD)

Während wir auf individuelle, maßgeschneiderte
Lösungen setzen, möchte DIE LINKE eine rein
quantitative Symbolpolitik.

(Dirk Kienscherf SPD: So sind sie!)

Wir stehen aber täglich vor neuen Fragestellungen.
Wie senken wir die Abbruchquote in der Ausbil-
dung? Wie erzeugen wir eine Haltungsänderung
bei Jugendlichen und ihren Eltern? Wie schaffen
wir ein besseres Matching zwischen Berufswunsch
und Berufswirklichkeit? Das sind Herausforderun-
gen, vor denen die Jugendberufsagentur, aber
auch die Politik steht.

Aktuell ist der Ausbildungsmarkt in Hamburg von
hoher Dynamik geprägt. Seit September 2013 ha-
ben sich 7446 Bewerberinnen und Bewerber ge-
meldet. Im gleichen Zeitraum meldeten Hamburger
Betriebe 8612 Ausbildungsstellen. Im Mai 2014
suchten noch 4749 Jugendliche einen Ausbil-
dungsplatz; dem standen 4411 unbesetzte Lehr-
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stellen gegenüber. Das Problem dieser letzten
Zahl ist in meinen Augen, dass viele offene Stel-
len, vor allem im Handwerk, gar nicht über die BA
laufen, sondern direkt von den Betrieben besetzt
werden. Deshalb bin ich zuversichtlich, dass die
Zahl der tatsächlich zur Verfügung stehenden Aus-
bildungsstellen höher ist als es in dieser Statistik
steht.

Ich möchte diese Gelegenheit aber auch nutzen,
um mich bei allen ausbildenden Betrieben für ihr
gesellschaftliches Engagement zu bedanken, das
häufig genug über den eigenen Bedarf hinausgeht
und nicht nur als betriebswirtschaftliche Rechen-
größe begriffen wird.

(Beifall bei der SPD und bei Dora Heyenn
DIE LINKE)

Gleichzeitig brauchen wir mehr Betriebe, die aus-
bilden und auch jungen Menschen mit weniger gu-
ten Noten eine Chance geben. Hier muss sich
Wirtschaft engagieren und mehr in ihre zukünftigen
Fachkräfte investieren.

Nichtsdestoweniger stehen wir vor der Herausfor-
derung, offene Stellen und unversorgte Bewerbe-
rinnen und Bewerber zusammenzuführen. Mit der
Reform der beruflichen Bildung in Hamburg hat die
Bürgerschaft in der letzten Legislaturperiode ein-
stimmig wichtige Schritte eingeleitet, um Warte-
schleifen abzubauen und durch zielführende und
an den jeweiligen Jugendlichen orientierte Ange-
bote zu ersetzen. Ziel ist immer und muss immer
sein: der Übergang in eine duale Ausbildung. Die
duale Ausbildung ist ein derartiges Erfolgsmodell,
dass man es nicht kleinreden darf.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb müssen wir in die duale Ausbildung ver-
mitteln. Dafür setzen wir uns ein. Dafür setzt sich
auch die Jugendberufsagentur ein und das mit
großem Erfolg. Hierauf können wir aufbauen.

(Beifall bei der SPD)

– Es blinkt schon. Ich habe nachher noch einmal
die Gelegenheit und werde dann darauf eingehen.

Wir haben noch einen langen Weg vor uns, aber
die Politik des SPD-Senats und der Fraktion trägt
Früchte, und das zeigt, dass wir auf dem richtigen
Weg sind. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Nun bekommt Frau
Dr. Föcking von der CDU-Fraktion das Wort.

Dr. Friederike Föcking CDU: Sehr geehrte Frau
Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Da hat DIE LINKE offensichtlich einen Nerv
getroffen,

(Dora Heyenn DIE LINKE: Genau!)

wenn die SPD ein Thema, das sowieso schon zur
Debatte angemeldet ist, auch noch in die Aktuelle
Stunde bringt. Wenn es um Wahlversprechen von
Bürgermeister Scholz geht, verstehen Sie, liebe
SPD-Kollegen, keinen Spaß.

(Beifall bei der CDU und der SPD – Dirk
Kienscherf SPD: Richtig!)

– Warten Sie es ab. Dass Sie Ihre eigene Humor-
losigkeit beklatschen, wundert mich aber schon.

Wenn gleich drei Leute auf einmal in einer Presse-
mitteilung erklären müssen, was da alles falsch
läuft, dann zeigt das doch, wie dünnhäutig Sie in
dieser Sache sind.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei den
GRÜNEN)

Dabei können auch Sie nicht darüber hinwegse-
hen, dass es noch längst nicht alle jungen Erwach-
senen in Hamburg geschafft haben, entweder das
Abitur zu machen

(Dirk Kienscherf SPD: Das stimmt!)

oder in eine klassische Berufsausbildung zu ge-
hen, wie Sie es in Ihrem Wahlprogramm verspro-
chen haben. Da hat die SPD seinerzeit den Mund
zu voll genommen und nun droht sich der Senat zu
verschlucken; das passiert eben mit vollmundigen
Wahlversprechen.

(Dirk Kienscherf SPD: Ach!)

Denn die Situation ist kompliziert und da helfen
auch keine einfachen Lösungen, auch nicht die
von der LINKEN aus der arbeitsmarktpolitischen
Mottenkiste hervorgeholte allgemeine Ausbildungs-
umlage, die ein bürokratisches Monster ist und zu
viele Fehlanreize bietet. Kompliziert ist die Situati-
on – Herr Schwieger, Sie haben es gesagt –, weil
derzeit offiziell immerhin 4400 freie Lehrstellen in
Hamburg gemeldet sind, aber auch 4750 Lehrlinge
Arbeit suchen. Da passt etwas nicht zusammen.
Das Problem ist, dass sich dieser Trend gegen-
über Mai letzten Jahres leider nicht verbessert,
sondern im Gegenteil weiter verschlechtert hat. Da
hat der Senat offenbar etwas verschlafen.

Das Problem ist nicht neu, und deshalb haben wir
von der CDU – erlauben Sie, dass ich das noch
einmal betone – und nicht Sie von der SPD schon
2011 die Einführung einer Jugendberufsagentur
beantragt. Dass Sie, liebe SPD, dem Antrag sei-
nerzeit nicht zugestimmt haben,

(Dietrich Wersich CDU: Das ist schon pein-
lich!)

heute aber bei jeder Gelegenheit diese Agentur
feiern, ist zumindest erstaunlich.

(Beifall bei der CDU, der FDP und bei Dr.
Stefanie von Berg GRÜNE)
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Ich habe im vergangenen Sommer in der Berufs-
agentur Hamburg-Mitte hospitiert und gesehen,
wie schwierig die Arbeit dort ist, denn die Anliegen
der Jugendlichen sind breit gefächert. Da gibt es
den frischgebackenen Abiturienten, der nur noch
einen Stempel für die Auslandsreise braucht, aber
eben auch die schwangere Siebzehnjährige, die
nicht mehr zur Schule geht, aber auch keine Aus-
bildung macht und von Hartz IV lebt. Eindeutig ist
von Vorteil, dass die jungen Leute gleich an den
nächsten Fachkollegen im gleichen Haus verwie-
sen werden können. Mein Eindruck war aber auch,
dass auch unter einem Dach noch oft nebeneinan-
der gearbeitet wird und noch immer viel bürokrati-
scher Aufwand betrieben werden muss, ehe es zur
persönlichen Hilfe geht, die der entscheidende
Vorteil der Jugendberufsagentur sein soll. Nicht die
Marktkunden, wie es so schön heißt, die ohnehin
eine Lehrstelle finden, sondern die sogenannten
Betreuungskunden, die wegen ihrer vielen persön-
lichen Probleme keine Ausbildung finden, brau-
chen intensive Hilfe. Zudem haben sich nicht alle
von der Sozialbehörde dafür vorgesehenen Instru-
mente als erfolgreich erwiesen; das haben wir im
Sozialausschuss gehört. Da muss noch viel umge-
steuert   werden.   Die   Zusammenarbeit  mit  der
Jugendhilfe muss verbessert, die Dominanz der
Arbeitsagentur gemindert werden; es bleibt also
noch viel zu tun.

In Ihrer Pressemitteilung loben Sie, verehrte SPD,
sich auch für das neue Konzept der Studien- und
Berufsorientierung an Hamburgs Schulen.

(Jens-Peter Schwieger SPD: Zu Recht!)

Dadurch sollen die Schülerinnen und Schüler die
Schulen mit realistischen Ausbildungszielen verlas-
sen. Das ist nötig, aber zu wenig. Wenn die Hand-
werkskammer meldet, dass zwar wieder mehr Aus-
bildungsverträge abgeschlossen werden, aber
trotzdem    viele   Bäcker  oder   Gebäudereiniger
keinen Lehrling finden, und sagt, dass eben doch
viele Stellen unbesetzt bleiben, wenn es sogar, wie
gestern, Azubi-Speed-Datings gibt, und all das, ob-
wohl zahlreiche Hamburger Betriebe ihre Anforde-
rungen heruntergeschraubt haben, dann stimmt
doch etwas nicht. Wenn es für viele Ausbildungs-
stellen keine Lehrlinge gibt, dann hat das auch
noch andere Gründe. Die aktuelle Umfrage der
Handelskammer nennt als Grund Nummer 1 die
mangelnde Ausbildungsreife der Bewerber. Spre-
chen Sie mit den Meistern: Fehlende Disziplin und
fehlende Motivation oder ungenügende Umgangs-
formen und Unzuverlässigkeit sind leider nach wie
vor wichtige Gründe, eine Lehrstelle nicht zu be-
kommen. In Ihrem Konzept allerdings findet sich
dazu kein Wort. Warum wird nicht auch die Ver-
mittlung solcher Sekundärtugenden mit in das Kon-
zept aufgenommen? Wenn Eltern und das soziale
Umfeld die Jugendlichen hier allein lassen, dann
sollte es doch die Schule nicht auch noch tun.

Also, liebe SPD: mehr Konzentration auf die wirk-
lich Hilfebedürftigen in der Jugendberufsagentur
und bei der Berufsorientierung auch die Sekundär-
tugenden bedenken. Wenn Sie das machen – das
sind nur zwei Beispiele –, dann gelingt es Ihnen
vielleicht, das Wahlversprechen von Olaf Scholz
auch wirklich einzulösen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Carola Veit: Frau Dr. von Berg von
der Fraktion die GRÜNEN bekommt das Wort.

Dr. Stefanie von Berg GRÜNE: Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Meine Kollegin Frau
Föcking hat die Historie schon ein wenig ausge-
führt. Ich will das noch erweitern um die Berufs-
und Studienorientierung und den Übergang
Schule/Beruf, denn zur Historie gehört, dass der
Übergang Schule/Beruf unter Schwarz-Grün auf
solide Füße gesellt wurde und der SPD-geführte
Senat das letztlich nur noch umsetzen musste. Ich
finde, das sollte auch genannt werden.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Umgesetzt ha-
ben Sie ja nicht so viel! – Jens-Peter
Schwieger SPD: Mit dem Umsetzen haben
Sie ja immer Probleme!)

Die Jugendberufsagentur ist vom Konzept her eine
sinnvolle Sache, da sind wir uns alle einig. Wir ha-
ben dem zugestimmt und sind auch der Auffas-
sung, dass die Jugendberufsagentur ein bisschen
Zeit benötigt, um darauf schauen zu können, ob es
auch wirklich läuft und das Konzept greift, wie es
einmal angedacht wurde. Von daher halten wir uns
mit unserer Kritik, was die Wirksamkeit anbelangt,
ein wenig zurück. Allerdings äußern wir deutlich
Kritik   an   der  Finanzierung und Ausstattung der
Jugendberufsagenturen, was die Stellen betrifft,
denn die SPD hat an ganz wichtigen Bereichen in
unserer Stadt Stellen abgezogen, um die Jugend-
berufsagentur auszustatten. Das kritisieren wir
aufs Allerschärfste.

(Beifall bei den GRÜNEN – Dr. Andreas
Dressel SPD: Was wäre denn Ihre Finanzie-
rung gewesen?)

So   hat   der Senat  zum Beispiel Stellen aus den
Allgemeinen Sozialen Diensten, der Kinder- und
Jugendhilfe, der Straßensozialarbeit und bei den
sozialpädagogischen Fachkräften abgezogen, ins-
gesamt 14 Stellen. Altona hat ganz aktuell einen
Antrag in der Bezirksversammlung laufen, übrigens
SPD und GRÜNE gemeinsam,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Die haben das
gemeinsam beschlossen?)

um diese Stellenkürzung zurückzunehmen. Hier
muss die SPD doch selber sehen, was sie da ei-
gentlich angerichtet hat in der Stadt und den Bezir-
ken.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Das Gleiche trifft auch für die Berufs- und Studien-
orientierung zu. Unter Schwarz-Grün waren 120
zusätzliche Stellen für die Stadtteilschulen verspro-
chen und in der berühmten Drucksache auch sozu-
sagen eingepreist,

(Jens-Peter Schwieger SPD: Schade, dass
Sie die Koalition beendet haben!)

davon übrig geblieben und an den Stadtteilschulen
angekommen sind 28. 92 Stellen sind weg, meine
Damen und Herren, und das kritisieren wir stark.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Denn Berufs- und Studienorientierung und die Ju-
gendberufsagentur muss man als Paket sehen.
Die Jugendberufsagentur kann nur dann wirklich
erfolgreich handeln, wenn vorweg die Berufs- und
Studienorientierung gut gelaufen ist. So ist sie nur
eine zusätzliche Aufgabe für die Stadtteilschulen,
die eh schon sehr belastet sind mit der Umsetzung
der Inklusion. Das sollen sie nun auch noch ma-
chen und dann noch mit weniger Stellen. So funk-
tioniert es nicht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Unser Fazit bleibt erst einmal: Wir stimmen noch
nicht in die Lobeshymnen ein, wie sie gerade von
der SPD angestimmt wurden. Wir sehen im Mo-
ment, dass der Preis an anderer Stelle viel zu hoch
ist, und werden abwarten, ob die Jugendberufs-
agentur wirklich das einlöst, was sie eigentlich ein-
mal versprochen hat. – Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Dr. Kluth von der FDP-Fraktion.

Dr. Thomas-Sönke Kluth FDP:* Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Herr Kollege Schwie-
ger, offen gestanden habe ich nach Ihrem Beitrag
noch einmal in die Geschäftsordnung geschaut.
Nach Paragraf 22 heißt der Tagesordnungspunkt
wirklich Aktuelle Stunde, er heißt nicht Abgabe von
Ergebenheitsadressen der SPD-Fraktion an den
SPD-Senat.

(Beifall bei der FDP, den GRÜNEN und bei
Dietrich Wersich CDU und Dora Heyenn DIE
LINKE)

Ich finde, wir sollten in der Aktuellen Stunde besser
über aktuelle Probleme diskutieren, und davon war
in Ihrem Beitrag wirklich wenig zu merken.

(Beifall bei der FDP, den GRÜNEN und bei
Dietrich Wersich CDU)

Lassen Sie uns also in Sachen Ausbildungsmarkt
zu den Fakten kommen. Es gibt dafür eine sehr
unverdächtige und neutrale Quelle, nämlich das
Bundesinstitut für Berufsbildung, das BIBB. Das

BIBB beschreibt in seinem aktuellen Ausbildungs-
marktbericht 2013 eine interessante, vor allen Din-
gen aber besorgniserregende Entwicklung, auch
und gerade für Hamburg, und diese Entwicklung
sieht wie folgt aus: Bundesweit sanken 2013 das
Ausbildungsplatzangebot, die Ausbildungsplatz-
nachfrage und die neu abgeschlossenen Ausbil-
dungsverträge, und zwar etwa im gleichen Verhält-
nis. In Hamburg haben wir dabei mit einer gestie-
genen Ausbildungsplatznachfrage eine gewisse
Sonderentwicklung. Trotz dieser parallelen Ent-
wicklung von Angebot und Nachfrage gibt es aber
zwei bemerkenswerte Phänomene.

Erstens: Ein immer höherer Anteil von betriebli-
chen Ausbildungsplätzen bleibt unbesetzt. Das ist
schlecht für die Wirtschaft, insbesondere für Hand-
werksbetriebe und mittelständische Unternehmen.
Zweitens: Immer mehr Ausbildungsplatzsuchende
bleiben bei ihrer Ausbildungsplatzsuche erfolglos.
Das ist – ich finde es fast noch schlimmer – drama-
tisch für die betroffenen Jugendlichen.

Arbeitsmarktforscher nennen diese wachsende
Diskrepanz   zwischen   unbesetzten   Lehrstellen
einerseits und ausbildungsplatzsuchenden Ju-
gendlichen andererseits ein Passungsproblem. Sie
messen es mit einer Passungsquote, die das Ver-
hältnis der unbesetzten Ausbildungsstellen zu den
ausbildungsplatzsuchenden Jugendlichen be-
schreibt. Da ist es schon dramatisch, was der Aus-
bildungsreport des BIBB 2013 für Hamburg ermit-
telt hat. Erstens hat sich die Passungsquote in
Hamburg zwischen 2009 und 2013 dramatisch er-
höht, nämlich von 21,6 auf 183,8 – das ist eine
Verneunfachung, eine extreme Verschlechterung –
und zweitens belegt Hamburg mit dieser schlech-
ten Quote von 183,8 mit weitem Abstand den ne-
gativen Spitzenplatz, gefolgt von Brandenburg mit
118, Mecklenburg-Vorpommern mit 117 und Hes-
sen mit 109.

Meine Damen und Herren von der SPD-Fraktion,
Ihr  Senat   regiert  nun nicht  erst  seit  gestern,
sondern seit dreieinhalb Jahren. Das bedeutet,
niemand anders als Sie sind für diese im bundes-
weiten Vergleich bestehende negative Sonderent-
wicklung Hamburgs verantwortlich. Sie tragen ge-
genüber den Unternehmen die politische Verant-
wortung für nicht besetzte Ausbildungsplätze und
gegenüber den Jugendlichen für eine gute Ausbil-
dung. Die Jugendberufsagenturen und eine stärke-
re Berufsorientierung in den Schulen sind nach un-
serer Auffassung Schritte in eine richtige Richtung.
Die FDP, das will ich an dieser Stelle sagen, unter-
stützt dies daher ausdrücklich. Aber diese Schritte
kamen offensichtlich zu langsam, zu zögerlich und
bisher ohne den notwendigen Erfolg. Und daher,
Herr Schwieger, besteht auch kein Anlass zur
Selbstbeweihräucherung.

(Beifall bei der FDP und den GRÜNEN)
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Lassen Sie mich noch ein Wort zu den ewig Gestri-
gen von der LINKEN sagen.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Bisher
war es gut!)

Frau Heyenn, ich habe Ihren Antrag und Ihre Pres-
seerklärung aus der vergangenen Woche gelesen.
Das ist doch etwas hilflos. Jetzt kommen Sie er-
neut mit Ihrem Zombie von der Ausbildungsabgabe
um die Ecke gebogen.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Den Zombie hat
die SPD gerade wiederbelebt!)

Dabei weiß doch inzwischen der Letzte – und,
Frau Sudmann, ich sage ausdrücklich auch die
Letzte –, dass durch eine Ausbildungsplatzabgabe
keine Ausbildungsplätze geschaffen, sondern ver-
hindert werden, und dass wir zurzeit sogar viele
unbesetzte Ausbildungsplätze haben. Regulierung
und Abkassieren löst nicht die Probleme des Aus-
bildungsmarktes, damit schaden Sie Jugendlichen,
die einen Arbeitsplatz suchen, und ebenso den
ausbildungsbereiten Betrieben. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsidentin Carola Veit: Von der Fraktion DIE
LINKE hat jetzt Frau Heyenn das Wort.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Herr Kluth, ich muss sa-
gen, die FDP hat nichts dazugelernt.

(Beifall bei der LINKEN)

Zunächst einmal ein herzliches Dankeschön an die
SPD, dass Sie unserem Debattenthema durch die
Anmeldung in der Aktuellen Stunde so eine hohe
Aufmerksamkeit verliehen haben. Das ist sehr nett
von Ihnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Schwieger, Sie haben große Worte in den
Mund genommen, man kann sogar sagen, Sie ha-
ben gejubelt und wiederum große Vorhaben ange-
kündigt, aber allein, es fehlt an der Umsetzung. Wir
waren wirklich gutwillig und haben diesem neuen
Übergangssystem zugestimmt, aber wir müssen
feststellen, dass das, was angekündigt wurde,
nicht einmal ansatzweise umgesetzt wird. Nun hat
die SPD auf unsere Pressekonferenz prompt rea-
giert und schreibt, Hamburgs Jugendliche bräuch-
ten keine populistischen Forderungen. Da kann ich
Ihnen nur sagen, der Schuss geht nach hinten los.
Wir haben in unserem Antrag "Ausbildungsgaran-
tie jetzt!" wortwörtlich Forderungen aus dem SPD-
Wahlprogramm von 2011 übernommen. Wenn das
populistische Forderungen sind,

(Dirk Kienscherf SPD: Nee, nee, das ande-
re! Sie wissen ganz genau, was Sie da dazu
getextet haben!)

dann ist   die  Sozialdemokratie in Hamburg popu-
listisch.

(Beifall bei der LINKEN)

Die SPD-Bürgerschaftsfraktion hat die Kritik der
LINKEN am Ausbildungsmarkt in Hamburg scharf
zurückgewiesen und behauptet, die LINKE verzer-
re die Realität. Unsere Zahlen stützen sich aber
hauptsächlich auf die Schulabgängerbefragung,
und die wird von der Schulbehörde herausgege-
ben. Die Schulabgängerbefragung von 2011 sagt:
Von den Jugendlichen mit Hauptschulabschluss
haben nach Klasse 9 nur 16 Prozent einen Ausbil-
dungsplatz bekommen und nach Klasse 10 nur
21 Prozent; von den Jugendlichen mit Realschul-
abschluss verfügten nur 36 Prozent über einen
Ausbildungsplatz.

Die Schulabgängerbefragung der Schulbehörde
von 2012 sagt: Nur 25 Prozent der Schulabgänge-
rinnen und Schulabgänger aus den Klassen 9 und
10 haben insgesamt einen Ausbildungsplatz ge-
funden, nur 17 Prozent einen betrieblichen Ausbil-
dungsplatz, und 63 Prozent der Jugendlichen wur-
den in Warteschleifen versorgt, was wir eigentlich
abschaffen wollten.

Die Schulabgängerbefragung der Schulbehörde
von 2013 sagt: Nur 39 Prozent der Schulabgänge-
rinnen und Schulabgänger haben einen Ausbil-
dungsplatz gefunden, wobei die scheinbare Ver-
besserung gegenüber dem Vorjahr auf einem ein-
maligen Effekt beruhte, der gerne verschwiegen
wird: Im Schuljahr 2012/2013 gab es nur Schulab-
gänger und Schulabgängerinnen aus den zehnten
Klassen und im Jahr davor noch aus den Klas-
sen 9 und 10, also aus zwei Jahrgängen.

Sie haben von Dynamik gesprochen, Herr Schwie-
ger. Das ist Dynamik, aber leider in die falsche
Richtung. Als die Hauptschule in die Krise geriet,
waren häufig Berichte aus Hauptschulklassen in
den Medien. Ich möchte Ihnen einmal ein Beispiel
aus der zehnten Klasse einer Stadtteilschule vor-
stellen. Von den 27 Schülerinnen und Schülern
dieser Klasse werden sechs die Oberstufe besu-
chen, und von den verbleibenden 21 hat bislang
eine einzige Schülerin einen Ausbildungsplatz als
Friseurin. Damit sind wir bei der Berufsorientie-
rung. Die SPD sagt dazu:

"Hamburgs Jugendliche brauchen keine po-
pulistischen Forderungen, sondern an der
schwierigen Nahtstelle zwischen Schule und
Beruf wirksame Angebote zur Berufsorien-
tierung und Betreuung."

Berufsorientierung gibt es schon seit 2009, und
bisher hat sich dadurch an der Ausbildungsnot
nichts geändert, im Gegenteil. In der neuesten
Hamburger Lehrerzeitung kann man nachlesen,
dass Schulsenator Rabe an den versprochenen
120 Stellen für die Berufsorientierung kürzt.
17 Stellen sind an die Jugendberufsagenturen ge-
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gangen und 75 Stellen müssen die Stadtteil-
schulen aus ihrem Stellenplan selbst ausbringen.

Wie ernst die Lage in diesem Jahr ist, erkennt man
an der Gesamtübersicht der Ausbildungsstellen-
marktstatistik der Bundesagentur für Arbeit aus
dem Mai. Da taucht bei dem Begriff einmündende
Bewerber die Zahl 1408 auf. Wenn man das um-
rechnet, dann sind vier Wochen vor Schulende
18,2 Prozent der bei der ARGE gemeldeten Be-
werber versorgt. Das ist entschieden zu wenig.

(Beifall bei der LINKEN)

Hinzu kommt, dass in der Ausbildungsstatistik nur
Jugendliche aus Hamburg gezählt werden, obwohl
40 Prozent der Ausbildungsplätze an Jugendliche
aus dem Umland gehen. Das ist ungefähr so, als
wenn man bei einer Verkehrszählung in der Han-
sestadt nur die Autos mit Hamburger Kennzeichen
zählen würde. Keiner würde eine derartige Statistik
ernst nehmen.

(Beifall bei der LINKEN – Klaus-Peter Hesse
CDU: In Hamburg zählt keiner!)

Der SPD-Senat hat keinerlei Verbesserungen an-
gesichts der Ausbildungsnot unserer Jugendlichen
bewerkstelligt. Mit dieser Einschätzung sind wir
nicht allein. Der DGB hat eine Presseerklärung ab-
gegeben – ich zitiere daraus –:

"Der absolut deutliche Rückgang der gemel-
deten Ausbildungsplätze sei besorgniserre-
gend, so der DGB Hamburg. 'Viel zu viele
Jugendliche wurden bislang in die Warte-
schleifen von Übergangsmaßnahmen oder
gar Hartz IV geschoben.'"

Das muss aufhören. Ich frage die SPD: Verzerrt
der DGB nach Auffassung Ihrer Fraktion und Ihrer
Partei auch die Realität? Wir sagen nein, es muss
etwas gegen die Ausbildungsnot getan werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsidentin Carola Veit: Nun bekommt das Wort
Senator Rabe.

Senator Ties Rabe: Frau Präsidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! In der Arbeitsmarkt-
und Bildungspolitik diskutieren wir leidenschaftlich
über Themen wie Hartz IV, Mütterrente, PISA-
Punkte, Zentralabitur und vieles mehr. Ein aus un-
serer Sicht besonders wichtiges Thema ist dabei in
der Vergangenheit regelmäßig übersehen worden,
nämlich die Frage, wie eigentlich jungen Menschen
der Übergang von der Schule in den Beruf gelingt.
Das ist umso erstaunlicher, als sich an dieser Fra-
ge viel stärker als bei der Frage Zentralabitur oder
PISA-Punkte das Lebensglück junger Menschen
entscheidet. Gelingt der Weg in ein selbstbestimm-
tes Leben, gelingt der Weg zu Chancen, zu Wohl-
stand und zu einem Platz in der Gesellschaft? Das

alles ist in der Übergangsphase maßgebend, und
hier sind die Weichenstellungen entscheidend.

Deswegen hat der Senat gesagt – das sage ich
gerade in Richtung FDP, die gesagt hat, das The-
ma sei gar nicht aktuell –,

(Christiane Schneider DIE LINKE: Das hat
die FDP auch nicht gesagt!)

dieses Thema muss endlich auf die Tagesordnung
gebracht werden und gemeinsam mit Unterneh-
men, Kammern, Gewerkschaften und allen staatli-
chen Einrichtungen energisch angepackt werden.
Hier geht es um das Lebensglück junger Men-
schen.

(Beifall bei der SPD)

Drei Maßnahmen sind es, die wir hierzu eingeleitet
haben.

Erstens: Wir müssen feststellen, dass viele junge
Menschen und viele Jugendliche zu wenig Erfah-
rung und Ahnung von der Berufswelt haben. Wir
erkennen das immer wieder an einzelnen Beispie-
len. Auf die Frage, welche Berufe sie kennen, kön-
nen 80 bis 90 Prozent der Schüler nur fünf oder
sechs Berufe nennen. Es gibt jedoch in Hamburg
360 Berufe und mehr. Allein das zeigt schon, mit
welcher Ahnungslosigkeit häufig der Berufswelt be-
gegnet wird. Was Wunder, könnte man sagen,
denn wer nachmittags Fernsehen schaut, hat den
Eindruck, dass man nur Model oder Medien-
mensch werden kann. Und wenn viele familiäre
Strukturen in Hamburg zunehmend dem Arbeits-
markt nicht mehr so zugewandt sind, dann bleibt
es tatsächlich eine Aufgabe der Schulen, dafür zu
sorgen, dass junge Menschen sich an der Berufs-
welt orientieren, dass sie lernen, wie man sich be-
wirbt, dass sie erfahren, welche Berufe angeboten
werden, und dass sie eine gesunde Selbstein-
schätzung bekommen über das, was sie können
und wozu sie geeignet sind.

Deswegen haben wir als erste Maßnahme geplant,

(Finn-Ole Ritter FDP: Die Welt zu verbes-
sern!)

künftig zwei Stunden in der Woche im Stundenplan
der Klassen 8, 9 und 10 die Berufs- und Studien-
orientierung zu verankern, die auf all diese Fragen
vorbereitet, damit junge Menschen nicht unvorbe-
reitet in den Berufsweg stolpern, sondern gut vor-
bereitet ins Leben gehen können. Das ist die erste
Maßnahme, und ich finde, es ist eine richtige Maß-
nahme.

(Beifall bei der SPD)

Zweitens: Wenn es immer weniger Menschen gibt,
die die Hand reichen und jungen Leuten erklären
können, wie der Übergang funktioniert, dann muss
der Staat tatsächlich darauf eine Antwort finden.
Wir haben viele Beratungsinstitutionen, die Arbeits-
agentur, das Jobcenter, die beruflichen Schulen,
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und selbst in den Bezirksämtern gibt es Stellen, die
beraten. Aber sie waren dezentral organisiert, und
junge Menschen, die sich auf den Weg machten,
landeten häufig bei einer Stelle, die dann ausge-
rechnet nicht zuständig war. Wir wissen von einer
ganzen Reihe von Irrwegen durch die Stadt. Bei-
spielsweise hatte sich jemand erst im Bezirksamt
gemeldet, wurde dann zur Arbeitsagentur ge-
schickt und dort stellte man fest, dass die Eltern
Hartz-IV-Empfänger sind. Dann wurde der Betref-
fende weiter geschickt ins Jobcenter, und wenn
das Jobcenter dann merkte, dass er unter 18 Jah-
re alt war, wurde er an die Berufsschule geschickt.
Wenn man dann am Ende noch ankommt, ist es
kein Wunder – Herr Schwieger hat es gesagt –,
dass 1700 junge Menschen auf dieser Odyssee in
Hamburg scheinbar verschwunden sind und sich
niemand mehr ihrer angenommen hat.

Deswegen bündeln wir diese verschiedenen Hilfs-
angebote unter einem Dach. Es gibt einen klaren
Ansprechpartner, und wenn man an der falschen
Tür geklopft hat, dann gibt es dort einen Mitarbei-
ter, der den Betroffenen an die Hand nimmt und an
der richtigen Tür klopft. Dann ist es ein Weg von
3 Metern und kein Weg von drei Wochen und Irr-
wegen durch diese Stadt. Das ist ein bundesweit
einmaliger Schritt, der in der Öffentlichkeit viel Auf-
merksamkeit hervorgerufen hat, der von anderen
Bundesländern kopiert wird und auch Eingang in
den Koalitionsvertrag gefunden hat. Das zeigt
schon, dass wir hier einen energischen Schritt ge-
gangen sind, um etwas zu verbessern, das im
Argen lag.

(Beifall bei der SPD)

Bei der Jugendberufsagentur haben wir auch
gleich ein zweites Problem bewältigt. Es sind so
viele Kinder und Jugendliche verloren gegangen,
weil keiner wusste, dass sie überhaupt da sind und
Rat suchen. Wir haben zum ersten Mal lückenlos
genau überprüft, wo unsere Schülerinnen und
Schüler denn wirklich nach der Schule bleiben. Da
wir ein zentrales Schülerregister haben, ist das
leicht möglich. Zum ersten Mal stellte sich heraus
– und hier pflichte ich Frau Heyenn ausdrücklich
bei –, dass die Zahlen keineswegs so schön sind,
wie die Jugendarbeitslosigkeit in Deutschland im-
mer dargestellt wird. Es stimmt, von den Schulab-
gängern, die kein Abitur machen, sondern mit
Haupt- oder Realschulabschluss abgehen, wenige
auch ohne Schulabschluss, und die dann ihren Le-
bensweg gehen, schaffen es tatsächlich nur 25 bis
35 Prozent, direkt im Anschluss an die Schule
einen Ausbildungsplatz zu belegen; dagegen be-
kommen zwei Drittel nicht direkt einen Ausbil-
dungsplatz. Auch das haben wir nachweisen kön-
nen durch eine genaue Erfassung. Aber genau
das, Frau Heyenn, widerspricht auch Ihrer These,
dass wir nicht hinschauen wollen. Wir haben damit
– das darf ich einmal politisch sagen – sogar indi-
rekt schlechte Zahlen produziert, weil wir jeden

zählen und zum ersten Mal aufgedeckt haben, wie
viele nichts bekommen. Die Zahlen sind in der Tat
schlecht, das will ich nicht in Abrede stellen. Aber
wir schauen genau hin, weil wir nur auf diesem
Wege wirklich jedem helfen können, und das ist
auch etwas Neues, was es in Deutschland vorher
nicht gegeben hat.

(Beifall bei der SPD)

Zum Schluss will ich auf eine dritte Maßnahme hin-
weisen, und die haben wir gemeinsam angescho-
ben. Diejenigen, die nichts bekommen – wir wün-
schen uns, dass es weniger werden –, waren in
der Vergangenheit in Warteschleifen der berufli-
chen Schulen. Sie wurden dort sicherlich mit viel
Mühe und viel Engagement der Pädagogen beglei-
tet, aber es führte in der Regel zu wenig Erfolg.
Deswegen haben wir fraktionsübergreifend gesagt
– ich glaube, ursprünglich eine grüne Initiative, die
dann Herr Wersich in dem Interregnum einge-
bracht hat und wo alle Parteien zugestimmt ha-
ben –, dass wir diese Übergangsmaßnahmen der
Berufsschulen jetzt anders gestalten. Wir machen
sie so, dass die Jugendlichen nicht nur in der Be-
rufsschule lernen, sondern immer parallel ein Prak-
tikum in einem richtigen Unternehmen machen.
Wir erhofften uns davon einen Klebeeffekt, und
dieser Effekt ist tatsächlich eingetreten. Es gibt
manchmal einen regelrechten Hallo-Wach-Effekt
auf beiden Seiten. Junge Menschen entdecken,
dass sie vielleicht in der Schulzeit immer die
Schwierigen in der letzten Bank waren, aber jetzt
plötzlich in einem Unternehmen stehen und ernst
genommen werden. Das nehmen sie als Chance
zu einem Neuanfang. Aber auch Unternehmen er-
kennen, dass man jemanden von der Bewerbungs-
mappe her vielleicht nicht eingestellt hätte, dass es
aber ein tüchtiger junger Mann oder eine tüchtige
junge Frau ist. Deswegen funktioniert genau die-
ses Übergangssystem wirklich deutlich besser. Un-
sere dritte Maßnahme ist eine, wie ich finde, richti-
ge Einrichtung. Dual oder BQ sind die beiden
Stichworte, und sie funktionieren ausgezeichnet.

(Beifall bei der SPD)

Nicht leugnen lassen sich die Zahlen, die Frau
Heyenn genannt hat: 25 Prozent waren es im vor-
letzten  Jahr, 38 bis 39 Prozent in diesem. Ein hal-
bes Jahr später sah es schon etwas besser aus,
weil durch Nachvermittlung noch etwas mehr ging,
aber das ist natürlich deutlich zu wenig.

Wenn wir jetzt zum ersten Mal genau hinschauen,
entdecken wir viele Arbeitsfelder, die ich nicht
leugnen will. Dazu zählt, dass wir die Berufsorien-
tierung der Stadtteilschule noch verbessern müs-
sen. Dazu zählt, dass wir passgenauer vermitteln
müssen; das ist sicherlich eine große Aufgabe. Da-
zu zählt auch, dass wir Ausbildungsplätze schaffen
müssen, und das ist nicht nur eine Aufgabe des
Staates, sondern auch eine Aufgabe der Wirt-
schaft. Wir sind in guten Gesprächen mit den Un-
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ternehmen, aber manchmal kann es auch nicht
schaden, den Unternehmen zuzurufen, dass Azu-
bis nicht 19 Jahre alt, verheiratet und einen Führer-
schein haben müssen, sondern die duale Berufs-
ausbildung Teil einer Ausbildung ist. Es sind keine
fertigen, perfekten Menschen, die dort ankommen,
sondern Menschen, die von den Sozialpartnerin-
nen und Sozialpartnern genauso wie von der
Schule in das Leben begleitet werden. Das ist die
Stärke der dualen Ausbildung, und deswegen sind
alle Beteiligten, auch die Unternehmen, gebeten,

(Finn-Ole Ritter FDP: Das ist die achtfache
Zeit für Abgeordnete!)

energisch weiter daran zu arbeiten, dass wir genü-
gend Ausbildungsplätze für die jungen Menschen
haben. Dann wird es gelingen, diese schwierige
Frage für Hamburg gut zu beantworten. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Herr Senator, ich weise
Sie darauf hin, dass den Abgeordneten in der Ak-
tuellen Stunde lediglich eine Redezeit von 5 Minu-
ten zur Verfügung steht.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Das weiß er
nicht!)

Jetzt wird das Wort erneut gewünscht von Frau
Heyenn von der Fraktion DIE LINKE, und sie be-
kommt es.

(Finn-Ole Ritter FDP: 5 Minuten!)

Dora Heyenn DIE LINKE:* – Danke für den Hin-
weis, darauf wäre ich echt nicht gekommen.

(Finn-Ole Ritter FDP: Herr Rabe wusste es
auch nicht!)

Wenn wir schon von Berufsorientierung sprechen,
dann macht Berufsorientierung nur dann Sinn,
wenn die Jugendlichen auch wissen und hoffen
können, dass es ausreichend Ausbildungsplätze
gibt. Aber genau das ist nicht der Fall. Darauf weist
auch der DGB in seiner Presseerklärung hin – ich
zitiere –:

"Sie schreiben Bewerbungen, sind hochmo-
tiviert und möchten einen Beruf erlernen:
Über 7700 junge Menschen aus Hamburg
haben sich seit Oktober letzten Jahres um
einen Ausbildungsplatz bemüht. Doch die
Zahl der unversorgten Bewerber klettert wei-
ter in die Höhe. Die Zahl der gemeldeten
Ausbildungsstellen in Hamburg ist im Ver-
gleich zum Vorjahr deutlich gesunken – um
fast 10 Prozent. Boten Unternehmen im Mai
2013 noch 9538 betriebliche Ausbildungs-
plätze an, so ist die Zahl in diesem Mai auf
8612 gefallen.

Gleichzeitig ist die Zahl der […] Bewerber
[…] um 15 Prozent gestiegen.

[…] Der absolut deutliche Rückgang der ge-
meldeten Ausbildungsplätze ist besorgniser-
regend."

So der DGB. Ich finde, diese Zahlen muss man
wahrnehmen.

Wie es zu den Zahlen gekommen ist, das wissen
wir beide sehr genau, Herr Senator. Seit 2006 gibt
es die Schulabgängerbefragung, die landete im-
mer sorgfältig abgeheftet in Ordnern und dann war
sie vergessen. Ich habe eben schon darauf hinge-
wiesen, dass die Statistik der Bundesagentur zwei
Fehler hat. Der erste Fehler ist, dass nur die Ham-
burger Bewerber aufgeführt werden. Der zweite
Fehler ist, dass nur die als Bewerber aufgeführt
werden, die schon aussortiert worden sind und die
als nicht ausbildungswillig und ausbildungsfähig
gelten; das finden wir ein Problem. Das müsste ei-
gentlich auch die SPD als ein Problem empfinden
– ich zitiere einmal aus Ihrem Wahlprogramm -:

"Wer einen Hauptschulabschluss erreicht
hat, soll in Hamburg einen Ausbildungsplatz
finden können. Deshalb wollen wir sicher-
stellen, dass der Hauptschulabschluss auch
die Berufsreife bescheinigt."

Daran möchten wir Sie erinnern und genau daran
möchten wir Sie messen. Ich will einen Vergleich
anstellen. Alle diejenigen, die Abitur machen, müs-
sen nicht noch einmal durch einen Check, um zu
sehen, ob sie studierfähig oder studierwillig sind.
Sie müssen auch kein Studienvorbereitungsjahr
absolvieren in der Erwartung, dass sie vielleicht
hinterher nicht studieren dürfen. Wir wollen, dass
der Hauptschulabschluss ein qualifizierter Ab-
schluss ist und einen Anspruch auf einen Ausbil-
dungsplatz hat. Das gilt für den Realschulab-
schluss ganz genauso. Diese Aussortiererei durch
die Einordnungen in nicht ausbildungsfähig und
nicht ausbildungswillig muss eindeutig aufhören.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsidentin Carola Veit: Jetzt bekommt Herr Ro-
se von der SPD-Fraktion das Wort.

(Finn-Ole Ritter FDP: Mal gucken, was der
DGB dazu sagt! Ach nein, das ist ja ver.di!)

Wolfgang Rose SPD:* – Jedes Mal, wenn ich
nach vorne gehe, wird Herr Ritter laut.

(Zurufe von der SPD – Finn-Ole Ritter FDP:
Ja, ich bin immer ganz unruhig bei Ihnen!)

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine lieben Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich will ansetzen bei dem,
was Frau Föcking sagte. Es stimmt, hier ist bei un-
serer SPD-Fraktion ein Nerv getroffen worden, weil
es um die Hamburger Jugendlichen und um ein
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zentrales Reformprojekt unserer Fraktion geht. Be-
vor ich auf die Inhalte eingehe, will ich ein paar
Worte zu dem Stil sagen, in dem dieser Antrag ge-
schrieben worden ist und in dem auch diese Pres-
sekonferenz abgehalten wurde. Hier handelt es
sich um ein zentrales Reformprojekt der SPD. Es
wird diskreditiert,

(Dora Heyenn DIE LINKE: Das ist die
falsche Debatte, das haben wir schon disku-
tiert!)

es wird in dem Antrag über den Bürgermeister und
über den Schulsenator gelästert, sie würden nur
Jugendberufsagenturen einweihen und verbindli-
che Berufsorientierung an den Schulen fordern.
Die Situation der Jugend in Hamburg wird als ver-
heerend gekennzeichnet, und das Regierungshan-
deln wird als Wahlbetrug bezeichnet. Auf dieser
Spur wird dann Stimmung gemacht und es werden
populistische Forderungen präsentiert.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der LINKEN,
dieser Stil und diese Strategie ist keine demokrati-
sche Streitkultur, sondern ein Angriff darauf, und
wir als SPD-Fraktion werden Ihnen das nicht
durchgehen lassen.

(Beifall bei der SPD)

Natürlich haben wir noch nicht für jeden einen Aus-
bildungsplatz, sondern oft erst eine Anschlussper-
spektive. Die Welt ist eben nicht so einfach, wie die
LINKE sie sich gern malt nach dem Motto, wir be-
schließen mal kurz in der Bürgerschaft eine Ausbil-
dungsumlage, und wenn das nicht reicht, dann
schaffen wir ein paar fehlende Ausbildungsplätze
im öffentlichen Dienst. Aber das löst nicht das Pro-
blem. Die Ausbildungsumlage ist eine langjährige
Forderung der Gewerkschaften, und es gibt dazu
auch sozialdemokratische Beschlüsse. Aber die
rechtlichen Hürden sind hoch, und die Wirtschaft
würde mit einer breiten Abwehrstrategie auf diese
Umlage reagieren und vor die Gerichte ziehen.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Das hört sich
nach CDU an!)

Daher halten wir es für richtig, dieses Instrument
eher branchenbezogen und nur als letztes Mittel
einzusetzen, wie wir es bei der Altenpflege ge-
macht haben und wie es auch in der Bauwirtschaft
bereits über Tarifverträge praktiziert wird. Aber die
Ausbildungsprobleme müssen wir bei den Jugend-
lichen heute lösen, und dafür braucht es kluge und
differenzierte Politikkonzepte und keine nicht zu
Ende gedachten Schnellschüsse, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

Diese klugen und differenzierten Politikkonzepte
hat der Senat in den letzten drei Jahren entwickelt
und mit ihrer Umsetzung begonnen. Auf die Ju-
gendberufsagentur und die Berufsorientierung ist
hier schon eingegangen worden.

Zum Hamburger Ausbildungsmodell hatten sich
2013 333 Jugendliche angemeldet, von denen wa-
ren 200 im Programm, und es stehen 470 Plätze
zur Verfügung. Im Hamburger Ausbildungsplatz-
programm gibt es über 1000 Plätze, und es wird
gerade abgestimmt, ob hier nachgesteuert werden
soll. Bei der Ausbildungsvorbereitung "AV-Dual"
können Jugendliche Erfahrungen in der betriebli-
chen Praxis machen, und in der Beratungsstelle
Teilzeitausbildung wird jungen, alleinerziehenden
Müttern bei der Vermittlung geeigneter Ausbil-
dungsplätze für ihre besondere Lebenssituation
geholfen.

Das sind nur wenige Beispiele einer breiten Palette
von   differenzierten  und   zielgruppenbezogenen
Angeboten, die individuell und bedarfsgerecht aus-
gerichtet sind. Das sind keine Warteschleifen und
das ist auch kein Wahlbetrug, sondern das sind
Maßnahmen, die passgenau und flexibel auf die
Lebenssituation der betroffenen Jugendlichen ein-
gehen und zugleich an den aktuellen Rahmenbe-
dingungen der Ausbildung in der Wirtschaft ausge-
richtet sind. Das ist kluge Bildungs- und Ausbil-
dungspolitik, die den jungen Menschen hilft.

(Beifall bei der SPD)

Nach drei Jahren Bildungs- und Ausbildungspolitik
dieses Senats können wir ohne Übertreibung fest-
stellen: Zum ersten Mal in der Hamburger Nach-
kriegsgeschichte wird eine breite Brücke geschla-
gen von den Schulen in unserer Stadt in eine Be-
rufsausbildung. Auf dieser Brücke geht keiner ver-
loren, sondern alle werden mitgenommen. Manch-
mal werden sie auch abgeholt, begleitet und indivi-
duell gefördert. Das ist eine Pionierleistung für die
Zukunft der Jugend in unserer Stadt, und es ist
das Verdienst dieses Senats und seines Ersten
Bürgermeisters, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

Es muss jetzt darum gehen, das nicht schlechtzu-
reden, sondern alle Kräfte, auch die der Wirtschaft
und des Handwerks, zu sammeln und zusammen-
zuführen, damit jeder in dieser Stadt eine persönli-
che Chance bekommt. Das ist unser Ziel, und an
diesem Ziel halten wir fest, auch wenn solche An-
träge vorgelegt werden. – Danke schön.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Von der Fraktion der
LINKEN bekommt das Wort Herr Hackbusch.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Herr Rose und werte
SPD-Fraktion, das ist schon eine besondere Situa-
tion. Ein Antrag, den wir normalerweise später in
der Tagesordnung behandeln,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja, wir wollten es
wissen!)
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wird vorgezogen, um dazu möglichst populistisch
ein paar Worte zu sagen und zu diskutieren.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Haben Sie mal in
den Spiegel geguckt?)

Es ist  ein  Vorwurf  an uns,  und wir werden uns
damit auseinandersetzen, was Sie jetzt gesagt ha-
ben. Das meiste hinsichtlich der Fakten hat er-
staunlicherweise Frau Heyenn gesagt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist ja wohl
'ne Lachnummer!)

Sie hat mehr zu den Fakten gesagt und zu dem,
was in dieser Stadt gegenwärtig passiert. Ich hätte
Ihnen, wenn Sie das Thema so aktuell anmelden,
einfach den aktuellen Arbeitsmarkt in Zahlen gege-
ben, damit Sie sich das ansehen. Es sind deutli-
che, einfache Zahlen.

Die Zahl der gemeldeten Bewerber für eine Berufs-
ausbildung ist gestiegen im Verhältnis zum letzten
Jahr, und zwar um 15 Prozent, die Zahl der gemel-
deten Stellen ist dagegen kräftig gesunken. Wir
stellen fest, dass nur 15 Prozent der Betriebe in
Hamburg ausbilden. Das sind Fakten, mit denen
man sich auseinandersetzen muss, und die Situati-
on ist nicht glorreich, Herr Rose.

(Beifall bei der LINKEN)

Es gibt etwas zweites Wichtiges, das uns dabei
noch am meisten erschreckt. Wir sehen weiter in
diesen Bericht und erfahren, wie die Arbeitslosen-
zahlen sind. Im Mai 2014 ist die Zahl der 15- bis
25-jährigen Arbeitslosen in Hamburg um 6,7 Pro-
zent gestiegen im Verhältnis zum Vorjahr. Nun
kann man sagen, dass das vielleicht überall so ist,
aber das stimmt nicht, diese Zahl ist in Hamburg
als einzigem Bundesland angestiegen. In allen an-
deren Bundesländern ist die Zahl der arbeitslosen
15- bis 25-Jährigen um 3,7 Prozent gesunken. Das
war nicht nur im Mai so, wir können die gesamte
Palette verfolgen, das war im April so, im März und
auch im Februar. Im Februar ist in Hamburg die
Zahl der arbeitslosen 15- bis 25-Jährigen um
10 Prozent gestiegen, im gesamten Bundesgebiet
dagegen ist sie in dieser Zeit um 4,6 Prozent ge-
sunken. Das ist eine kritische Situation, und ich fin-
de, die SPD, wenn sie das schon als wichtiges
Thema für sich bezeichnet, muss sich mit diesen
Zahlen auseinandersetzen,

(Beifall bei der LINKEN)

darf sich nicht so lobhudeln und so selbstgerecht
sein.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wir tun ja was
dagegen!)

Das  bezieht sich  nicht nur  auf  den  Bereich der
arbeitslosen Jugendlichen, sondern wir haben das
auch bei den Wahlen letztes Wochenende festge-
stellt. Das Wahlrecht soll schuld daran sein, dass
Sie 10 Prozent verloren haben. Welche Selbstge-

rechtigkeit, aber Sie werden damit auf die Nase fal-
len.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort bekommt von
der GRÜNEN Fraktion Frau Dr. von Berg.

Dr. Stefanie von Berg GRÜNE: Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Ich will das Filibustern
der SPD-Fraktion nicht unterstützen, aber zwei
Sätze muss ich doch noch dazu sagen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist kein Fili-
bustern! – Sören Schumacher SPD: Man
wird sich ja noch zu Wort melden dürfen!)

Herr Rose, die Brücke, von der Sie gesprochen ha-
ben, wurde nicht von diesem Senat und auch nicht
von diesem Bürgermeister gebaut, diese Brücke
wurde von Schwarz-Grün gebaut. Und es war Ihre
Aufgabe, sie umzusetzen.  Diese   Brücke  wurde
eigentlich mit zusätzlichen Steinen finanziert. Sie
haben die Steine einfach woanders herausgenom-
men, um diese Brücke zu bauen. Noch einmal, das
kritisieren wir, und Sie sind an keiner Stelle auf die-
se Kritik eingegangen. Das ist wirklich absurd.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Carola Veit: Dann bekommt das Wort
Senator Rabe.

Senator Ties Rabe: Ich fasse mich auch kurz,
aber, Herr Hackbusch, diese Zahlenakrobatik ist
schon erstaunlich.

(Beifall bei der SPD)

Sie selbst haben dargestellt, dass das Arbeitsamt
bisher nicht jeden Jugendlichen gezählt hat, was in
der Tat ein Skandal ist. Ein großer Teil arbeitsloser
Jugendlicher wurde einfach nicht gezählt, und
schon war die Arbeitslosenquote in Ordnung. Das
ist in der Tat falsch. Deswegen sind wir als einzi-
ges Bundesland den Weg gegangen, jeden, aber
auch wirklich jeden aufzusuchen und zu erfassen.
Das hat teilweise kuriose Züge angenommen, ich
nenne ein Beispiel.

Im "HIBB" wurde so lange herumgeforscht, bis am
Ende sogar eine Schule aus Alexandria in Ägypten
geantwortet hat und sagte, Fatima Soundso sei
jetzt bei ihnen und man solle sich keine Sorgen
machen. So genau haben wir hingeschaut. Damit
haben wir ein riesiges Dunkelfeld von Menschen
erschlossen,   die   bisher vom  Arbeitsamt nie  re-
gistriert wurden. Wenn wir nun plötzlich dreimal so
viele Jugendliche haben, dann muss die Arbeitslo-
senquote steigen. Wir sind hier ehrlich, aber es ist
unehrlich von Ihnen, so zu tun, als ob die SPD Ar-
beitslosigkeit erzeugt habe. Im Gegenteil, wir ha-
ben sie endlich einmal aufgedeckt.
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(Lang anhaltender Beifall bei der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Herr Fock von der SPD-
Fraktion bekommt das Wort.

Jan-Hinrich Fock SPD: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Ich habe zum Teil Verständnis
für die Opposition, wenn sie fehlendes Geld oder
zu wenig Personal kritisiert. Wenn der Streit um
Zahlen geht, ist alles gewissermaßen in Ordnung,
das ist unser täglich Brot und das ist auch Ihr Job.
Ich habe aber etwas dagegen, wenn das Grund-
prinzip infrage gestellt wird wie bei der LINKEN.
Wenn  Sie   fordern,   Frau  Heyenn,  dass wir die
außerbetriebliche Ausbildung ausweiten sollen,
dann geht das gegen das Grundprinzip, und das
ist bitterböse.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Welches Grund-
prinzip?)

Ich bin hier, um Ihnen einmal aus der Praxis deut-
lich zu machen, welche Erfahrungen die Berufs-
schulen mit außerbetrieblicher Ausbildung ge-
macht haben. Es ist doch nicht so, dass alles wie-
der neu vom Himmel fällt. Wir haben vor 30 Jahren
eine ähnliche Situation gehabt wie jetzt. Es gab die
Berufswahl, die sich nur auf wenige Berufe bezog.
Deshalb haben wir als Berufsschullehrer gesagt
– immerhin war ich 38 Jahre Berufsschullehrer –,
dass wir das dann eben selbst machen. Wir woll-
ten im Zweiten Arbeitsmarkt über freie Träger eine
Ausbildung schaffen. Ich war beispielsweise im Be-
reich Kfz-Mechanik tätig, es gab andere Kollegen
aus dem kaufmännischen Bereich, und wir haben
in der Schule auch eine Vollzeitausbildung gehabt.

Ich will Ihnen einmal erzählen, wie der Alltag in so
einer Klasse aussah. Ich ging da rein, schlug das
Klassenbuch auf und sah nur noch Striche, das
heißt Abwesenheit.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Märchenstunde
beendet!)

– Das müssen Sie sich einmal anhören.

(Dietrich Wersich CDU: Ein Schelm, der Bö-
ses dabei denkt!)

– Für die Praxis ist dies ganz wichtig, denn ich zie-
he nachher Rückschlüsse.

Ich sah nur noch Fehlzeiten, und die Stimmung in
der Klasse war sehr, sehr schlecht, lethargisch,
zum Teil aggressiv. Wenn man die Jugendlichen
nach dem Grund fragte, dann sagten sie, sie seien
abgestempelt, sie seien nach wie vor in einer
Sackgasse, denn sie wüssten nicht, wie es weiter-
gehen solle. Daraus haben wir den Schluss gezo-
gen, dass wir uns auf jeden Fall in den Ersten Ar-
beitsmarkt orientieren müssen.

(Beifall bei der SPD)

Es ist keine Lösung zu sagen, die Stadt oder die
freien Träger machen das dann eben selbst mit
entsprechendem Geld. Es führt zu nichts und wir
verlieren die Leute. Die betriebliche Praxis muss
man im wahrsten Sinne des Wortes erleben,
Schule kann die nicht abbilden. Deshalb ist es ein
Fehler, Frau Heyenn, wenn Sie sagen, die außer-
betriebliche Ausbildung solle ausgeweitet werden.
Bei aller Kritik an den Maßnahmen der Jugendbe-
rufsagentur müssen wir dabei beachten, dass wir
hier eine einheitliche Meinung haben. Es wäre sehr
schön, wenn Sie das noch einmal deutlich machen
könnten.

Wir haben deutlich gemacht, dass wir uns bei der
Berufsorientierung von der achten bis zur zehnten
Klasse am Ersten Arbeitsmarkt orientieren. Es läuft
in enger Abstimmung mit den Betrieben, und die
Betriebe machen Gott sei Dank mit. Es gibt Paten-
schaften, es werden Berufsschullehrer in die Stadt-
teilschulen kommen. Die Patenschaften mit den
Betrieben werden ausgebaut, und es wird dann
später an die Jugendberufsagentur gehen. Herr
Hackbusch, wenn Sie jetzt Zahlen vom Mai nen-
nen, dann nehme ich die gern zur Kenntnis, aber
die Ausbildungszahlen selbst sind doch sehr dyna-
misch.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Ja, nach unten!)

Es gibt einige Bewerber, es kann sich jeden Tag
etwas ändern. Wir haben zum Beispiel in der BQ,
in der Berufsqualifizierung, 480 Plätze, die wir in
der Regel noch nicht einmal besetzen können; wir
besetzen da ungefähr knapp 200 Plätze. Wenn
man das alles zusammen sieht und sich auch ein-
mal die Tendenz anschaut, dann erkennt man,
dass wirklich keiner verloren geht, dass es immer
mehr gibt – Sie können doch nicht erwarten, dass
es über Nacht anders wird – und dass immer weni-
ger Menschen ohne Berufsausbildung sind, dass
nach wie vor nachgefragt wird, auch über das
18. Lebensjahr hinaus.

Auch von der Jugendberufsagentur muss bei-
spielsweise einem Jugendlichen gesagt werden:
Vielleicht ist es gar nicht so gut, wenn du mal
Schifffahrtskaufmann bist, vielleicht könntest du
aber überlegen, ob du nicht Klempner wirst; das
muss auch geschehen.

(Heiterkeit bei der LINKEN)

– Ich weiß nicht, was Sie gegen Klempner haben.

(Beifall bei der SPD)

Das ist ein ehrenvoller Beruf, und es gibt sehr viele
ehrenvolle Berufe, über 320 in Hamburg. Es muss
doch möglich sein, das zusammenzubringen, wenn
wir auf der einen Seite einen Pool von Ausbil-
dungsplätzen haben, die die Wirtschaft zur Verfü-
gung stellt, und auf der anderen Seite eine unge-
fähr gleichgewichtige Anzahl von Bewerbern. Ich
ärgere mich jedes Mal, wenn am Ende des Schul-
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jahres wieder Bewerber ohne Lehrstelle dastehen
und es andererseits Ausbildungsplätze gibt, die
nicht besetzt sind. Ich finde, hier sollten wir ein ge-
meinsames Ziel haben. – Danke schön.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Von der Fraktion DIE
LINKEN bekommt das Wort Herr Yildiz.

Mehmet Yildiz DIE LINKE:* Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Erstens: Herr Fock, ich fin-
de, was Sie zu der außerbetrieblichen Ausbildung
gesagt haben, gehört sich nicht, das ist unver-
schämt. Ich habe selber eine außerbetriebliche
Ausbildung gemacht, weil ich als Flüchtling in kei-
nem Betrieb einen Ausbildungsplatz bekommen
habe, und alle Auszubildenden, die dort ausgelernt
haben, haben einen Arbeitsplatz auf dem freien
Markt bekommen, und alle arbeiten heute immer
noch.

(Erster Vizepräsident Frank Schira über-
nimmt den Vorsitz.)

Dass die außerbetriebliche Ausbildung so derma-
ßen schlecht ausgestattet ist, daran sind auch Sie
schuld, genauso wie CDU und GRÜNE. Es wurde
über Jahre hinweg gekürzt. Wo früher zwölf Auszu-
bildende gelernt haben, müssen jetzt mit dem glei-
chen Personal 24 Jugendliche ausgebildet werden.
Unter diesen Bedingungen geht das nicht. Wir sind
für Ausbildung im ersten Arbeitsmarkt. Weil aber in
dem Bereich nicht ausreichend Ausbildungsplätze
zur Verfügung gestellt werden, muss man sich
auch über den Bereich der außerbetrieblichen Aus-
bildung Gedanken machen, ihn ausbauen und un-
terstützen.

(Beifall bei der LINKEN)

Zweitens: Wir reden immer über die Jugendlichen
und ob sie ausbildungsfähig und ausbildungswillig
sind. Warum reden wir nicht darüber, ob die Betrie-
be ausbildungsfähig und ausbildungswillig sind?

(Beifall bei Heike Sudmann DIE LINKE)

Ich habe mit einem Großunternehmer gesprochen,
der einen Verlag hat. Der sagt: Ich gebe jedem Ju-
gendlichen, ob mit oder ohne Abschluss, die Mög-
lichkeit, innerhalb von sechs Monaten nachzuwei-
sen, ob er etwas kann. Und er sagt Folgendes: Die
Jugendlichen, die mit Hauptschulabschluss oder
ganz ohne Abschluss kommen, sind so motiviert,
dass sie am Ende erfolgreich sind. Er hat im
Durchschnitt ein oder zwei Personen pro Jahr, die
er nach der Probezeit nicht übernimmt und die ihre
Ausbildung nicht zu Ende machen. Das gilt aber
nicht nur für die Hauptschulabgänger, sondern all-
gemein. Daher sollte man fragen, ob die Betriebe
selber ausbildungswillig und ausbildungsfähig sind.

(Beifall bei der LINKEN)

Drittens: Herr Rabe, Sie haben also schön alle Ju-
gendlichen aufgesucht und gefunden.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Nein, hat er
nicht!)

Dann frage ich mich, wo denn diese Jugendlichen
geblieben sind. Was ist mit denen passiert? Haben
sie einen Ausbildungsplatz? Gestern habe ich ein
Gespräch mit der Lehrerin einer Abschlussklasse
geführt. Sie sagte: Ich habe 37 Schülerinnen und
Schüler, zehn davon gehen auf weiterführende
Schulen, einer hat einen Ausbildungsplatz und 16
haben keinen. Fast alle haben 30, 40 Bewerbun-
gen geschrieben. Sind diese Jugendlichen doof?
Sie müssen sich doch selber einmal fragen, was
am Ende mit diesen Jugendlichen passiert. Die
landen in Warteschleifen. Daher haben wir gesagt
– lieber Wolfgang, du kennst mich als Gewerk-
schafter, das war unsere Forderung als DGB-Ju-
gend –, wir wollen eine Umlagefinanzierung. Die
Kollegen im Bereich Bau machen es vor. Man
kann das auch in anderen Bereichen regeln, nur
muss man handeln. Es reicht nicht, in den Gewerk-
schaften vollmundig zu reden, sich aber dann,
wenn man in der Bürgerschaft ist, nicht hinter die-
se Forderungen zu stellen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist keine Forderung der typisch Linken, das ist
eine Forderung der Gewerkschaften, die wir über-
nommen haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Frau Heyenn
von der Fraktion DIE LINKE hat das Wort.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Ich wollte eigentlich
nichts mehr sagen, aber, Herr Fock, so geht es
nun doch nicht. Was Sie beschrieben haben mit
dem Fehlen, dazu könnte ich Ihnen auch einige
Geschichten erzählen. Sie sprechen damit im
Grunde die Motivation der Jugendlichen an. Und
nun frage ich Sie ganz ehrlich: Wenn man als Ju-
gendlicher weiß, dass man 10, 20, 30, 40 Bewer-
bungen schreiben kann, aber die Chance, einen
Ausbildungsplatz zu bekommen, äußerst gering ist
– das weiß man vom Bruder, vom Vater, von allen
möglichen Leuten –, dann ist es doch wohl ganz
natürlich, dass man dann nicht mehr die Motivation
hat, in die Schule zu kommen.

(Dr. Martin Schäfer SPD: Und nu?)

Und wenn Sie davon sprechen, dass wir keine au-
ßerbetrieblichen Ausbildungsplätze fordern dürften,
dann muss ich Ihnen sagen, dass die Jugendbe-
rufsagentur Hamburg vor Kurzem festgestellt hat,
dass es einen Bedarf von 1200 außerbetrieblichen
Ausbildungsplätzen gibt. Mit dem Hamburger Aus-
bildungsmodell sind 470 Plätze zur Verfügung ge-
stellt worden; ursprünglich hatte die SPD einmal
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1100 Plätze geplant. Wenn Sie schon von unan-
ständig reden, dann ist es unanständig, das zu hal-
bieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Und warum bekommen so viele auch im Hambur-
ger Ausbildungsmodell keinen Platz? Weil es Hür-
den gibt. Hürden sind zum Beispiel, dass sie min-
destens fünf Bewerbungen geschrieben und so
und so viele Praktika gemacht haben müssen. Ich
möchte Sie noch einmal daran erinnern, dass Sie
selbst es waren, die gesagt haben, der Haupt-
schulabschluss sei eine Qualifikation zum Beruf
und da müsse man nicht noch einmal extra bewei-
sen, dass man in eine Ausbildung gehen kann.

Sie haben recht, es ist unser gemeinsames Ziel,
dass alle Jugendlichen, die einen Ausbildungsplatz
haben wollen, auch einen bekommen. Und dann
ist es natürlich voll daneben, Herr Rose, lieber
Wolfgang, wenn Kritik an der SPD und am Senat
als schlechter Politikstil hingestellt wird.

(Dirk Kienscherf SPD: Nein, der Antrag! –
Dr. Andreas Dressel SPD: Es ging um das
"Wie" der Kritik!)

Das ist absolut notwendig, damit die SPD und der
Senat in die Hufe kommen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn davon gesprochen wird, dass wir mit unse-
ren Beiträgen, unserer Pressekonferenz und unse-
rem Antrag alles schlechtreden, dann wird es aller-
höchste Zeit, dass SPD und Senat die Realitäten
wahrnehmen und sie als Grundlage des politischen
Handelns begreifen, statt davon zu sprechen, dass
das Zahlenakrobatik sei oder ein schiefer Ver-
gleich. Die Zahlen sind wie sie sind. Mich wundert
es sehr, dass Sie weder zu den Zahlen, die wir ge-
nannt haben, noch zu unseren Argumenten oder
den Argumenten der CDU und der FDP ein Wort
gesagt haben – kein Wort dazu, kein Wort zum
DGB. Es wäre doch schön, einmal zu hören, was
Sie dazu eigentlich sagen.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Herr Schwie-
ger von der SPD-Fraktion hat das Wort.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Ich hätte sonst
auch noch eine Rede für Sie!)

Jens-Peter Schwieger SPD: Herr Präsident, sehr
geehrte Damen und Herren! Ich möchte ein paar
Punkte aufgreifen. Zum Thema Warteschleife, Herr
Yildiz. Ich finde, der Begriff Warteschleife ist nahe
dran an einer Diffamierung der Jugendlichen, die
sich in einem Übergang befinden, und eine starke
Diffamierung der Kolleginnen und Kollegen, die
dort mit den Jugendlichen arbeiten.

(Beifall bei der SPD)

Ich weiß auch nicht, wo Herr Yildiz eine Klasse mit
37 Schülerinnen und Schülern gefunden hat; die
muss er mir mal zeigen. Vielleicht kann er sie mir
nachher nennen.

(Jens Kerstan GRÜNE: Meine Güte, klärt
das doch einfach bei ver.di! Muss das hier
sein? – Dirk Kienscherf SPD: Ja, das muss
hier sein!)

– Herr Kerstan, ich wusste nicht, dass Sie darüber
bestimmen, wer hier das Wort ergreift. Das ist mir
neu.

(Beifall bei der SPD)

Herr Yildiz, Sie würden von mir persönlich und
auch von meiner Fraktion nie hören, dass Jugend-
liche nicht ausbildungsfähig oder nicht ausbil-
dungswillig sind. Wir identifizieren Jugendliche, die
noch eine Förderung benötigen, bevor sie in eine
Ausbildung gehen.

Zu Ihrem Hinweis auf die fehlenden Ausbildungs-
betriebe habe ich vorhin schon etwas gesagt. Auch
für uns als SPD-Fraktion ist die Zahl der ausbilden-
den Betriebe zu klein. Daran müssen wir arbeiten.

(Beifall bei der SPD)

Wir  verfolgen  hier ganz einfache   Zielsetzungen:
eine Fortsetzung der erfolgreichen Arbeit der Ju-
gendberufsagentur, die Ausrichtung der Förder-
maßnahmen nach den Grundsätzen von Differen-
zierung, Individualisierung und Flexibilität, die Ver-
besserung der Passgenauigkeit von Angebot und
Nachfrage im Ausbildungsmarkt – das hatte Ihnen
vorhin gefehlt, Frau Dr. Föcking –, fortgesetzte
Werbung für mehr Ausbildungsangebote und diffe-
renzierte und branchenspezifische Lösungen bei
den Engpässen im Ausbildungsangebot. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Jetzt hat er-
neut das Wort Herr Fock von der SPD-Fraktion.

(Jens Kerstan GRÜNE: Jetzt reicht es aber!)

Jan-Hinrich Fock SPD: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren!

(Finn-Ole Ritter FDP: Was für einen Ausflug
haben Sie denn gemacht?)

– Herr Ritter, wenn Sie das Wort haben wollen,
dann melden Sie sich bitte.

(Jens Kerstan GRÜNE: Das ist das zweite
Mal, dass Sie das verhindern!)

Ich möchte noch etwas richtigstellen, was Herr Yil-
diz hier gesagt hat und auch Frau Heyenn. Wenn
man eine Fünfminutenrede hält, dann muss man
bestimmte Dinge pointieren. Ich möchte noch ein-
mal betonen, dass bei einer außerbetrieblichen
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Ausbildung nicht alles schlecht ist. Die Kollegen
– ich selber gehörte auch dazu – haben sich sehr
große Mühe gegeben und es gab auch positive
Resonanz. Es gab aber nicht die Resonanz, die wir
uns eigentlich versprochen hatten; das zum einen.

Es gab aber auch etwas, das man deutlich sehen
muss: Es gab Übergänge vom zweiten Ausbil-
dungsmarkt in den ersten Ausbildungsmarkt. Ich
habe erlebt, wie sich Menschen verändern konn-
ten, wie sie positiv reagiert haben und ein Selbst-
wertgefühl erhielten, weil sie nicht mehr außen vor
standen. Das hat uns veranlasst, jetzt ganz klar ei-
ne Orientierung am ersten Arbeitsmarkt vorzuneh-
men. Das heißt nicht, dass alles schlecht ist bei
der außerbetrieblichen Ausbildung, aber sie auszu-
weiten und gegen den ersten Arbeitsmarkt auszu-
spielen, ist falsch.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Das hat kein
Mensch gemacht!)

Deshalb appelliere ich an Sie, dass unser gemein-
sames Ziel sein muss: Ausbildung im ersten Ar-
beitsmarkt und Orientierung am ersten Arbeits-
markt. – Danke schön.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Jetzt liegen
zu diesem Thema keine Wortmeldungen mehr vor.
Dann kommen wir zum zweiten Thema, beantragt
von der CDU-Fraktion:

Bezirkswahlen sind Warnschuss für
Scholz – SPD muss Chaos in der Ver-
kehrspolitik beenden

zusammen debattiert mit dem vierten Thema, be-
antragt von der FDP-Fraktion:

SPD muss sich der Wahrheit stellen:
Chaos statt Koordination in der Verkehrs-
politik – Senator Horch schließt das Tor
zur Welt

Herr Hesse hat das Wort.

(Dirk Kienscherf SPD: Immer dieselbe Re-
de!)

Klaus-Peter Hesse CDU:* Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen von der SPD, es ist ein jämmerli-
ches Schauspiel, was Sie hier abliefern.

(Beifall bei der CDU, den GRÜNEN, der
FDP und der LINKEN)

Sie werden nicht verhindern, dass Ihnen unange-
nehme Themen auch in einer Aktuellen Stunde
diskutiert werden. Ich bin froh, dass Ihnen eben die
Luft ausgegangen ist und wir nicht noch irgendwel-
che Beiträge hören mussten. Die Menschen in der
Stadt haben ein Recht darauf, dass wir uns hier

über wichtige Themen unterhalten, die sie tagtäg-
lich im Straßenverkehr betreffen.

(Beifall bei der CDU, den GRÜNEN, der
FDP und der LINKEN – Zurufe von der SPD)

– Ich weiß gar nicht, warum Sie sich so aufregen.

(Glocke – Dr. Andreas Dressel SPD: Ich
weiß gar nicht, warum Sie sich so aufregen!)

Erster Vizepräsident Frank Schira (unterbre-
chend): Das Wort hat Herr Hesse.

Klaus-Peter Hesse CDU (fortfahrend): Ich weiß
gar nicht, warum Sie sich so aufregen, die Bezirks-
wahlen haben doch gezeigt, wie die Menschen vor
Ort abstimmen. Die SPD hat bei den letzten Be-
zirkswahlen 40 Bezirksabgeordnete weniger be-
kommen, das kommt doch nicht von ungefähr. Das
hat Gründe, und es liegt unter anderem auch an
Ihrer verfehlten Verkehrspolitik vor Ort.

(Beifall bei der CDU und den GRÜNEN)

Herr Bürgermeister, diese Arroganz, mit der Sie re-
gieren – den Verkehrssenator bei so einer Debatte
in der Aktuellen Stunde gar nicht dabei zu haben,
ein Bezirksfraktionsvorsitzender, der sagt, aufste-
hen, Krönchen richten, weiter regieren –, wollen
die Menschen nicht mehr. So regieren Sie diese
Stadt, aber so haben die Menschen die SPD satt
und Ihre Verkehrspolitik auch.

(Beifall bei der CDU, den GRÜNEN und der
FDP)

Das "Hamburger Abendblatt" hat am Wahlwochen-
ende getitelt: "270 Baustellen – ganz Hamburg
steht im Stau". Es war das "Hamburger Abend-
blatt", dass die "BILD Zeitung" das schreibt und Ih-
nen das nicht recht ist, obwohl die "BILD Zeitung"
recht hat mit dem, was sie schreibt, kennen wir
schon. Mittlerweile gibt es eine öffentliche Wahr-
nehmung, die von der Wahrnehmung der SPD ab-
weicht. Es gibt kaum noch jemanden in dieser
Stadt, der der Auffassung ist, dass die Verkehrspo-
litik, die Sie machen, richtig ist. Alle sind sauer, alle
haben kein Verständnis mehr dafür, alle sehen,
dass das, was hier passiert, unkoordiniert ist und
keinerlei Struktur aufweist.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Stefanie von
Berg GRÜNE)

Es interessiert Sie auch gar nicht, wie die Wahler-
gebnisse sind und dass die CDU am Mühlenkamp
vielleicht über 50 Prozent der Stimmen bekommen
hat.

(Dr. Melanie Leonhard SPD: Reden Sie mal
zum Thema!)

Stört uns nicht, Krönchen richten.

(Zurufe von der SPD)
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Dass da ein Busbeschleunigungsprogramm durch-
geht und die Leute sauer sind über das, was Sie
machen, stört Sie gar nicht. Arroganz der Macht,
sage ich dazu. Ihre Arroganz ist unerträglich ge-
worden.

(Beifall bei der CDU und den GRÜNEN)

Frau Koeppen wird uns gleich wieder die Mär er-
zählen, dass die arme SPD so hilflos sei und nur
das aufarbeite, was die Vorgängersenate nicht ge-
tan hätten.

(Beifall bei der SPD – Dirk Kienscherf SPD:
Richtig!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die
Wahrheit sieht anders aus. Sie sind überfordert mit
den Baustellen in dieser Stadt, Sie haben sich
übernommen mit dem, was Sie in unserer Stadt
machen.

(Beifall bei der CDU, den GRÜNEN, der
FDP und der LINKEN)

Sie haben ein unsinniges Busbeschleunigungspro-
gramm, das außer Ihnen wirklich niemand in dieser
Stadt will. Das sind Baustellen, die Sie verhindern
könnten, aber nein, Sie ziehen es durch. Das ist
Ihre Arroganz der Macht.

(Beifall bei der CDU, den GRÜNEN und bei
Dr. Wieland  Schinnenburg  FDP und Chris-
tiane Schneider DIE LINKE  –  Zurufe von
der SPD)

Wie Sie es machen, kann sich jeder im Übrigen
selber anschauen. Ich bin letztes Wochenende
dreimal mit dem Auto über die A 7 gefahren.

(Zurufe von der SPD: Hey!)

Glauben Sie, ich hätte auch nur einen einzigen
Bauarbeiter gesehen, der da gearbeitet hätte?
Nein. Das zeigt, wie Sie Ihre Baustellen planen.

(Dirk Kienscherf SPD: Es ist eine Frechheit,
die du hier rüberbringst! – Glocke)

Erster Vizepräsident Frank Schira (unterbre-
chend): Herr Hesse hat das Wort.

Klaus-Peter Hesse CDU (fortfahrend): Ich sage
Ihnen, was uns außerdem stört: diese Peinlichkeit,
die Sie im Verkehrsausschuss abliefern.

(Dirk Kienscherf SPD: Du bist peinlich!)

Da ist ein Senator, der sagt, am 8. April dieses
Jahres habe er die Wirtschaftsverbände zusam-
mengeholt und sie gefragt, was er gegen die Stau-
situation tun könne. Wir wissen seit Jahren, was
für Baustellen auf der A 7 auf uns zukommen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Weil ihr nichts
gemacht habt!)

Am 8. April fragt dieser Senator die Wirtschaftsver-
bände, was er machen könne – ein Offenbarungs-
eid für diesen Senator.

(Beifall bei der CDU, den GRÜNEN und der
FDP)

In der gleichen Ausschusssitzung sagt er – die Kol-
legen haben es mitbekommen –, er wisse, dass er
den Menschen in der Stadt Zeit klaue. Er ist ein
Dieb und nimmt den Menschen Zeit weg,

(Zurufe von der SPD – Dr. Andreas Dressel
SPD: Ist dir nicht selber peinlich, was du er-
zählst?)

die sie im Verkehr verbringen müssen, wo sie sie
eigentlich nicht verbringen müssten.

Und dann der billige Trick mit dem Staukoordinator
Fuchs, der ab dem 1. April nur noch moderieren
darf. Auch das klappt nicht, so kriegen Sie die
CDU nicht.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wollen wir auch
nicht!)

Stausenator Horch ist maßlos überfordert. Herr
Scholz muss die Verkehrspolitik endlich zur Chef-
sache machen. Hamburg steht vor einem Ver-
kehrskollaps und Sie tun nichts.

(Beifall bei der CDU, den GRÜNEN, der
FDP und der LINKEN – Arno Münster SPD:
Ihr habt nichts hinbekommen!)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Jetzt hat Frau
Koeppen das Wort.

(Zuruf von Dietrich Wersich CDU)

Martina Koeppen SPD:* Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Schön, Herr
Wersich, dass Sie sich auf meine Rede freuen,
dann können Sie sich gleich einmal folgenden Satz
aufschreiben: Senator Frank Horch schließt nicht
das Tor zur Welt, er repariert es, damit es auch zu-
künftig geöffnet bleibt.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU)

Allerdings habe ich die Rede von Herrn Hesse
nicht so richtig verstanden und auch die Anmel-
dung "Chaos in der Verkehrspolitik" nicht. Herr
Hesse, Sie haben hier nur laut gebrüllt,

(David Erkalp CDU: Was soll er denn ma-
chen bei dem ganzen Gepöbel?)

und irgendwie ging es auch gar nicht um die Sa-
che. Ich versuche einmal, der Sache mit direkten
Fragen nahezukommen. Sollen wir die Sanierung
der Straßen einstellen? Sollen wir die Planungen
der S4 oder der S21 in die Schublade packen?
Wie sieht eine bessere Verkehrspolitik von Ihnen
denn konkret aus?

(Glocke)
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Erster Vizepräsident Frank Schira (unterbre-
chend): Gestatten Sie eine Zwischenfrage von
Herrn Hesse?

Martina Koeppen SPD (fortfahrend): Herr Hesse
kann sich nachher noch einmal melden.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Wir haben nachher noch eine Verkehrsdebatte, da
können Sie uns dann erzählen, was Sie alles ab-
geschrieben haben.

Zurück zur Sache. Mit keinem Wort, Herr Hesse,
sagen Sie etwas zu Ihren Stadtbahnvisionen; das
hätte ich eigentlich erwartet. Nehmen wir zum Bei-
spiel die Strecke von Lurup nach Langenhorn, wo
man ganze Brückenanlagen für S-Bahn, Güterver-
kehr und Fernverkehr abreißen müsste. Die Pend-
ler aus Pinneberg, Steinburg und Dithmarschen
müssten über die A 23 nach Hamburg, um zu ih-
rem Arbeitsplatz zu gelangen. Ganz ehrlich: Mit Ih-
ren Stadtbahnplänen würden Sie den Hamburger
Nordwesten lahmlegen. Wahrscheinlich würden
Sie aber dann, wie schon zu Ihren Regierungszei-
ten, die Mittel für die Straßensanierung wieder auf
null fahren nach dem Motto: keine Mittel, keine
Baustellen.

(Beifall bei der SPD)

Dann hätten wir aber irgendwann den gleichen Zu-
stand wie im Winter 2010/2011. Jeder erinnert
sich: Schlaglöcher ohne Ende, spiegelglatte Fuß-
und Radwege, Straßen, auf denen man Schlitt-
schuh laufen konnte.

(Beifall bei der SPD)

Aber so ehrlich sind Sie nicht. Die Straßensanie-
rungsoffensive des SPD-Senats wird teilweise so-
gar von Ihnen gelobt, aber im gleichen Atemzug
kritisieren Sie die Koordinierung der Baustellen.
Tatsache ist aber, dass in der für die Koordinierung
zuständigen KOST mehr Personal beschäftigt ist
als zu schwarz-grünen Regierungszeiten.

(Beifall bei der SPD – Dr. Andreas Dressel
SPD: Hört, hört!)

Und wenn Sie dann sagen, Herr Hesse, dass die
Koordinierung nicht funktioniere, dann greifen Sie
nicht den SPD-Senat an, sondern die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der KOST, und das ist unterir-
disch.

(Beifall bei der SPD)

Insgesamt lässt der parlamentarische Sprachge-
brauch im Verkehrsbereich natürlich zu wünschen
übrig. Immerhin, Herr Hesse, haben Sie es ge-
schafft, heute keine verbalen Tiefschläge zu äu-
ßern.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Na ja!)

– Na ja, er hat sich bemüht.

Nun mag die politische Bühne kein Ponyhof sein,
aber es gibt moralische Grenzen, und diese Gren-
zen sind am Montag nach der Bezirkswahl von
Kollege Hesse deutlich überschritten worden. Auf
Twitter hat er Folgendes veröffentlicht:

"Kommentar auf der spontanen Eimsbüttler
Wahlparty: die anderen hatten #Fukushima,
wir hatten den #Siemersplatz."

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das war Herr
Steffen!)

Dieser Kommentar ist einfach nur geschmacklos,
Herr Steffen, Ihren anzuerkennenden Stimmenzu-
gewinn in Eimsbüttel mit verstrahltem Grund, ver-
strahlten Lebensmitteln, verstrahltem Trinkwasser
für 100 000 Menschen gleichzusetzen.

(Sören Schumacher SPD: Schlimm!)

Aber so ist es wohl mit der Moral und dem Augen-
maß von ehemaligen Senatoren: Der eine twittert
verstrahlte Kommentare, der andere zieht ins
Big-Brother-Haus.

(Zurufe von den GRÜNEN – Jens Kerstan
GRÜNE: Frau Koeppen, das war ja jetzt mit
Sternchen! Immer mit gutem Beispiel voran-
gehen!)

In diesem Zusammenhang, Herr Hesse: Ihre Ver-
kehrspolitik kann auch nicht so erfolgreich gewe-
sen sein, denn Ihre Ergebnisse bei der Bezirks-
wahl waren auch nicht wirklich gut. – Danke schön.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Jetzt hat das
Wort Herr Dr. Steffen.

(Sören Schumacher SPD: Fukushima-Stef-
fen!)

Dr. Till Steffen GRÜNE: Sehr geehrter Präsident,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich muss
mich schon wundern, dass manches, was eindeu-
tig als nicht vergleichbar dargestellt wird, als Ver-
gleich interpretiert wird. Ich bin nicht der Meinung,
dass wir in dieser Hinsicht eine vergleichbare Si-
tuation hatten, die Einfluss auf unser Wahlergebnis
hatte.

Richtig an dem, was die CDU vorgetragen hat,
sind fünf Punkte. Erstens ist richtig, dass wir in die-
ser Stadt in den letzten Wochen erhebliche Staus
gehabt haben, auch mehr als in den Monaten und
Jahren zuvor. Da hat es eine Veränderung gege-
ben.

(Hildegard Jürgens SPD: Ja, da ist ja auch
nicht gebaut worden!)

Zweitens ist richtig, dass der Verkehr in diesem
Wahlkampf das am stärksten erkennbare Thema
war.
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Drittens ist richtig, dass die Koordination der Bau-
stellen in der Tat nicht optimal ist. Ich will an dieser
Stelle ein konkretes Beispiel nennen. Wir hatten
diese Sperrung im Elbtunnel, sodass statt acht
Fahrspuren insgesamt nur vier befahren werden
konnten – sicherlich eine sehr massive Einschrän-
kung des Verkehrs auf der A 7. Es war deswegen
absehbar, dass es Ausweichverkehre durch die
Stadt geben würde, insbesondere ausgehend von
der Abfahrt Stellingen, Kieler Straße, Fruchtallee,
am Schlump vorbei. Und genau in diesem be-
grenzten Zeitraum, wo wir massivste Einschrän-
kungen auf der A 7 haben, macht der Senat eine
Baustelle auf der Bundesstraße, der Parallel-
strecke, sodass es dann zu Stauungen an Stellen
kam, wo sonst nie Stau ist. Hier ist in der Tat Kritik
an der Koordination berechtigt.

(Beifall bei den GRÜNEN und der CDU)

Viertens ist richtig, dass die Maßnahmen der Bus-
beschleunigung in der Form nicht sinnvoll und als
solche dann auch überflüssig sind und damit auch
eine überflüssige Beeinträchtigung für den Ver-
kehr.

Und fünftens ist richtig, dass die SPD nach diesem
Wahlkampf, in dem Verkehr ein Thema war, mas-
siv Stimmen verloren hat. Deswegen ist auch der
Schluss richtig, dass dieses Wahlergebnis als Kri-
tik an der Verkehrspolitik verstanden werden kann.

(Beifall bei den GRÜNEN und der CDU)

Man muss aber auch sagen, dass CDU und FDP,
die das Thema immer wieder nach oben gebracht
haben, bei dieser Wahl auch nicht wirklich Begeis-
terungsstürme auslösen konnten.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wohl wahr!)

Das lässt den Schluss zu, dass der Ansatz der
CDU nicht wirklich überzeugt hat. Es hat Ihnen
nicht geschadet, was Sie gemacht haben, aber es
hat Ihnen auch nicht wirklich geholfen. Insoweit
müssen wir noch einmal überlegen, was eigentlich
an Ihrem Ansatz nicht stimmt. Ich glaube, das ist
ganz einfach: Sie suggerieren, dass man mit ein
bisschen besserer Koordination die Probleme im
Straßenverkehr lösen könne, ohne dass sich das
Verhalten der Hamburgerinnen und Hamburger än-
dert. Sie glauben, dass es mit ein paar Tricks mög-
lich wäre, dass der Verkehr in dieser Stadt rollt, oh-
ne dass wir alle weniger Auto fahren. Und das ist
etwas, was Ihnen die Leute nicht abnehmen. Dar-
um haben auch zwei Parteien zugelegt, die immer
wieder darauf hinweisen, dass wir, wenn wir weni-
ger Stau haben wollen, weniger Auto fahren müs-
sen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Christiane
Schneider DIE LINKE)

Wenn wir uns das anschauen, dann müssen wir
feststellen, dass wir nicht nur die gerade noch an-
dauernden Bauarbeiten im Elbtunnel haben, son-

dern die nächsten zehn Jahre auch Bauarbeiten
auf der A 7 nördlich des Elbtunnels haben werden;
vielleicht schließt sich auch etwas südlich an. Wir
werden in den nächsten Jahren auch die Straßen
an vielen Stellen weiterhin sanieren müssen. Des-
wegen haben wir schon in der letzten Wahlperiode
die Mittel dafür nach oben gefahren. Wir werden
uns also darauf einstellen müssen, dass diese ver-
ringerte Kapazität auf den Hamburger Straßen ein
Dauerzustand ist, und deswegen muss man kon-
zeptionell darauf reagieren. Man muss mit Maß-
nahmen reagieren, die dazu führen, dass insge-
samt weniger Auto gefahren wird, damit die not-
wendigen Verkehre mit dem Auto abgewickelt wer-
den können. Wir brauchen also mehr Benutzung
von Bus, Bahn und Fahrrad, damit der Hamburger
Hafen erreichbar bleibt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es ist im Endeffekt ganz einfach: Alles, was dazu
führt, dass der Autoverkehr zurückgeht, jeder Ver-
zicht aufs Auto würde helfen, die notwendigen Ver-
kehre, die wirklich nur mit dem Auto abgewickelt
werden können, auf den Hamburger Straßen abzu-
wickeln. Das "Hamburger Abendblatt" hat dieser
Tage eine repräsentative Umfrage der BAT-Stif-
tung für Zukunftsfragen veröffentlicht, bei der
1000 Hamburger gefragt wurden, was sie dazu
bringen würde, das Auto stehenzulassen. Da kam
an erster Stelle von 80 Prozent der Befragten, der
ÖPNV müsse günstiger sein. Deswegen weisen
wir immer wieder darauf hin, dass es kein sinnvol-
ler Weg ist, den Zuschuss der Stadt für den HVV
einzufrieren, sodass die Fahrpreise immer weiter
steigen, auch über dem Inflationsniveau. Das ist
ein falscher Weg. Insgesamt muss man da viel
mehr machen. An zweiter Stelle kamen bessere
und mehr Radwege und ein größeres Strecken-
netz. Das führt natürlich zu den Maßnahmen, über
die wir hier immer diskutieren: Stadtbahn fördern,
Fahrrad fördern. Das würde helfen gegen den
Stau.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Jetzt hat Herr
Dr. Schinnenburg für drei Minuten das Wort.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Herr Präsident,
meine   Damen  und  Herren!   Sehr geehrte  Frau
Koeppen, Sie haben das ganze Drama mit Senator
Horch in einem Satz gebracht. Sie haben gesagt,
Senator Horch repariere am Tor zur Welt herum.
Das tut er seit vielen Jahren. Seit vielen Jahren
werkelt Senator Horch am Tor zur Welt herum, und
so, wie er es macht, wird er das auch noch lange
Jahre machen. Kurz gesagt: Senator Horch ist
selbst von der Reparatur eines einzelnen Tores
überfordert, dann kann man den Mann doch nicht
auf die Straßen loslassen, das geht doch nun wirk-
lich nicht.
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(Beifall bei der FDP – Dirk Kienscherf SPD:
Nicht alles, was hinkt, ist ein Vergleich!)

Stellen Sie sich einmal vor, Sie fahren mit Ihrem
Auto auf der A 23 Richtung Süden, hören im Radio
von einem Stau und sagen sich dann: Dem Stau
muss ich ausweichen, ich fahre schon in Eidelstedt
ab und weiche über die Holsteiner Chaussee und
die Kieler Straße aus. Zu dumm, Senator Horch ist
schon da. Er hat mit seinem Busbeschleunigungs-
programm den Eidelstedter Platz bereits blockiert –
schiefgegangen.

(Dirk Kienscherf SPD: Das haben Sie letztes
Mal schon erzählt!)

Zweite Möglichkeit. Sie sagen sich: Jetzt bin ich
schlauer, ich fahre in Stellingen ab, dann umgehe
ich die Kieler Straße. Dumme Sache, Senator
Horch war schon da. Er hat auch dort längst eine
Baustelle eingerichtet, nämlich Ecke Kieler Straße/
Sportplatzring. Senator Horch blockiert auch die-
sen Ausweg.

(Dirk Kienscherf SPD: Vielleicht sollten Sie
einfach mal umsteigen, auf die S-Bahn!)

Oder stellen Sie sich vor, Sie kommen von Norden
und wollen über die B 447 fahren, um den Stau zu
umgehen. Und wie ist es da? Senator Horch ist
schon da.

(Dirk Kienscherf SPD: Sie sind aber hart-
näckig!)

Er hat mit dem Busbeschleunigungsprogramm be-
reits den Niendorfer Markt blockiert. Senator Horch
verhindert auch diesen Ausweg.

Oder Sie kommen umgekehrt über die A 7 aus
dem Süden und merken: Hier ist eine Grundsanie-
rung ab dem Autobahnkreuz Südwest. Da muss
man durch, sagen Sie sich, und fahren ganz lang-
sam durch den langen Stau, irgendwann ist es ja
zu Ende und dann habe ich wieder Entspannung.
Weit gefehlt, Senator Horch ist schon da. Er hat
gleich an der B 73 eine Brückenbaustelle einge-
richtet, die kaum bearbeitet wird;

(Dirk Kienscherf SPD: Der Mann ist überall!)

stundenlang ist dort überhaupt kein Bauarbeiter zu
sehen. Dann sagen Sie sich, danach wird es dann
besser, nach der Brücke werde ich freie Fahrt ha-
ben. Schon wieder dumm gelaufen. Senator Horch
ist schon da. Er blockiert den Elbtunnel, erst zwei
Röhren, jetzt noch anderthalb Röhren. Senator
Horch blockiert auch diesen Ausweg.

Die nächste Möglichkeit, Sie sagen sich: Wenn die
A 7 schon von vorne bis hinten blockiert ist, dann
nehme ich doch die A 1 im Osten. Aber Senator
Horch ist schon da. In Billstedt hat er eine Groß-
baustelle eingerichtet mit nur noch zwei Fahrspu-
ren in jede Richtung. Auch diesen Weg hat Sena-
tor Horch blockiert.

(Dirk Kienscherf SPD: Sie müssen es aus
der Luft versuchen!)

Dann fahren Sie mit Ihrem Auto von Westen in die
Stadt. Was sehen Sie? Der Gänsemarkt ist
blockiert, Sie müssen ausweichen. Aber Senator
Horch ist schon da, er hat auch den Gorch-Fock-
Wall bereits mit einer Dauerbaustelle blockiert.
Auch das geht also nicht.

Die nächste Möglichkeit. Sie fahren auf dem
Ring 2 am Stadtpark und wollen Richtung Süden
auf die B 4. Was ist da? Eine große Baustelle. Sie
müssen auf die Ohlsdorfer Straße und die Himmel-
straße, und wer ist schon da? Genau, Senator
Horch. Was hat er gemacht? Diesmal keine Bau-
stelle, diesmal hat er eine Hinweistafel aufstellen
lassen: Sie fahren so und so viele Kilometer die
Stunde. Wenn Sie im Stau stehen, dann lesen Sie:
2 Stundenkilometer. Zu der katastrophalen Koordi-
nierung kommt noch eine Verhöhnung der Auto-
fahrer; so geht es nicht.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Das geht nun wochenlang durch die Hamburger
Presse. Der Senator sagt schon lange nichts mehr,
aber es könnte vielleicht der Erste Bürgermeister
einmal etwas zu diesem Thema sagen. Und was
lese ich am 16. Mai in der "BILD Zeitung" als einzi-
gen Kommentar von Herrn Scholz? "Scholz stolz
auf Stadt-Störche". Immerhin. Dann denke ich mir,
er tut jetzt etwas gegen den demographischen
Wandel. Aber nein, was lese ich weiter? Scholz
sagt, es tue der Stadt gut, dass wir jetzt so viele
Störche haben.

Meine Damen und Herren! Das ist doch peinlich.
Der Bürgermeister muss seinen unfähigen Senator
ablösen und die Sache einmal selbst in die Hand
nehmen anstatt über Störche zu palavern. Das ist
unverschämt den Bürgern und Autofahrern gegen-
über. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Damit ist die
Aktuelle Stunde beendet.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 2, Drucksa-
che 20/11810, Wahl des Vizepräsidenten und ei-
nes weiteren vertretenden Mitglieds des Hamburgi-
schen Verfassungsgerichts.

[Senatsantrag:
Wahl des Vizepräsidenten und eines weiteren
vertretenden Mitglieds des Hamburgischen
Verfassungsgerichts
– Drs 20/11810 –]

Da das Gesetz über das Hamburgische Verfas-
sungsgericht in seinem Paragrafen 4 geheime
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Wahlen vorschreibt, finden diese in Wahlkabinen
statt.

Wir verfahren so, dass Frau Timmermann und Herr
Wankum abwechselnd die Mitglieder der Bürger-
schaft in alphabethischer Reihenfolge aufrufen
werden.   Ich  bitte Sie,  dann  zur  Kanzleibank zu
gehen und dort Ihre beiden Stimmzettel entgegen-
zunehmen. Jeder Stimmzettel enthält Felder für
Zustimmung, Ablehnung oder Enthaltung. Mit den
Stimmzetteln gehen Sie bitte in eine der Wahlkabi-
nen und nehmen Ihre Wahlentscheidung vor. Ich
bitte, die Stimmzettel jeweils nur mit einem Kreuz
zu versehen. Stimmzettel, die den Willen des Mit-
glieds nicht zweifelsfrei erkennen lassen oder Zu-
sätze enthalten, sind ungültig. Auch unausgefüllte
Stimmzettel gelten als ungültig. Nach der Wahl-
handlung begeben Sie sich bitte zu Frau Timmer-
mann, bei der die Wahlurne steht. Stecken Sie
dann bitte Ihre Stimmzettel in die Wahlurne.

Ich darf nun Frau Timmermann bitten, mit dem Na-
mensaufruf zu beginnen.

(Der Namensaufruf und die Wahlhandlungen
werden vorgenommen.)

Meine Damen und Herren! Ist ein Mitglied dieses
Hauses nicht aufgerufen worden? – Ich stelle fest,
dass alle Abgeordneten aufgerufen worden sind
und die Stimmabgabe abgeschlossen ist. Damit er-
kläre ich die Wahlhandlung für geschlossen.

Ich bitte nun, die Stimmenauszählung vorzuneh-
men. Für die Dauer der Stimmenauszählung ist die
Sitzung unterbrochen.

Unterbrechung: 16.47 Uhr

Wiederbeginn: 16.59 Uhr
(Präsidentin Carola Veit übernimmt den Vor-
sitz.)

Präsidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Die Sitzung ist wieder eröffnet.

Ich gebe Ihnen jetzt die Ergebnisse der Wahlen
bekannt. Sowohl bei der Wahl des Vizepräsidenten
des Hamburgischen Verfassungsgerichts als auch
bei der Wahl eines vertretenden Mitglieds sind je-
weils 111 gültige Stimmzettel abgegeben worden.
Herr Christoph Schoenfeld erhielt 97 Ja-Stimmen,
8 Nein-Stimmen und 6 Enthaltungen und ist damit
zum Vizepräsidenten des Hamburgischen Verfas-
sungsgerichts gewählt worden.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Frau Birgit Voßkühler erhielt 100 Ja-Stimmen,
9 Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen und ist damit
zum vertretenden Mitglied des Hamburgischen
Verfassungsgerichts gewählt worden.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Ich bitte nun die beiden Gewählten nach vorn in
unsere Mitte zu kommen.

Sehr geehrter Herr Schoenfeld, die Bürgerschaft
hat Sie soeben zum Vizepräsidenten des Hambur-
gischen Verfassungsgerichts gewählt. Dazu spre-
che ich Ihnen die Glückwünsche des ganzen
Hauses aus, und ich frage Sie, ob Sie die Wahl an-
nehmen.

Herr Christoph Schoenfeld: Frau Präsidentin, ich
nehme die Wahl an.

Präsidentin Carola Veit: Nach Paragraf 7 des Ge-
setzes über das Hamburgische Verfassungsgericht
haben die Mitglieder des Verfassungsgerichts vor
Antritt ihres Amtes vor der Bürgerschaft einen Eid
zu leisten. Ich lese Ihnen den Wortlaut des Eides
vor und bitte Sie, bei erhobener rechter Hand die
Beteuerungsformel "Ich schwöre es" oder "Ich
schwöre es, so wahr mir Gott helfe" nachzuspre-
chen. Der Eid hat folgenden Wortlaut:

"Ich schwöre, dass ich als gerechter Richter
allezeit das Grundgesetz der Bundesrepu-
blik Deutschland, die Verfassung und die
Gesetze getreulich wahren und meine rich-
terlichen Pflichten gegenüber jedermann ge-
wissenhaft erfüllen werde."

Herr Christoph Schoenfeld: Ich schwöre es, so
wahr mir Gott helfe.

Präsidentin Carola Veit: Sie haben damit den er-
forderlichen Eid vor der Hamburgischen Bürger-
schaft geleistet. Im Namen des ganzen Hauses
wünsche ich Ihnen, Herr Schoenfeld, als Vizepräsi-
dent des Hamburgischen Verfassungsgerichts eine
glückliche Hand in der Amtsführung, alles Gute,
Glück und auch Befriedigung bei Ihrer neuen Auf-
gabe.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Sehr geehrte Frau Voßkühler, die Bürgerschaft hat
Sie soeben zum vertretenden Mitglied des Ham-
burgischen Verfassungsgerichts gewählt. Auch Ih-
nen spreche ich dazu sehr gern die Glückwünsche
des ganzen Hauses aus. Ich frage auch Sie, ob
Sie die Wahl annehmen.

Frau Birgit Voßkühler: Frau Präsidentin, ich neh-
me die Wahl an.

Präsidentin Carola Veit: Auch hier gilt, dass nach
Paragraf 7 des Gesetzes über das Hamburgische
Verfassungsgericht die Mitglieder des Verfas-
sungsgerichts vor Antritt ihres Amtes den erforder-
lichen Eid vor der Bürgerschaft zu leisten haben.
Ich lese auch Ihnen den Wortlaut des Eides vor
und bitte Sie, die Beteuerungsformel "Ich schwöre
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es" oder "Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe"
nachzusprechen.

"Ich schwöre, dass ich als gerechte Richte-
rin alle Zeit das Grundgesetz der Bundesre-
publik Deutschland, die Verfassung und die
Gesetze getreulich wahren und meine rich-
terlichen Pflichten gegenüber jedermann ge-
wissenhaft erfüllen werde."

Frau Birgit Voßkühler: Ich schwöre es, so wahr
mir Gott helfe.

Präsidentin Carola Veit: Frau Voßkühler, Sie ha-
ben damit ebenfalls den erforderlichen Eid vor der
Bürgerschaft geleistet. Ich wünsche auch Ihnen im
Namen des ganzen Hauses als vertretendes Mit-
glied des Hamburgischen Verfassungsgerichts ei-
ne glückliche Hand in der Amtsführung, alles Gute,
Glück und auch Befriedigung bei Ihrer neuen Auf-
gabe.

(Beifall bei allen Fraktionen – Vizepräsiden-
tin Barbara Duden übernimmt den Vorsitz.)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Nachdem die
Gratulationen getätigt sind, können wir mit der Ta-
gesordnung weitermachen. Ich rufe den Punkt 14
auf, Drucksache 20/11794, Bericht des Haushalts-
auschusses: Weiterentwicklung der Kindertages-
betreuung in Hamburg – Beitragsfreie Grundbe-
treuung für Hamburger Kinder.

[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache 20/11181:
Weiterentwicklung der Kindertagesbetreuung
in Hamburg – Beitragsfreie Grundbetreuung für
Hamburger Kinder – (Senatsantrag)
– Drs 20/11794 –]

Wird hierzu das Wort gewünscht? – Frau Dr. Leon-
hard von der SPD-Fraktion.

Dr. Melanie Leonhard SPD:* Sehr geehrte Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! In den vergan-
genen drei Jahren hat Hamburg unter erheblichen
Anstrengungen und finanziellen Aufwendungen
wichtige Maßnahmen zur Verbesserung der Rah-
menbedingungen und der Attraktivität der Kinder-
tagesbetreuung auf den Weg gebracht. Mit dem
heutigen Beschluss erreichen wir einen weiteren
Meilenstein. Hamburgs Eltern bekommen nicht nur
den Kinderbetreuungsplatz, der ihnen nach dem
Gesetz zusteht, sondern sie bekommen ihn ab
dem 1. August 2014 für eine bis zu fünfstündige
Betreuung inklusive Mittagessen zudem beitrags-
frei.

(Beifall bei der SPD)

Das ist Wahlfreiheit für die Lebensentwürfe unse-
rer Hamburger Familien. Schon heute erreichen

wir mit einem Versorgungsgrad von rund 40 Pro-
zent bei den Krippenplätzen, verglichen mit ande-
ren Bundesländern, Spitzenwerte. Innerhalb Ham-
burgs holen inzwischen auch Stadtteile, die mit
großen Herausforderungen zu kämpfen haben,
deutlich auf, und das ist durchaus politische Ab-
sicht. Das ist richtig und auch gut für Hamburgs
Kinder.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Kurt Duwe
FDP)

Zahlreiche Nachfragen und Rückmeldungen von
Müttern und Vätern zeigen die hohe Bedeutung
beitragsfreier früher Bildung für die Budgets Ham-
burger Familien. So geht finanzielle Entlastung:
einfach, direkt und messbar. Wie wichtig das für
Familien sein kann, zeigt sich, wenn man einmal
anhand eines Beispiels konkret durchrechnet, was
das für sie bedeutet. Bei einer täglich fünfstündi-
gen Betreuung inklusive Mittagessen werden Fa-
milien monatlich bis zu 192 Euro entlastet. Das ist
viel Geld, damit kann man viel machen. Damit ist
Hamburg auch ein Stück kinderfreundlicher gewor-
den.

(Beifall bei der SPD)

Kinder mit einer Behinderung oder Kinder, die von
einer solchen bedroht sind und Eingliederungshilfe
in der Kita bekommen, erhalten künftig gar eine
beitragsfreie Betreuung von bis zu sechs Stunden
täglich. Eltern von Kindern mit längeren Betreu-
ungszeiten   werden   ebenfalls   deutlich entlastet,
indem die Elternbeiträge um eben diese fünf Stun-
den und das Mittagessen reduziert werden. Das
bedeutet: Bei einem Acht-Stunden-Kitagutschein
beträgt der Elternbeitrag für eine Familie mit Kind
– nehmen wir einmal an, ein Facharbeiter und eine
Facharbeiterin mit einem durchschnittlichen Netto-
einkommen von 2700 Euro – 108 Euro statt bisher
300 im Monat. Das ist viel Geld, das entlastet Fa-
milien tatsächlich spürbar.

(Beifall bei der SPD)

Begonnen haben wir diesen Weg bereits 2011, wie
wir es den Eltern in dieser Stadt zugesagt haben.
Bereits im August 2011 wurden die Gebührenerhö-
hungen des Vorgängersenats zurückgenommen,
die sogenannten Kann-Kinder in die Beitragsfrei-
heit des Vorschuljahres einbezogen und der soge-
nannte Verpflegungsanteil, wir kennen ihn alle un-
ter dem Namen Essensgeld, abgeschafft. Damals
trat das Kita-Sofortpaket in Kraft. Ein Jahr später,
zum August 2012, wurde ein allgemeiner und be-
darfsunabhängiger Rechtsanspruch auf eine fünf-
stündige Kindertagesbetreuung für alle Kinder mit
dem vollendeten zweiten Lebensjahr eingeführt.
Damit waren wir früher als alle Bundesländer in der
Republik. Auch das ist richtig und gut und ist den
Kindern und Familien direkt zugute gekommen.

(Beifall bei der SPD)
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Zum 1. Januar 2013 ist im vergangenen Jahr Kita-
Plus in Kraft getreten. Um die Förderbedingungen
in den Kindertageseinrichtungen zu verbessern, er-
halten Kitas mit einem relativ hohen Anteil von Kin-
dern aus belasteten Familien oder aus Familien mit
Migrationshintergrund seit dem 1. Januar 2013
einen besseren Betreuungsschlüssel. Auch das ist
richtig, und auch das kommt den Kindern direkt zu-
gute.

(Beifall bei der SPD)

Damit haben wir alle vor der Bürgerschaftswahl
2011 mit dem Landeselternausschuss der Eltern
von Kindern in Kindertagesbetreuung getroffene
Vereinbarungen erfüllt. Der bundesweite Rechts-
anspruch auf Kindertagesbetreuung ab dem 1. Au-
gust 2013 konnte in Hamburg erfolgreich umge-
setzt werden. Hamburg kann allen Kindern ab dem
vollendeten ersten Lebensjahr bis zur Einschulung
einen Platz in Kita oder Kindertagespflege garan-
tieren. Das ist politisch gewollt, das finden wir rich-
tig, und auch das kommt den Kindern direkt zugu-
te.

(Beifall bei der SPD)

Darüber hinaus haben wir in Hamburg Maßnah-
men zur Weiterentwicklung der pädagogischen
Qualität in den Kitas umgesetzt beziehungsweise
eingeleitet, und auch das ist nicht zu vernachlässi-
gen. Die Hamburger Bildungsempfehlungen für die
Bildung und Erziehung in Tageseinrichtungen wur-
den 2012 grundlegend überarbeitet. Wir haben sie
um die vielen Dinge erweitert, die in der Krippen-
betreuung wichtig sind. Wir haben eine externe
Evaluation   beziehungsweise  Überprüfung der pä-
dagogischen Qualität aller Kitas aufgenommen,
und diese Auswertungen werden wichtige Impulse
für die Weiterentwicklung der Qualität in Kitas für
die Zukunft geben. Hier noch einmal mein Dank für
die konstruktive Zusammenarbeit bei diesem The-
ma im Familienausschuss.

(Beifall bei der SPD)

Der Betreuungsqualität in Kitas kommt eine große
und wichtige Rolle zu. Sie hängt neben der Frage
des Personalschlüssels von vielen weiteren Fakto-
ren wie zum Beispiel der Fortbildung, der pädago-
gischen Orientierung, der Fachberatung, den kon-
zeptionellen Grundlagen und der pädagogischen
Arbeit sowie der Qualität des Trägers ab. Ein klei-
ner und schöner Nachweis der Qualität von Ham-
burger Kitas ist, dass die seinerzeitige Bundesver-
braucherschutzministerin Ilse Aigner die 178 Kitas
der Elbkinder 2011 mit dem Fit-Kid-Preis für vor-
bildliche Kinderernährung ausgezeichnet hat. Dar-
auf können wir alle zusammen ein bisschen stolz
sein. Auch das kommt unseren Kindern direkt zu-
gute.

(Beifall bei der SPD)

Das Wichtigste ist aber, dass wir mit all diesen
Maßnahmen erreicht haben, dass in Hamburg so
viele Kinder wie nie zuvor und vor allem so lange
wie nie zuvor von früher Bildung und Betreuung
profitieren können. Das ist gut für die Entwick-
lungschancen dieser Kinder, denn Studien zeigen,
dass bei Kindern mit mehrjährigem Kitabesuch
– und hier ist nicht die Frage, wie viele Stunden am
Tag ein Kind in der Kita ist, sondern wie lange vor
dem Schulbesuch es damit anfängt – der Sprach-
förderbedarf bei Einschulung deutlich geringer ist
als bei vergleichbaren anderen Kindern. Eine gute
frühe Bildung und Betreuung ist damit ein wichtiger
Beitrag für echte Chancengerechtigkeit und auch
für die Kinderfreundlichkeit Hamburgs. Wir sind
hier auf einem guten Weg.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr de Vries von der CDU-Fraktion.

Christoph de Vries CDU:* Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Frau Leonhard hat es ge-
sagt, ab dem 1. August wird die fünfstündige
Grundbetreuung inklusive Mittagessen in Hambur-
ger Kitas beitragsfrei sein. Ohne Frage ist das po-
pulär, denn sonst hätten Sie das Thema nicht zur
Debatte angemeldet. Und ohne Zweifel ist das
auch für davon profitierende Eltern zunächst ein-
mal eine gute Nachricht, über die sie persönlich
sich verständlicherweise erst einmal freuen wer-
den.

(Kazim Abaci SPD: Sie nicht?)

Deswegen sind wir grundsätzlich auch dafür, dass
es Entlastung für Eltern gibt. Aber dafür müssen
bestimmte Voraussetzungen und Bedingungen er-
füllt sein, denn die Beitragsfreistellung kann man
guten Gewissens erst dann vornehmen, wenn be-
stimmte Voraussetzungen erfüllt sind. Dazu gehö-
ren sehr gute Betreuungsbedingungen für unsere
Kinder in den Kitas und Betreuungsschlüssel im
Krippenbereich, die es ermöglichen, Kinder mit
Entwicklungsproblemen und Defiziten intensiv zu
fördern, und zwar von dem dafür erforderlichen
Personal. Eine andere Voraussetzung ist, dass es
eine früh ansetzende Sprachförderung gibt, die al-
len Kindern, die darauf angewiesen sind, Förde-
rung zuteil werden lässt, damit sie mit gleichen Bil-
dungschancen an den Start gehen. Hier müssen
wir leider feststellen, dass wir von dieser pädago-
gisch und gesellschaftspolitisch wünschenswerten
Situation in Hamburg noch meilenweit entfernt
sind.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb sagen wir als CDU, dass die 75 Millionen
Euro, die diese Beitragsbefreiung den Steuerzah-
ler strukturell kostet, für mehr Betreuungsqualität,
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für mehr Förderung der Kinder in Hamburg besser
aufgehoben wären.

(Beifall bei der CDU)

Wir Christdemokraten meinen, dass satt und sau-
ber allein nicht ausreicht. Gerade in Hamburg gibt
es eine Vielzahl von Kindern – auch bedingt durch
den hohen Migrationsanteil, aber nicht nur des-
halb –, die erhebliche Sprach- und Entwicklungs-
defizite haben. Wir lesen das immer wieder. Des-
wegen brauchen wir in Hamburg zwingend besse-
re Betreuungsrelationen für eine intensivere Be-
treuung und für eine bessere frühkindliche Sprach-
förderung. Dass diese Qualität, und zwar bundes-
weit, in den Kitas noch unzureichend ist, belegt die
Studie "Nationale Untersuchung zur Bildung, Be-
treuung und Erziehung in der frühen Kindheit" von
2012. Dort kommen die Forscher zu dem Ergebnis,
dass die Qualität nur in 3 Prozent der Krippen für
gut befunden wird, in 85 Prozent hingegen für mit-
telmäßig und in 12 Prozent für schlecht. Das Fazit
dieser Studie: Es fehlt für einen gelungenen Kita-
betrieb an Räumen und vor allen Dingen an genü-
gend Personal. Das gilt, wie gesagt, bundesweit.
In Hamburg haben wir dazu noch eine sehr spezi-
elle Situation, denn wir haben in Krippen den
schlechtesten Betreuungsschlüssel aller westdeut-
schen Länder. Auf einen Erzieher kommen rechne-
risch 5,2 Kinder. Es ist doch ein Unding, Herr
Scheele, dass sich daran in absehbarer Zeit nichts
ändern soll. Im Familienausschuss haben die Se-
natsvertreter klipp und klar gesagt, dass es in die-
ser Legislaturperiode keine Qualitätsverbesserung
mehr geben wird, und es gibt noch nicht einmal
den Hauch einer Ankündigung, dass sich in der
nächsten Legislaturperiode etwas daran ändern
soll. Das können wir nicht akzeptieren.

(Beifall bei der CDU – Dirk Kienscherf SPD:
Dann macht mal einen Deckungsvorschlag!)

Das denken wir uns nicht aus. Die Wissenschaftler
raten zu einem Betreuungsschlüssel in Relation
1:3, also ein Erzieher für drei Kinder. Selbst der
LEA in Hamburg, mit dem Sie Vereinbarungen ge-
troffen haben, fordert einen Betreuungsschlüssel
von 1:4. Interessant ist, dass selbst dem LEA in-
zwischen dämmert, dass diese Beitragsfreistellung
nicht ohne Konsequenzen für die Betreuungsquali-
tät bleiben wird. Deshalb sind auch von dieser Sei-
te inzwischen kritische Untertöne nicht zu überhö-
ren.

Was bedeutet diese personelle Unterausstattung?
Wir haben einen Krankenstand bei den Erziehern
von 10 Prozent, enorm hoch. Das zeigt, dass die
Erzieherinnen und Erzieher, diese engagierten Mit-
arbeiter, unter den vorgefundenen Arbeitsbedin-
gungen leiden. Sie sagen, dass ihnen für das, was
sie tun wollen, Zeit fehlt und dass ihnen die Mög-
lichkeit für eine altersgerechte Betreuung und für
individuelle Förderung fehlt. Ehrlich gesagt, jede
Erzieherin, mit der ich gesprochen habe – nicht nur

in meiner Kita, sondern auch in anderen –, schüt-
telte den Kopf über die Beitragsbefreiung, weil sie
genau weiß, was das für sie, für ihre Arbeit und für
ihre Möglichkeiten in den nächsten Jahren bedeu-
tet. An der Stelle muss ich feststellen, dass das
Motto der SPD leider immer das gleiche ist: Haupt-
sache billig. Für erforderliche Qualitätsverbesse-
rung ist dann kein Cent mehr übrig. Wir kennen
das schon aus der Hochschulpolitik, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Das führt dazu, dass wir heute diesen Änderungen
nicht zustimmen werden. Wir werden uns enthal-
ten, weil unsere tiefe Sorge und Befürchtung ist,
dass es in Hamburg auf viele Jahre hinaus durch
diese Beitragsentlastung keinen Spielraum mehr
für eine verbesserte Betreuung geben wird,

(Dirk Kienscherf SPD: Dann stimmt doch da-
gegen; seid doch mal mutig!)

da überhaupt keine Luft mehr im Haushalt ist, um
an dieser Stelle noch irgendetwas zu tun. Das darf
nicht sein, Herr Kienscherf.

(Beifall bei der CDU)

Ich glaube, wir sind uns einig, dass gute Betreuung
unbestritten einen sehr hohen Wert hat für jede
Familie, aber auch für die Gesellschaft insgesamt.
Deshalb hat gute Betreuung auch ihren Preis. Es
gibt viele gutverdienende Eltern in dieser Stadt, die
sich diese Beiträge nicht nur leisten können, son-
dern auch leisten wollen und bereit sind, angemes-
sene Beiträge für eine gute Betreuung ihrer Kinder
zu entrichten. Dann fragen wir: Wieso soll die Be-
treuung dann eigentlich kostenlos sein? Schauen
wir uns die Entlastung an; es ist angesprochen
worden. Die höchsten Entlastungen von 192 Euro
im Monat gibt es für Menschen mit höherem Ein-
kommen. Die geringsten Entlastungen haben die
Menschen, von denen Sie immer sprechen, näm-
lich solche mit geringem oder gar keinem Einkom-
men, die den Mindestbeitrag leisten, das sind 27
Euro. Und dann begründen Sie diese ganze Bei-
tragsfreistellung damit, dass wir künftig mehr von
diesen Kindern in Hamburg betreuen wollen. Wenn
ich den Senat frage, von welcher Steigerung des
Betreuungsanteils er denn ausgeht, dann kann er
darauf keine Antwort geben. Ich glaube, an dieser
Stelle ist Ihre Begründung nicht schlüssig.

(Beifall bei der CDU)

Wir können für uns sagen, dass wir die Qualität in
jedem Fall im Blick behalten werden. Das wird in
den nächsten Jahren ein großes Thema in Ham-
burg bleiben. Wir wollen, dass unsere Kinder in
kleineren Gruppen mehr individuelle Förderung er-
halten, und wir wollen, dass engagiertes Personal
nicht nur fortgebildet, sondern auch anständig und
angemessen bezahlt wird. Deswegen werden wir
uns heute enthalten.
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(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Fegebank von der GRÜNEN Fraktion.

Katharina Fegebank GRÜNE: Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Wie ich können viele
die Argumente, die Herr de Vries bezüglich der
Qualität gerade genannt hat, absolut nachvollzie-
hen und finden sie richtig. Dennoch sagen wir,
dass mit der beitragsfreien fünfstündigen Kita-
grundbetreuung inklusive Mittagessen für alle Fa-
milien in dieser Stadt eine gute Nachricht ausge-
sprochen wird. Deshalb stimmen wir heute diesem
Vorschlag zu.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Es ist natürlich schon ein zweischneidiges
Schwert.

(Finn-Ole Ritter FDP: Richtig!)

Herr de Vries hat hergeleitet, was das nicht nur
jetzt, sondern auch künftig für die Qualität, die Be-
treuung und auch das Angebot in Kitas bedeuten
kann. Dieser Auseinandersetzung werden wir uns
hier weiter zu stellen. Trotzdem glauben wir, dass
dies ein richtiges Signal an alle Familien sendet.
Es ist auch richtig, damit Entscheidungen der vor-
herigen Regierung zu korrigieren, das sage ich
ganz ehrlich. Wir haben uns in der Partei intensiv
damit auseinandergesetzt, dass es kein richtiger
Weg war, die Kitagebühren zu erhöhen und damit
auch Familien zu belasten, bei denen wir erst ein-
mal gar nicht davon ausgegangen sind, dass sie
belastet werden, weil nämlich die höheren Einkom-
men sehr viel niedriger angesetzt waren, als wir
dachten. Deshalb ist es nun ein richtiger Schritt,
nicht nur die Gebührenerhöhung zurückzunehmen,
sondern auch aufgrund steigender Lebenshal-
tungskosten, steigender Mieten und auch schwieri-
ger finanzieller Situationen, in denen sich viele Fa-
milien bewegen, beitragsfreie Kitagrundbetreuung
zu ermöglichen. Deshalb gehen wir diesen Weg
heute mit.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Trotz der familienpolitisch richtigen Entscheidung
kippe ich nun etwas Wasser in den Wein. Es ist
angesprochen worden, was das in puncto Qualität
bedeutet. Ich habe Herrn de Vries gar nicht mehr
viel hinzuzufügen. Er hat Beispiele genannt, er hat
von bestimmten Situationen gesprochen, die wir al-
le auch aus dem Alltag, aus den Gesprächen mit
Erzieherinnen oder Pädagoginnen in Kitas kennen.
Daher glaube ich, dass wir uns intensiver mit der
Frage der Qualität werden auseinandersetzen
müssen. Das sollte auch der Ehrgeiz der SPD
sein. Man ist mit der beitragsfreien Betreuung Vor-
reiter, man ist aber auch, wie Herr de Vries sagte,
zum Beispiel bei der Personalausstattung im Krip-

penbereich Schlusslicht, und das republikweit. Ich
finde, das sollte auch ein SPD-Senat nicht auf sich
sitzen lassen. Deshalb muss es nun hier weiterge-
hen, deshalb kann die Auflistung von Frau Leon-
hard nicht das Ende sein. Der nächste Schritt
muss tatsächlich sein zu schauen, wie man zu-
sammen mit dem Bund weitere Gelder locker ma-
chen kann, um in bessere Qualität, in Betreuung,
in kleine Gruppen, in gut ausgebildete Erzieherin-
nen und Erzieher zu investieren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Akademische Fachkräfte, das ist das nächste
Stichwort. Auch hier würden wir uns eine größere
Offensive und etwas mehr Ehrgeiz wünschen,
denn die Herausforderungen, das ist angespro-
chen worden, liegen nicht nur in der Sprachförde-
rung, sie liegen auch im Bereich der Medienbil-
dung, vor allem im Bereich der interkulturellen
Pädagogik. Hier haben wir Nachholbedarf, und hier
wünschen wir uns natürlich, dass es in Zukunft
mehr akademische Fachkräfte gibt. Auch hier for-
dern wir den Senat auf zu handeln.

Einen Punkt, Frau Leonhard, Sie haben ihn ange-
sprochen, finde ich gut und auch richtig: Das The-
ma gutes Essen.

(Dirk Kienscherf SPD: Wie zu Hause!)

Es stimmt, die Elbkinder sind ausgezeichnet wor-
den, aber es gibt, nicht zuletzt durch die Studie,
die vor ein paar Tagen bekannt wurde, auch viele
andere Bildungseinrichtungen, natürlich auch Ki-
tas, wo das Essen den Kindern weder gut
schmeckt noch Lust macht, länger dazubleiben, als
man vielleicht muss. Deshalb muss gesundes Auf-
wachsen, frisches Kochen, gutes Essen eine zen-
trale Rolle spielen, gerade wenn man über Ganz-
tagsbetreuung oder die Erhöhung der Stundenzahl
spricht. Das muss ein Punkt sein, an dem wir wei-
ter dran bleiben. Auch gute Ernährung zählt für
mich zur Frage von Kitaqualität. Ich hoffe, dass wir
hier gemeinsam zu weiteren Anstrengungen kom-
men.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Noch ein Satz in Richtung Berlin. Hier hätte ich mir
erhofft, dass Frau Schwesig ein wenig mehr Geld
auch für die Kitas locker gemacht hätte. Eine Milli-
arde Euro klingen erst einmal nach einer großen
Summe, sind aber über eine Legislaturperiode hin-
weg und auf alle Länder verteilt dann doch nicht
sehr viel. Wenn man sagt, wir fangen mit der Qua-
litätssteigerung erst nach 2017 an, dann finde ich,
dass im Bund eine falsche Prioritätensetzung er-
folgt. Das heißt de facto, eigentlich ist jetzt kein
Geld da.

(Finn-Ole Ritter FDP: Weniger als mit
Schwarz-Gelb!)

Wir brauchen das. Wir wollen nicht nur fünf Stun-
den beitragsfrei, wir wollen durchgängig gute An-
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gebote, gut ausgebildete Erzieherinnen und Erzie-
her, glückliche Kinder, gutes Essen. Dafür brau-
chen wir Geld. Man kann nicht nach diesem Schritt
stehen bleiben und sagen, wir haben das Ziel er-
reicht, sondern wir müssen weiter auf Qualität und
gute Betreuung setzen. – Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Barbara
Nitruch SPD)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Ritter von der FDP-Fraktion.

(Andrea Rugbarth SPD: So, Herr Ritter, nun
nichts Falsches sagen!)

Finn-Ole Ritter FDP: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Senator Scheele, die ver-
gangenen Wochen sind nicht ganz so gut für Sie
gelaufen. Im Familienausschuss, JUS-IT, mussten
Sie Ihre eigene Senatsdrucksache zurücknehmen
und uns bitten, das nicht zu beschließen. Gestern
dann nochmals die Darstellung der katastrophalen
Situation beim ASD. Jetzt fragen sich sicher alle,
warum ich das erwähne. Ich werde die Zusammen-
hänge für Sie herstellen, passen Sie auf. Wie im-
mer finden wir solche Entlastungen grundsätzlich
begrüßenswert.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Gerade als FDP!
– Olaf Ohlsen CDU: Aber!)

Es stellt sich nur die Frage, zu welchem Preis das
geschieht. Wenn Hamburg irgendetwas im Bereich
Kita dringend braucht, dann ist es eine Verbesse-
rung der Betreuungsqualität in Kitas und Krippen.
Die Qualität in einer Einrichtung steht und fällt mit
dem pädagogischen Fachpersonal und dem Be-
treuungsschlüssel, und der ist, wie gerade schon
von Herrn de Vries und Frau Fegebank beschrie-
ben, leider mangelhaft.

(Dirk Kienscherf SPD: Krippenbereich ist
doch nicht mangelhaft!)

– Herr Kienscherf, wenn Sie mit Eltern sprechen …

(Dirk Kienscherf SPD: Ich habe selber ein
Kind!)

– Lautstärke macht Ihre Argumente nicht besser,
Herr Kienscherf.

(Beifall bei der FDP und der CDU – Zurufe
von der SPD – Jan Quast SPD: Er hat es
doch leise gesagt!)

Wenn ich mit Eltern spreche und sie frage, um wel-
chen Preis sie denn bereit sind, diese Entlastung
zu anzunehmen und ob es der Preis ist, im Krip-
penbereich die rote Laterne in Deutschland zu blei-
ben, dann sagen die Eltern, nein. Die Eltern sagen
auch nein dazu, dass wir beim Betreuungsschlüs-
sel in den westdeutschen Bundesländern das
Schlusslicht bilden. Also, Herr Senator Scheele,

hören Sie ein bisschen besser hin. Die Praxis be-
sagt etwas anderes.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Nun kommt noch ein entscheidender Befund. Frau
Leonhard hat es schon erwähnt, und auch wir wol-
len nicht unerwähnt lassen, dass Sie etwas ge-
macht haben, Herr Scheele. Es wurden nämlich
neue Bildungsempfehlungen ausgearbeitet und
beschlossen. Wir finden total toll, was in ihnen
steht: mehr Sprachförderung, mehr frühkindliche
Bildung, mehr Motorik- und Bewegungsförderung,
Gesundheitserziehung, interkulturelle Pädagogik,
Medienbildung. Es steht eine ganze Menge darin,
Herr Scheele, der Anspruch ist ausdrücklich begrü-
ßenswert. Es ist in der Theorie alles total gut und
richtig, was Sie am Schreibtisch ausbaldowern,
aber höhere Anforderungen – und jetzt kommt der
Zusammenhang mit dem ASD – bedeuten auch,
dass es nur mit mehr Aufwand in der Praxis zu ma-
chen ist. Mit der jetzigen Personalsituation in den
Krippen und den Kitas ist das nicht zu schaffen;
Gespräche mit Erzieherinnen bestätigen die Situa-
tion.

Das Deutsche Kinderhilfswerk forderte in der ver-
gangenen Woche – auch das hat Frau Fegebank
schon angesprochen – bei Fachpersonal einen
Mindeststandard für Kitas. Wenn man sich die ein-
schlägigen Empfehlungen anschaut, dann stellt
man nun einmal fest, dass Hamburg diese Min-
deststandards im Moment nicht erfüllen kann. Im
Mai haben zwei Studien zur Kita- und Krippenqua-
lität Schlagzeilen gemacht, die nachdenklich stim-
men sollten: Eine bessere Betreuung in Kitas heißt
gesündere Kinder, denn der wichtigste Einflussfak-
tor, Herr Kienscherf, auf die Gesundheit der Kinder
ist die Erzieher-Kind-Relation.

(Dirk Kienscherf SPD: Ich weiß nicht, in wel-
chen Kitas Sie durch die Gegend laufen!)

Bessere Kitas heißt mehr erwerbstätige Mütter und
Väter. Je besser die Kita ist, im Sinne von je bes-
ser der Betreuungsschlüssel ist, desto mehr Mütter
und Väter entscheiden sich, frühzeitig in den Beruf
zurückzukehren, denn sie können sicher sein, dass
ihre Kinder gut betreut werden.

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

– Ich habe Ihnen gerade schon einmal gesagt,
Herr Kienscherf, die Fakten lassen sich nicht weg-
wischen. Es gibt ein Ranking, und Hamburg ist nun
einmal Schlusslicht beim Betreuungsschlüssel und
der Qualität der Kitas. Das müssen Sie endlich ak-
zeptieren, Herr Kienscherf.

(Beifall bei der CDU)

Wenn ich lauter werde, dann werden die Argumen-
te besser.
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(Beifall bei Dennis Gladiator CDU – Lachen
bei der SPD und Zuruf von Gabi Dobusch
SPD)

Wenn  ich  mich zwischen   einer finanziellen Ent-
lastung und einer Verbesserung des Betreuungs-
schlüssels entscheiden sollte, dann würde ich bei-
des nehmen,

(Gabi Dobusch SPD: Stecken Sie doch mal
beruflich zurück für so ein Kind, dann reden
wir weiter!)

nämlich eine moderate Absenkung der Gebühren
anstatt der vollständigen Gebührenbefreiung und
die verbleibenden Mittel für eine Verbesserung des
Betreuungsschlüssels im Krippenbereich. Ich erin-
nere an unseren tollen Antrag Krippe plus.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb werden wir als FDP uns bei der Abstim-
mung zu diesem Antrag enthalten.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Yildiz von der Fraktion DIE LINKE.

Mehmet Yildiz DIE LINKE:* Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich versuche zu schreien.
Ob die Argumente dadurch besser werden, will ich
einmal testen. Ich glaube, wir sind alle der Auffas-
sung, je früher die Kinder anfangen, desto erfolg-
reicher sind sie im weiterführenden Bildungssys-
tem, und frühkindliche Bildung ist auch ein Teil der
Bildung. Daher finde ich es richtig und sinnvoll,
dass frühkindliche Bildung kostenfrei für alle bereit-
gestellt wird, auch wenn es nur fünf Stunden sind.
Wir werden diesen Antrag unterstützen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Die SPD hat, seit sie die Regierung übernommen
hat, zwei, drei Lieblingsthemen. Das waren auch
die Wahlversprechen: Kita, Wohnungsbau und
Studiengebühren. Die Studiengebühren hat man
zurückgenommen.

(Beifall bei Hildegard Jürgens und Sören
Schumacher, beide SPD)

Seitdem ist Ruhe, da sagt die Wissenschaftssena-
torin gar nichts. Der Wohnungsbau läuft,

(Beifall bei Sören Schumacher SPD)

das wird monatlich thematisiert, und Kita läuft auch
und ist wieder Thema. Bei allen drei Themen muss
man eines feststellen: Es ist nicht dadurch entstan-
den, dass die SPD das wollte, sondern in der Stadt
gab es eine Bewegung,

(Sören Schumacher SPD: Irgendwer muss
es ja machen!)

es gab einen Druck und eine Initiative. In allen drei
Bereichen hat die SPD gesagt: Leute, wenn wir re-
gieren, machen wir das. Mit Druck tut die SPD also
etwas. Liebe Hamburger und Hamburgerinnen, er-
höht diesen Druck, damit ihr auch das bekommt,
was ihr euch wünscht.

(Beifall bei der LINKEN – Jan Quast SPD:
Was ist denn das für ein Quatsch?)

Aber ich möchte auch ein paar kritische Punkte er-
wähnen. Wie bereits meine Vorredner gesagt ha-
ben, müssen wir im Bereich der frühkindlichen Bil-
dung überlegen, wie wir mit der Qualität umgehen,
wie wir mit dem Personalschlüssel umgehen und
wie wir die Rahmenbedingungen so verbessern,
dass die Kolleginnen und Kollegen, die eine wert-
volle Arbeit leisten, unsere Kinder noch mehr un-
terstützen können, damit diese Kinder im weiter-
führenden Schulsystem erfolgreicher werden. Wir
haben alle festgestellt, wenn Kinder früher in die
Kita kommen, dann haben sie in der Schule wenig
Sprachprobleme und wenig soziale Probleme, und
dann sind sie in den Schulen erfolgreicher. Eine er-
folgreiche frühkindliche Bildung in der Kita führt zu
einem erfolgreichen Schulabschluss, und es wird
auch die Folge haben, dass der Schüler Erfolg auf
dem Ausbildungsmarkt hat, und wenn er ausge-
lernt hat, wird er dadurch Erfolg auf dem Arbeits-
markt haben. Liebe Kolleginnen und Kollegen,
wenn wir früh investieren, werden wir langfristig
dadurch weniger ausgeben müssen. Daher sagen
wir als LINKE, dass frühkindliche Bildung zur Kita
gehört und steuerfinanziert werden muss. Das
Recht auf ganztägige Betreuung sollte für alle
möglich sein, nicht nur, wenn die Eltern arbeiten,
sondern unabhängig vom Elternstatus sollten alle
das Recht haben, ganztägig in der Kita diese früh-
kindliche Bildung zu genießen. Das fordern wir und
darauf bestehen wir.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich bin selbst viel unterwegs und spreche auch mit
Kita-Trägern. Wir reden von fünf Stunden, und fünf
Stunden sind gut und schön, aber die Kita-Träger
sagen alle: Erstens können sie mit fünf Stunden ih-
re Kosten schwer abdecken, und zweitens – daran
kann sich Herr Wersich sicher gut erinnern, damals
war er Sozialsenator – haben auf einer Tagung in
der HEW die Erzieherinnen deutlich gemacht, dass
sie in fünf Stunden den Kindern wenig Bildung ver-
mitteln können. Sie brauchen mindestens sechs
oder acht Stunden, damit sie mit den Kindern auch
etwas Pädagogisches gestalten können und die
Kinder auch etwas in der Kita lernen. Daher macht
es Sinn, dass wir uns als nächsten Schritt überle-
gen, wie wir die ganztägige Betreuung organisie-
ren können,  damit  alle  Kinder  davon  profitieren.
Alle haben gesagt, man müsse die Eltern fragen,
wofür sie mehr ausgeben würden. Wenn man die
Eltern in den Elbvororten fragt, die keine Geldpro-
bleme haben, dann sagen die natürlich, sie geben
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100 Euro mehr aus und haben dann bessere Qua-
lität, aber wenn Sie die Eltern in Wilhelmsburg, Bill-
stedt, Mümmelmannsberg oder Steilshoop fragen,
dann sagen diese, dass sie froh sind, wenn sie
diese 27 Euro nicht mehr zahlen müssen, weil das
nicht im Hartz-IV-Regelsatz vorgesehen ist.

(André Trepoll CDU: Und denen ist die Qua-
lität egal? Das ist ja menschenverachtend!)

– Ich komme dazu, denen ist die Qualität nicht
egal. Hören Sie mir erst einmal zu.

Aber sie sagen, dass sie entlastet werden.

(Olaf Ohlsen CDU: Komm mal zum Punkt!)

Sie können sich die 27 Euro sowieso nicht leisten.
Warum kann der Steuerzahler diese Gesamtver-
antwortung nicht übernehmen, dass die in den Elb-
vororten mehr Steuern bezahlen und man als
Schlussfolgerung dann eine vernünftige Kita für al-
le in der Stadt zur Verfügung stellt, nicht nur für die
Kinder in den Elbvororten, in Blankenese oder Al-
tona, wo ich auch einmal gewohnt habe, sondern
auch die Kinder in Mümmelmannsberg und Wil-
helmsburg brauchen einen besseren Kinder-Erzie-
her-Schlüssel und bessere Rahmenbedingungen,
damit sie mehr Ausflüge machen können und so
weiter. Da muss man ansetzen. Man kann nicht
sagen, einer möchte mehr zahlen, aber der andere
hat kein Geld mehr zu zahlen; wir können deswe-
gen nicht mehr Gebühren nehmen. Das hat
Schwarz-Grün versucht, damit sind sie auf die
Schnauze gefallen, und das war auch gut so.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Frage nach dem Essen: Ich habe das Gefühl,
dass Essen häufig so gesehen wird, dass die Kin-
der den Bauch vollkriegen. Liebe Kolleginnen und
Kollegen, die Kinder lernen durch Essen sehr viel.
Sie kommunizieren miteinander, sie unterhalten
sich, sie machen sehr viel, und sie essen nicht nur,
um den Bauch vollzukriegen, sondern sie ent-
wickeln sich sozial und menschlich. Daher ist Es-
sen nicht nur Essen, und es ist wichtig, dass wir in
allen Facetten unsere Kinder unterstützen.

Herr Ritter hat gesagt, dass wir viel Geld ausge-
ben. Wir haben einen Software-Zombie geschaf-
fen: JUS-IT kostet fast 130 Millionen Euro. Das
wird die zweite Elbphilharmonie sein, wo hunderte
Millionen Euro verschluckt werden, wenn der Se-
nat die Notbremse nicht zieht. Wir haben eine Elb-
philharmonie, die 800 Millionen Euro gekostet hat,
und ich weiß nicht, was noch auf uns zukommt.
Wir werden demnächst eine Olympia-Debatte ha-
ben, die auch Milliarden Euro frisst. Wir müssen
Prioritäten setzen. Wollen wir eine erfolgreiche Ge-
sellschaft haben, wo unsere Kinder und Jugendli-
chen erfolgreicher werden, oder wollen wir Presti-
geprojekte, die am Ende diese Kinder und Jugend-
lichen ausbaden müssen? – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Bevor ich Sena-
tor Scheele das Wort gebe – Herr Yildiz, denken
Sie bei Ihrer nächsten Rede einfach noch mehr an
den parlamentarischen Sprachgebrauch; das wäre
besser.

Jetzt bekommt Herr Senator Scheele das Wort.

Senator Detlef Scheele: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Der Senat hat sich, was mein
Ressort und das Ressort von Herrn Rabe und von
Frau Stapelfeldt angeht, das Thema Chancenge-
rechtigkeit auf die Fahnen geschrieben. Und zur
Chancengerechtigkeit gehört, dass Bildung in die-
ser Stadt kostenlos ist.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb werden die Studiengebühren abgeschafft,
und genauso wird die frühe Bildung in Krippen und
Kitas kostenlos sein, denn wir betrachten die Krip-
pe und die Kita als erste Bildungseinrichtung, weil
wir wissen, dass, wer mit sechs Jahren in die erste
Klasse der Grundschule kommt, seine soziale Si-
tuation aus der Herkunftsfamilie so überwunden
haben muss, dass er in Klasse 1, 2, 3 und 4 so gut
mitkommen kann wie jedes Kind, in dessen Haus-
halt Deutsch gesprochen wird. Darum muss es
kostenlos sein.

(Beifall bei der SPD)

Wir wissen, dass ein dreijähriger Krippen- oder Ki-
ta-Besuch dazu führt, dass bei der Viereinhalbjäh-
rigen-Untersuchung der Sprachförderbedarf von
26 Prozent auf 4 Prozent sinkt. – Können Sie dafür
sorgen, dass ich reden kann?

(Glocke)

Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Eigentlich nicht auf Bestellung, aber ich war schon
auf der Suche nach der Glocke. – Wir haben noch
eine lange Tagesordnung vor uns, und es ist jetzt
schon zu laut.

Senator Detlef Scheele (fortfahrend): Der Sprach-
förderbedarf sinkt von 26 Prozent auf 4,5 Prozent,
und es gibt kein Instrument, das unter wirtschaftli-
chen wie sozialen Erwägungen sinnvoller ist als
frühkindliche Bildung in Krippe und Kitas.

(Beifall bei der SPD)

Das setzen wir um ohne irgendeine Hürde für die
Elternhäuser. Nun zur Frage der vollständigen Bei-
tragsfreiheit, die eben angesprochen worden ist,
man möge das in Stufen machen und so weiter. Es
hat einen Vorgängersenat gegeben, und ich sage
das ohne jede Häme und Besserwisserei. Wir ha-
ben auch darauf geschaut, wie man mit den Ge-
bühren möglicherweise anders umgehen kann, das
will ich gar nicht in Abrede stellen. Aber ein Ehe-
paar oder ein Paar, wo der eine Handwerker und
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die andere Krankenschwester ist und die zusam-
men 3000 Euro netto verdienen, ist nahezu beim
Höchstbeitrag. Wenn man diese Normalverdiener,
die leistungsstark sind und zum Wohlstand dieser
Stadt beitragen, entlasten will, dann darf man kei-
ne Beiträge mehr nehmen, sonst erreicht man im-
mer die Falschen, nämlich diejenigen, die fleißig
sind und sich anstrengen, und die werden durch
diese Reform endgültig entlastet.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte auch etwas zur Qualitätsdiskussion sa-
gen. Der Krippenschlüssel in Hamburg ist schlech-
ter als in anderen westdeutschen Bundesländern.
Der Schlüssel in der Elementarerziehung ist bes-
ser als in anderen westdeutschen Bundesländern;
hier sind wir an der Spitze. Das muss man immer
mitdiskutieren.

Was wir heute zu Ende bringen mit diesem Ge-
setzgebungsvorhaben, das hier beschlossen wird,
ist der Abschluss der Realisierung der Wahlver-
sprechen, die die SPD vor der Wahl gegeben hat.
Und nach der Wahl werden wir darangehen und
schauen, wie wir weitermachen. Natürlich machen
wir weiter. Die Frage der frühkindlichen Bildung
und Erziehung ist nicht abgeschlossen. Aber wir
bringen das zu Ende, was wir dieser Stadt, den El-
tern und den Kindern versprochen haben. Und im
Ernst: Wenn die Betreuungszahlen in den Krippen
und Kindertagesstätten nicht so exorbitant steigen
würden, wie sie zurzeit steigen, dann müsste man
Sorge haben, dass die Eltern ihre Kinder da nicht
hinschicken wollen. Das tun sie aber nicht,

(Dirk Kienscherf SPD: Richtig!)

sondern in allen Stadtteilen steigen die Betreu-
ungsquoten. Da, wo die Menschen wohlhabend
sind, sind wir bei weit über 90 Prozent. Wo die
Menschen in sozial schwierigen Verhältnissen le-
ben, sind wir darunter. Wir werben ausdrücklich
dafür, dass genau diese Familien ihre Kinder in die
Krippe und in die Kita schicken. Und auch da stei-
gen die Betreuungszahlen,

(Beifall bei der SPD)

denn wir sind natürlich vorrangig auf den Elbinseln,
auf der Veddel, in Wilhelmsburg, in Rothenburgsort
und in Billstedt unterwegs, um die Eltern zu moti-
vieren, vom Eltern-Kind-Zentrum das Kind in die
Krippe zu schicken, damit das, was das Elternhaus
nicht schafft, dann durch die Erziehung in guten
Krippen und Kitas ausgeglichen wird. Wenn die El-
tern das nicht so sehen würden, dann würden sie
ihre Kinder nicht anmelden. Sie wissen, dass man
im Kita-Gutscheinsystem die Kindertagesstätte
wechseln kann, denn es gibt an jeder Ecke ein al-
ternatives Betreuungsangebot. Und es gibt keine
bessere Qualitätssicherung als die Möglichkeit,
woanders hinzugehen, wenn es mir nicht gefällt.
Die Kindertagesstätten haben alle ein eigenes Pro-
fil gebildet. Man hat eine unglaubliche Variabilität

von Angeboten aus Ökologie, Sport, musischer Er-
ziehung und so weiter. Und die Eltern machen da-
von Gebrauch, indem sie sagen, ich gehe nicht in
diese Kita, sondern ich gebe mein Kind in diese Ki-
ta. Der Wettbewerb ist der beste Ratgeber bei der
Frage der Qualitätssicherung.

Wir führen jetzt etwas ein, was ich sprachlich völlig
misslungen finde, nämlich den Kita-TÜV. Der Be-
griff taugt nicht für Kindertagesstätten, aber wir
führen gemeinsam mit den Verbänden und dem
LEA die Qualitätssicherung in den Kindertagesstät-
ten ein. Das ist neben den Hamburger Bildungs-
empfehlungen der zweite große Meilenstein, um
die Qualität in den Kindertagesstätten und den
Krippen zu verbessern. Das garantieren wir den
Hamburger Eltern.

(Beifall bei der SPD – Finn-Ole Ritter FDP:
Das habe ich schon mal gehört, das kenne
ich! Das hat er schön gesagt!)

Als Letztes lassen Sie mich sagen, dass diejeni-
gen, die den Höchstbeitrag für ihr Kind zahlen, im
Monat um 192 Euro entlastet werden. Das sind
knapp 2200 Euro im Jahr. Bei zwei Durchschnitts-
verdienern, und da wird diese Entlastung fällig, ist
das für das Familieneinkommen ein Riesenerfolg.
Das ist in Wahrheit – Herr Ritter, Sie müssen ein-
mal zuhören – mehr Netto vom Brutto. – Vielen
Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr, dann können wir
zur Abstimmung kommen.

Wer der Ausschussempfehlung folgen und das Ge-
setz zur Schaffung eines täglich fünfstündigen bei-
tragsfreien Betreuungsangebots für Kinder von der
Geburt bis zur Einschulung aus der Drucksache
20/11181 beschließen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Das ist mit großer Mehrheit angenommen.

Hierzu bedarf es einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Den sehe ich nicht.

Wer das soeben in erster Lesung beschlossene
Gesetz auch in zweiter Lesung beschließen will,
den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Das Gesetz ist damit auch
in zweiter Lesung und somit endgültig beschlossen
worden.

Im Übrigen hat die Bürgerschaft Kenntnis genom-
men.
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Wir kommen zum Punkt 12 der Tagesordnung,
Drucksache 20/11772, Unterrichtung durch die
Präsidentin: Bürgerschaftliches Ersuchen vom
13. Dezember 2012: "Hamburg 2020: Wärmekon-
zept für Hamburg".

[Unterrichtung durch die Präsidentin der Bür-
gerschaft:
Bürgerschaftliches Ersuchen vom 13. Dezem-
ber 2012: "Hamburg 2020: Wärmekonzept für
Hamburg" – Drs. 20/6188
– Drs 20/11772 –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/12007 ein
Antrag der SPD-Fraktion vor.

[Antrag der SPD-Fraktion:
Umsetzung des Volksentscheids weiter im Dia-
log angehen – Wärmedialog starten – Bürger-
beteiligung bei den Angelegenheiten der städti-
schen Netzgesellschaften
– Drs 20/12007 –]

Die Drucksache 20/11772 möchten die Fraktionen
der SPD, CDU und FDP an den Umweltausschuss
überweisen.

Wer wünscht das Wort? – Frau Dr. Schaal von der
SPD-Fraktion.

Dr. Monika Schaal SPD:* Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, meine Damen und Herren! Die Vorlage
des ersten Teils des Wärmekonzepts belegt einmal
mehr: Die Umsetzung des Volksentscheids zu den
Energienetzen kommt zügig voran.

(Beifall bei der SPD)

Das Stromnetz gehört der Stadt, das Konzessions-
verfahren läuft, und die Verhandlungen mit E.ON
kommen voran. Für die Fernwärme besteht eine
rechtlich abgesicherte Erwerbsoption, die in der
Drucksache noch einmal bekräftigt wird. Damit
bleiben der Stadt lange Prozesse mit ungewissem
Ausgang erspart. Die Drucksache stellt zu Recht
fest: Nach der Umsetzung des Volksentscheids im
Bereich Fernwärme erhält die Stadt den direkten
und vollständigen Zugriff auf die zentrale Fernwär-
mestruktur für Erzeugung, Verteilung und Vertrieb
der Wärme.

(Beifall bei der SPD)

Wenn der Volksentscheid umgesetzt und das alles
geschafft ist, dann wäre Hamburg das erste Bun-
desland, das eine so umfassende Rekommunali-
sierung in kürzester Zeit bewältigt hätte, und das
lassen wir uns auch nicht kleinreden.

(Beifall bei der SPD – Dr. Andreas Dressel
SPD: So ist es!)

Für die Weiterentwicklung der Fernwärme stehen
jetzt wichtige Entscheidungen an. Wir haben ver-
sprochen, alle Beteiligten dabei einzubinden. Dar-
um beantragen wir heute in unserem Zusatzantrag,
dass die BSU die Fraktionen der Bürgerschaft und
die Beteiligten des Volksentscheids in den Prozess
der Erarbeitung einer Wärmestrategie mit einbe-
zieht und die Ergebnisse dieses Wärmedialogs der
Bürgerschaft im Rahmen der Beantwortung des
zweiten Teils des Ersuchens zur Kenntnis gibt. Wir
erwarten den Bericht im vierten Quartal.

Im Umweltausschuss sind die Vertreterinnen und
Vertreter der Volksinitiative, der Wirtschaft und der
Gewerkschaft bereits an den Erörterungen betei-
ligt. Das soll auch beim Wärmedialog so bleiben.
Auch damit ist Hamburg das erste Bundesland,
das Strukturfragen in einem so breiten gesell-
schaftlichen Dialog vorbereitet, und auch das las-
sen wir uns nicht kleinreden.

(Beifall bei der SPD)

Wir finden es erfreulich, dass die Stromnetz Ham-
burg GmbH einen Kundenbeirat ins Leben rufen
wird, wie bereits vor längerer Zeit im Umweltaus-
schuss von Herrn Dressel angeregt wurde. Dort
stehen die Fragen zur Diskussion, die Kunden be-
treffen. Um aber auch eine gesellschaftliche Rück-
koppelung zu ermöglichen, beantragen wir heute,
zunächst einen Stromnetzbeirat einzurichten. Ihm
sollen nach dem Vorbild der Beratungen im Um-
weltausschuss die am Volksentscheid Beteiligten
angehören. Solche Beiräte wollen wir später auch
jeweils für die Wärme- und Gasnetzgesellschaft
einrichten, je nach Fortschritt der Umsetzung der
entsprechenden Teile des Volksentscheids. Es
wird auch darüber zu diskutieren sein, ob es sinn-
voll ist, diese Gremien dann zusammenzuschlie-
ßen. Auch so etwas hat es meines Erachtens noch
nicht gegeben, und die Beteiligten reagieren
durchaus positiv auf diese Initiative der SPD.

(Beifall bei der SPD)

Im Zwischenbericht zum Wärmekonzept gibt die
BSU die Rahmenbedingungen für das künftige
Wärmekonzept zur Kenntnis. So spielt der Wärme-
bedarf mit einem Anteil von 43 Prozent am Ener-
gieverbrauch eine entscheidende Rolle beim Errei-
chen unserer Klimaziele, denn im Wärmebereich
liegen die größten Möglichkeiten zur Vermeidung
und zur Minderung von Treibhausgasen, weil in
Hamburg fast die Hälfte der Wärme noch mit Kohle
befeuert wird. Ziel muss es sein, die CO2-Last der
Fernwärme zu reduzieren und vermehrt erneuer-
bare Energien einzubinden. Darum ist es nur kon-
sequent, dass ein Wärmekonzept zum zentralen
Baustein der Umsetzung des Volksentscheids
wird, denn der fordert eine klimafreundliche Ener-
gieversorgung.

Der Wärmebedarf ist zwischen 1996 und 2011 auf-
grund der energetischen Sanierungen in der Stadt
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und effizienterer Heizanlagen um rund 20 Prozent
zurückgegangen. Laut BSU wird er bis 2020 noch-
mals um 20 Prozent und bis 2050 um weitere
30 Prozent sinken. Das bedeutet aber keineswegs
das Aus für die Fernwärme, im Gegenteil, denn vor
allem Gebäude aus den Fünfziger- und Sechziger-
jahren, die fast 40 Prozent des Gebäudebestands
der Stadt ausmachen, haben weiterhin einen Be-
darf an Fernwärme. Sie verfügen zum Teil schon
über Fernwärmeanschlüsse oder liegen direkt im
Bereich der Versorgungsleitungen. Hier kann man
durch Nachverdichtung und Neuanschlüsse, aber
auch durch Verdrängung anderer Energieträger
die Nachfrage nach Fernwärme vergrößern, ob-
wohl der Wärmebedarf insgesamt sinken wird.
Dass gerade die Häuser aus den Fünfziger- und
Sechzigerjahren saniert und modernisiert werden
müssen, wenn sie für Mieterinnen und Mieter noch
attraktiv bleiben sollen, ist eine weitere Herausfor-
derung. Sie kann aber bewältigt werden, wenn die
Wärmestrategien Hand in Hand mit der Stadtent-
wicklung gut abgestimmt und effizient ausgebaut
werden.

(Dirk Kienscherf SPD: Sehr gut!)

Ob und wie Abwärme oder erneuerbare Wärme,
zum Beispiel aus solarthermischen Anlagen, bei
niedriger Netztemperatur integriert werden können,
wird erprobt. Auch das geht aus der Drucksache
hervor. Das finde ich gerade angesichts der Dis-
kussion, die hier geführt wurde, durchaus positiv.

Bei der Entwicklung des Wärmekonzepts will die
BSU sich auf die Entwicklung von kleinräumigen
Quartierskonzepten konzentrieren. Das ist auch
richtig so, denn Quartiere werden dann detailliert
untersucht. In Zusammenarbeit mit Bezirken, mit
Eigentümerinnen und Eigentümern, mit der Mieter-
schaft und auch vielleicht im Einzelfall mithilfe in-
novativer Planungsbüros werden Versorgungssze-
narien für die Quartiere entwickelt und Handlungs-
möglichkeiten aufgezeigt. Die Umsetzung erfordert
neben den notwendigen Mitteln auch einen erhöh-
ten Kommunikationsbedarf und vor allen Dingen
die Bereitschaft, aufeinander zuzugehen, denn der
gesamte Wärmemarkt ist mehr als Fernwärme und
er ist privatwirtschaftlich organisiert. Handlungsop-
tionen sind aber für die Stadt durchaus vorhanden.

Meine Damen und Herren! Wir werden schon mor-
gen im Umweltausschuss mehr erfahren und dar-
über diskutieren, was der Senat uns vorgelegt hat
und was er, jedenfalls den Sprecherinnen und
Sprechern und den Fraktionsvorsitzenden, per
Brief über das Beteiligungs- und Dialogverfahren
mitgeteilt hat. Damit starten wir in eine weitere in-
tensive Beratung auf einem völlig neuen Feld. –
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Stöver von der CDU-Fraktion.

Birgit Stöver CDU: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Die Drucksache, über die wir
heute reden, heißt Wärmekonzept. Dazu hat Frau
Dr. Schaal im zweiten Teil ihrer Ausführungen eine
ganze Menge Details und Inhalte ausgeführt. Im
ersten Teil musste sie erst einmal versuchen, das
ist der Zusatzantrag der SPD, eine Verbindung
zum Volksentscheid hinzubekommen. Und aus
lauter Angst vor der Volksinitiative – die SPD muss
scheinbar die demokratische Kontrolle, die im
Volksentscheid betitelt war, zwingend definieren –
verfällt die SPD-Fraktion und vielleicht auch der
Senat jetzt in einen Beteiligungswahn. Das ist, ehr-
lich gesagt, der Weg zur Entmachtung des Parla-
ments, und das tragen wir in dieser Konsequenz
nicht mit.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Walter
Scheuerl fraktionslos – Heiterkeit bei Dora
Heyenn DIE LINKE)

Mich besorgt ganz gewaltig, dass dieser Senat und
speziell die Behörde für Stadtentwicklung und Um-
welt den Energiebereich gestalten soll, denn es
wird immer wieder deutlich, wie planlos und kon-
zeptlos der Senat im Wärme- und Energiebereich
agiert. Dieses sogenannte Wärmekonzept ist nur
Zeugnis dafür, dass der Senat sich äußerst schwer
tut oder auch nicht in der Lage ist, den Volksent-
scheid umzusetzen. Das ist erschütternd.

(Beifall bei Dr. Kurt Duwe FDP)

Kopfzerbrechen bereitet mir vor allen Dingen, dass
Sie, meine lieben Kollegen von der SPD und im
Senat, nicht in der Lage sind, die Energiewende
voranzutreiben, anders als Frau Dr. Schaal es hier
ausgedrückt hat, dass Sie nicht in der Lage sind,
Konzepte zu verfassen, und ganz besonders, dass
Sie nicht in der Lage sind, Entscheidungen zu tref-
fen. Ich habe mich gefragt, woran das liegt. Liegt
es an der mangelnden Expertise in der Behörde?
Steht dem Amtsleiter für die Abteilung Energie
nicht genügend Manpower zur Verfügung oder ist
der neue Amtsleiter nicht ausreichend in die Ham-
burger Materie eingearbeitet? Aber was wichtig ist
und was wir von einer Regierung erwarten, ist,
dass Sie Entscheidungen treffen. Stattdessen ver-
stecken Sie sich hinter der Argumentation, die
Energieversorgung sei eine Daueraufgabe und Sie
hielten eine Beteiligung der Volksinitiative und
selbstverständlich auch der Wirtschaft für notwen-
dig. Alles richtig und alles schön und gut, aber es
lenkt nur von Ihrer eigenen Unfähigkeit ab.

Eine breite Beteiligung, wie in Ihrem Zusatzantrag
gefordert, ist nur dann sinnvoll, wenn die soge-
nannten Expertenmeinungen auch durch die Ver-
waltung bewertet werden können. Hier haben wir
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große Zweifel, und wir werden uns bei Ihrem Zu-
satzantrag enthalten.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Na, das ist ja su-
permutig!)

Der Bürgermeister ist nicht mehr da, aber ich wür-
de ihn und die Frau Senatorin doch dringend auf-
fordern, ihre interne Expertise in der Behörde zu
erhöhen und sich nicht auf externes Expertenwis-
sen zu verlassen.

(Jens Kerstan GRÜNE: Da haben sie ja al-
les weggespart, da ist nichts mehr!)

Stichwort Unfähigkeit: Die Beantwortung der sechs
von zehn Fragen des SPD-Antrags von Anfang
2013 ist wirklich ernüchternd. Die Antworten auf
die Fragen 1 bis 6 stellen eine Bestandsaufnahme
– Frau Schaal hat sie sehr schön ausgeführt – der
Wärmeversorgung und des Wärmebedarfs oder,
wie es die SPD selbst in ihrer Pressemitteilung
ausdrückt, lediglich den Analyseteil zum Wärme-
konzept dar. Damit haben wir noch lange kein
Wärmekonzept. Die meisten Erkenntnisse sind aus
dem Jahr 2010, also noch aus der schwarz-grünen
Regierungszeit und damit hinreichend bekannt.
Was haben Sie in den letzten 18 Monaten eigent-
lich gemacht? Däumchen gedreht?

(Beifall bei der CDU)

Die Vermutung ist, dass Sie Däumchen gedreht
oder die in der Drucksache genannten Gutachten
aus 2010 und 2012 von der linken Seite des
Schreibtisches auf die rechte Seite verschoben ha-
ben. Ich frage mich wirklich, warum diese Zusam-
menstellung 18 Monate gebraucht hat. Heute ist
die Ankündigung eines neuen Gutachtens erfolgt,
das bis Oktober 2014 fertig sein soll. Ich bleibe da-
bei: Eine Regierung, die nicht entscheidungsfreu-
dig ist, sollte man abwählen, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Kerstan von der GRÜNEN Fraktion.

Jens Kerstan GRÜNE: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Die SPD hatte, als sie sich mit
25 Prozent an den Netzgesellschaften beteiligt hat-
te, einen beklagenswert geringen Ehrgeiz, auf die
Energieversorgung Einfluss zu nehmen.

(Vizepräsidentin Antje Möller übernimmt den
Vorsitz.)

Wenn ich mir jetzt die Einschätzung von Frau
Dr. Schaal anhöre, diese Drucksache beweise,
dass die Umsetzung des Volksentscheids auf ei-
nem guten Weg sei und zeitnah erfolge, dann
muss man feststellen, dass Sie diesen beklagens-
wert geringen Ehrgeiz leider immer noch nicht auf-
gegeben haben. Denn wenn man sich heute ein-

mal diese Drucksache anschaut, die die SPD mit
ihrer Mehrheit im Dezember 2012 in einem bürger-
schaftlichen Ersuchen beauftragt hatte und für
dessen Beantwortung sie dem Senat bis zum De-
zember 2013 Zeit gegeben hatte, dann ist dies
nicht zeitnah erfolgt, sondern der Senat hat ein
halbes Jahr länger gebraucht, um das zu beant-
worten, und dann stellt man fest, dass darin nichts
Neues steht. Da werden die Gutachten zusam-
mengefasst, die unter Schwarz-Grün von Senato-
rin Hajduk beauftragt wurden und im Dezember
2012 alle schon vorlagen. Ihre Behörde hat es in
anderthalb Jahren harter Arbeit doch tatsächlich
geschafft, diese Gutachten, die schon vorlagen,
als dieses Ersuchen von Ihnen gestartet wurde,
zusammenzufassen mit dem Ergebnis, dass wir
jetzt genau das wissen, was wir vor anderthalb
Jahren auch schon wussten, und mehr nicht. Des-
halb ist das kein wegweisender Schritt zur Umset-
zung des Volksentscheids, sondern leider eine De-
monstration, dass dieser Senat selbst nach dem
gewonnenen Volksentscheid und der Umsetzung
noch keinen Schritt weiter ist bei der Frage, was
wir mit den Energienetzen eigentlich anfangen sol-
len.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Dr. Roland
Heintze und Birgit Stöver, beide CDU)

Wenn man sich die Frage stellt, warum das eigent-
lich so ist, dann muss man feststellen, dass diese
Senatorin sich immer noch nicht für Energiepolitik
interessiert. Der Bereich Energie, Umwelt und Kli-
maschutz ist unter dieser Senatorin kaputtgespart
worden, sodass hier die Handlungsfähigkeit der
Verwaltung eingeschränkt ist, und ich befürchte,
dass im nächsten Doppelhaushalt dieser Aderlass
der BSU weiter fortschreiten wird.

Zum anderen muss man feststellen, dass dieser
Senat energiepolitisch immer noch hilflos ist, wenn
Vattenfall ihm keine Konzepte mehr schreibt, was
sie in diesem Fall nicht mehr tun können. Sie
selbst müssen etwas entwickeln, und das ist bisher
noch nicht erfolgt. Deshalb begrüßen wir allerdings
den Antrag, den die SPD-Fraktion hier als Zusatz-
antrag eingebracht hat.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Jetzt gefällt uns
das schon besser!)

Wir begrüßen auch, dass die Behörde uns ange-
schrieben hat, um unser Fachwissen und unsere
Expertise in dem Bereich abzufordern, denn von-
seiten der SPD, das haben wir festgestellt, ist da
leider auch heute nicht viel zu erwarten.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Birgit Stö-
ver CDU)

Ich will allerdings noch eines zu dem Beirat sagen,
den Sie einrichten wollen. Das ist beileibe nichts
Neues. Im Jahr 2008 bin ich in einen Beirat bei der
HSH Nordbank eingezogen. Er hatte null Kompe-
tenzen. Man hat dort PowerPoint-Präsentationen
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vom Vorstand bekommen, die nicht über das hin-
ausgingen, was man in der Presse lesen konnte.
Man hat dann nett Kaffee getrunken und ist nach
Hause gegangen.

Wenn ich mir Ihren Antrag ansehe, dann muss ich
feststellen, dass dort überhaupt nichts davon steht,
welche Kompetenzen dieser Beirat haben soll, wel-
che Mitwirkungsrechte er haben soll oder ob es ei-
ne Verpflichtung des Vorstands gibt, mehr zu be-
richten als das, was sowieso in der Zeitung steht.
Auch wenn wir heute diesem Antrag zustimmen,
werden wir im Ausschuss noch einmal darüber re-
den müssen, um das zu konkretisieren und die
Kompetenzen festzuschreiben. Diesem durchsich-
tigen Plan, dass wir alle einmal zusammengeses-
sen haben und dann für alles haften, was diese
Behörde nicht auf die Reihe bekommt, werden wir
am Ende nicht zustimmen. Deshalb hoffen wir
sehr, dass wir morgen im Ausschuss ein bisschen
mehr Butter bei die Fische kriegen und konkreter
werden können, denn das ist bisher eine leere Hül-
le, die Sie uns präsentieren, die am Ende nicht
ausreichen wird, die Übernahme der Netze im Sin-
ne des Volksentscheids gut umzusetzen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es bleibt dabei, dass bei der Umsetzung im Fern-
wärmebereich dieser Senat immer noch ohne Not
Hürden aufgebaut hat, die dazu führen, dass wir
vor dem Jahr 2019 in dem Bereich nichts machen
können. Durch die Fixierung des Mindestpreises ist
vollkommen offen, ob im Jahr 2019 die Übernahme
gelingen wird. Da werden dann alle Lippenbe-
kenntnisse der SPD-Fraktion und des Senats nicht
helfen, wenn am Ende die Haushaltsordnung
einen Kauf verbietet. Insofern werden wir diesen
Bereich noch sehr genau im Auge behalten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Was allerdings nicht passieren darf, ist, dass bis
zum Jahr 2019 die SPD-Fraktion in Hamburg ohne
Not das weiter fortführen will, was die Bundesre-
gierung unter Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel
fortführt. Gestern stand in der Zeitung, was in
Hamburg unter der SPD-Ägide geplant wird. Die
SAGA lehnt nämlich Strom aus Kellerkraftwerken
ab. Im ersten Moment fragt man sich, was dahin-
tersteckt, aber es ist ein ganz einfaches Prinzip. Es
gibt einen Energiedienstleister in dieser Stadt, der
möchte, dass die Mieterinnen und Mieter von der
Energiewende profitieren, indem in den Kellern von
SAGA-Gebäuden Blockkraftheizwerke errichtet
werden und durch Eigenstromproduktion die Mieter
erheblich bei den Energiekosten entlastet werden.
Der SAGA-Vorstand hat das abgelehnt mit dem
Hinweis darauf, damit würde die Politik von Sigmar
Gabriel im Bund konterkariert. Die Politik der SPD
im Bund sieht nämlich ganz anders aus. Dort wer-
den die Großen entlastet, Politik für die Konzerne
gemacht, und wer muss es bezahlen? Das müssen
die Kunden und die Kleinen in Wirtschaft, Hand-

werk und Gewerbe bezahlen. Das ist mitnichten
das, was der Volksentscheid bei der Umsetzung
von uns fordert, denn hier soll es sozial verträglich
und klimafreundlich vorgehen.

Deshalb werden wir in diesen Beiräten, aber auch
in diesem Hause und in den Ausschüssen darauf
hinwirken, dass diese unsoziale und klimaun-
freundliche Politik der Bundesregierung in Ham-
burg bei der Rekommunalisierung der Netze keine
Fortsetzung erfährt, sondern dass ein radikaler
Kurswechsel hin zu dem stattfindet, was der zweite
Satz des Volksentscheids will, nämlich das Gegen-
teil von dem, was Sigmar Gabriel betreibt, die Klei-
nen entlasten und klimafreundliche Politik mit den
Netzen betreiben.

Da gibt es noch viel zu tun. Ob uns das in den Bei-
räten und Ausschüssen gelingt, ist noch vollkom-
men offen. Deshalb ist die Umsetzung des Volks-
entscheids noch keineswegs sichergestellt. Wir be-
grüßen zumindest, dass wir jetzt die Gelegenheit
bekommen, an einigen Stellen mehr einzufordern,
was die Bürgerinnen und Bürger uns gemeinsam
aufgetragen haben, nämlich eine sozial verträgli-
che und umweltfreundliche Energieversorgung bei
den Netzen in dieser Stadt sicherzustellen. – Vie-
len Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
Herr Dr. Duwe von der FDP-Fraktion.

Dr. Kurt Duwe FDP:* Frau Präsidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Als Wissen-
schaftler weiß ich ungefähr, was ein Konzept sein
soll. Und wenn ich als Überschrift den Begriff Kon-
zept lese, dann erwarte ich auch ein Konzept, aber
das, was hier vorgelegt worden ist, ist eine Ideen-
sammlung, vielleicht auch eine Faktensammlung,
ab und zu auch einmal Prognosen auf Basis unsi-
cherer Datenlage, aber es ist kein Konzept. Wenn
dies ein Wärmekonzept ist, dann hat die SPD auch
ein Verkehrskonzept, und beides bezweifele ich.

(Beifall bei der FDP und der CDU – Finn-Ole
Ritter FDP: Das stimmt!)

Zur Geschichte: Seit 2012 hat die SPD-Fraktion
mit relativ geringem Erfolg den Senat aufgefordert,
Informationen preiszugeben, wie denn seine Vor-
stellung zur Energiewende im Wärmebereich sei.
Jetzt haben wir sechs Antworten auf neun Fragen,
wobei man sagen muss, dass diese sechs Antwor-
ten sehr vage sind. Die Datengrundlage, auf der
diese Erkenntnisse und Prognosen gewonnen wur-
den, ist sehr dürftig. Das heißt, man müsste eigent-
lich jetzt schon aufhören, überhaupt darüber zu
diskutieren, auch angesichts dieser ergebnisoffe-
nen Anhörung, die wir morgen im Umweltaus-
schuss haben werden. Es ist ganz interessant,
dass wir heute schon unsere Meinungen darlegen,
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bevor so etwas im Ausschuss diskutiert wird. Aber
vielleicht hat die SPD wieder einmal zu wenige An-
träge gehabt, um sie zur Beratung anzumelden.

(Beifall bei Birgit Stöver CDU)

Ich unterstelle dies einmal als positiv.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Ganz im Gegen-
teil!)

Ich sage noch etwas zum Inhalt der Drucksache.
Im Tenor weisen alle Gutachten, die wir aus 2010,
2011 und 2012 vorliegen haben, darauf hin, dass
die Datengrundlage gar nicht so ist, dass man dar-
auf basierend vernünftige Aussagen machen kann,
vor allem auch darüber, wie der energetische Stan-
dard beim Gebäudebestand ist und was man da
tun kann beziehungsweise was man einsparen
kann. Im Nicht-Wohnbereich ist es noch schlimmer

Dann möchte man gern, was zu begrüßen ist,
quartiersbezogene Wärmekonzepte entwickeln.
Man ist zumindest ehrlich und sagt, dass man die
erst einmal entwickeln wolle und behauptet nicht
gleich, dass man sie schon hätte. Das ist sehr
schön, aber die Datengrundlage ist gar nicht da,
wir haben nämlich nur hamburgweite Informatio-
nen. Es ist natürlich sehr toll, auf Grundlage dieser
Daten für einzelne Quartiere etwas aussagen zu
können. Trotzdem werden natürlich Prognosen ge-
stellt, das kennen wir schon, es werden auch jeden
Tag Prognosen für Wahlergebnisse erstellt, und
genauso qualitativ hochwertig sind diese Aussa-
gen.

Ich möchte zu den Einsparpotenzialen kommen,
die natürlich nicht quantifizierbar sind, vor allen
Dingen in dem Bereich, der vom Gewerbe aus-
geht. Der Wärmebedarf beim Gewerbe ist natürlich
noch nicht bekannt und schwer zu ermitteln. Ei-
gentlich müsste noch mehr als ein Gutachten in
Auftrag gegeben werden, damit wir überhaupt wis-
sen, auf welcher Grundlage wir diskutieren kön-
nen. Dann muss man erst einmal die Frage stellen,
wie viel Fernwärme und wie viel dezentrale Wär-
meversorgung diese Stadt braucht. Das müsste ei-
gentlich in einem Konzept stehen, es steht aber
mitnichten dort. Es kann entweder zu 100 Prozent
dezentral sein, es kann auch zu 80 Prozent Fern-
wärme sein; vor 2020 wird keine Antwort zu erwar-
ten sein. Vielleicht kann man diesen Titel der
Drucksache auch so interpretieren, dass 2020 viel-
leicht ein Wärmekonzept vorliegen wird. Das kann
man natürlich so sehen, ich sehe das nicht.

Wir haben noch einen Zusatzantrag der SPD über
einen schönen Beirat, also für die Beteiligung von
Bürgern; Experten sind wir sowieso immer. Ein
kleiner Punkt stößt ein bisschen schräg auf. Wenn
ich mir vorstelle, dass bei jeder Volksinitiative drei
Vertrauensleute in fast allen Gremien sind, die in
irgendeiner Form mit dem Gegenstand dieser
Volksinitiative beziehungsweise dem Volksent-
scheid eingebracht werden, dann kann man sich

fragen, mit welchem Recht Herr Senator Rabe bei-
spielsweise "Wir wollen lernen" bei diversen Gre-
mien im Schulbereich ausschließt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Herr Scheuerl
sitzt ja hier drin! – Dora Heyenn DIE LINKE:
Bringen Sie ihn bloß nicht auf Ideen!)

Es ist jetzt so, dass drei Vertrauensleute die Deu-
tungshoheit darüber haben, was das Volk gemeint
hat, als es Ja zur Übernahme der Energienetze
sagte, ebenso wie darüber, was denn wirklich sozi-
al gerecht ist, was umwelt- und klimafreundlich ist
und so weiter. Das ist eine Einschränkung unseres
parlamentarischen Selbstverständnisses. Es tut
mir leid, aber dann müsste man das bei allen ma-
chen und nicht nur bei dieser einen Volksinitiative.
Man fragt sich, ob die vielleicht mehr Druckpotenzi-
al haben. Aber so etwas ist für mich nicht hinnehm-
bar. Wenn das so weitergeht, dann können wir uns
hier gleich abschaffen – das sage ich ganz eindeu-
tig. Wir sollten keine große Angst haben, auch
nicht vor Leuten, die meinen, sie wüssten, was das
Volk einmal gemeint habe, als es darüber ab-
stimmte. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Walter
Scheuerl fraktionslos)

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
nun Frau Heyenn von der Fraktion DIE LINKE.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Herr Duwe, ich entneh-
me Ihren letzten Worten, dass Sie vor Herrn
Scheuerl keine Angst haben. Das ist doch sehr be-
ruhigend.

Wir haben es bei diesem Tagesordnungspunkt mit
zwei Dingen zu tun. Einmal haben wir einen Antrag
der SPD-Fraktion, der in ein Bürgerschaftliches Er-
suchen gemündet ist, und zwar aus dem Dezem-
ber 2012; das war vor dem Volksentscheid. Und
dann haben wir noch einen Antrag, der nach dem
Volksentscheid gestellt wurde. Ich möchte zuerst
etwas zu diesem Bürgerschaftlichen Ersuchen sa-
gen.

Wir haben insgesamt elf umfangreiche Fragen,
und auf zwölf Seiten inklusive Grafiken gibt es Ant-
worten beziehungsweise Teilantworten oder gar
keine Antworten. Man muss feststellen, dass die
Antworten doch sehr, sehr vage sind. Zum Beispiel
gibt es sehr vage Erkenntnisse über den energeti-
schen Gebäudezustand. Es ist auch nicht deutlich,
welche Schlussfolgerungen der Senat zu der lang-
fristigen Wärmeversorgung in Hamburg zieht, wie
es jetzt aussieht mit dem aktuellen Wärmemarkt,
wie die Strukturen für Anbieter sind. Und es gibt
auch keine klaren Angaben über den Bedarf an
Wärme bis 2050 bei Wohngebäuden. Das Ham-
burger Wärmekonzept hat bisher wirklich keine
konkreten Formen angenommen.
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Völlig offen sind wichtige ökologische und techni-
sche Fragen, die die zukünftige energiepolitische
Ausrichtung Hamburgs betreffen. Ich erinnere, weil
Frau Stöver das gesagt hat, noch einmal an den
zweiten Satz des Volksentscheids, in dem explizit
gesagt wird – ich zitiere –:

"Verbindliches Ziel ist eine sozial gerechte,
klimaverträgliche und demokratisch kontrol-
lierte Energieversorgung aus erneuerbaren
Energien."

Das steht da nicht nur einfach so, sondern das ist
abgestimmt worden, und die Mehrheit hat dafür ge-
stimmt. Deswegen ist es eine Aufforderung an uns
im Parlament, das auch umzusetzen. Es ist das
Gegenteil dessen, was Sie sagen, Frau Stöver.
Wenn man eine demokratische Kontrolle ernst
nimmt, dann ist das keine Entmachtung des Parla-
ments, sondern der Vollzug des Volksentscheids,
und das ist mehr als nötig.

(Beifall bei der LINKEN)

Es bleiben deswegen noch einige Fragen offen,
zum Beispiel, welche Wärmebedarfsplanung der
Senat für die nächsten 20 bis 30 Jahre hat, welche
klimaverträgliche Wärmeerzeugung wir in Zukunft
wollen, welche CO2-Reduktionsziele wir ansetzen,
ob wir ein Fernwärmegesetz für Hamburg brau-
chen und welche Perspektiven Umbau und Öff-
nung der Fernwärmenetze bieten.

Wir begrüßen das, weil wir der Auffassung sind,
die Energiewende kann in Hamburg nur gelingen,
wenn sich eine breite Mehrheit der Bevölkerung
daran beteiligt und wenn wir den Volksentscheid
gerade in dem Punkt wirklich umsetzen. Daher be-
grüßen wir den Antrag der SPD-Fraktion und wer-
den ihm auch zustimmen. Wir haben da natürlich
eine gewisse Einschränkung.

Erstens: Reicht es für eine demokratische Kontrol-
le, dass wir Beiräte einrichten? Da gibt es Kritik, ob
es wirklich reicht.

Zweitens: Wir hätten gern gewusst – die Beiräte
haben Sie, Herr Kerstan, schon ausgeführt –, wie
die Beiräte aussehen sollen, welche Kompetenzen
sie bekommen und wie sie in die Unternehmen
eingebaut werden. Das muss alles noch diskutiert
und konkretisiert werden, sonst ist das nur eine Ali-
biveranstaltung und keine demokratische Kontrolle.
Aber wir bestehen darauf, dass es eine wird.

Wir begrüßen auch, dass ein Wärmegutachten im
Auftrag der Umweltbehörde zur Bewertung von Al-
ternativen für den Ersatz des alten, klimaschädli-
chen Kohleheizwerks in Wedel unter Beteiligung
der Initiativen und der Bürgerschaftsfraktion durch-
geführt werden soll. Diese Frage ist für die künftige
Umgestaltung der Fernwärme hin zu mehr Klima-
schutz von großer Bedeutung. Dennoch gibt es er-
hebliche Probleme bei der Fernwärme. Es gibt
auch noch ein sehr großes Misstrauen. Ich habe

mit einer gewissen Erleichterung in der Pressemel-
dung von Frau Dr. Schaal folgende zwei Sätze ge-
lesen – ich zitiere –:

"2017 wird die Stadt schriftlich erklären,
dass sie die Kaufoption ziehen wird und da-
mit die endgültige Preisermittlung über
Sachverständige in Gang setzen. Die Aus-
übung der Kaufoption wird in der Zeit vom
21. bis 30. November 2018 erfolgen."

Und an anderer Stelle:

"Bis Ende 2015 muss die Stadt entscheiden,
ob und wie das alte Kohlekraftwerk Wedel
durch ein moderneres ersetzt werden soll."

Das ist schon eine Erleichterung und eine Teilant-
wort auf unsere Kritik an der Drucksache, dass wir
nicht so richtig abgenommen haben, dass das
wirklich gemacht werden soll.

Was uns wiederum irritiert, ist dann folgender Satz:

"Senat und SPD-Fraktion werden diese Ent-
scheidung im Sinne eines Faktenchecks vor-
bereiten, aber nicht vor der Wahl treffen."

Da frage ich natürlich, warum Sie das nicht ma-
chen. Sie haben es eben von Herrn Kerstan ge-
hört, Sie kennen die Skepsis der Umweltverbände
und der Initiative. Wir haben auch mehrfach nach-
gefragt, ob Sie das wirklich umsetzen wollen. Es
wäre hilfreich, wenn ein ganz klares Ja käme, dass
der Senat das auf jeden Fall machen wolle und die
folgenden Senate sich daran halten würden. Das
wäre eine große Hilfe, dann könnte man sagen,
dass der Volksentscheid wirklich in der Umsetzung
ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
nun Herr Dr. Scheuerl, fraktionslos.

Dr. Walter Scheuerl fraktionslos: Sehr geehrte
Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren!
Da die Drucksachen, die unter der Überschrift
"Wärmekonzept" zur Debatte angemeldet sind,
kein echtes Wärmekonzept enthalten, will ich
gleich auf den Zusatzantrag, den uns heute die
SPD beschert hat, zu sprechen kommen. Was wir
mit diesem Zusatzantrag erleben, ist der Kniefall
der SPD vor Manfred Braasch und dem BUND.

(Heiterkeit bei Jens Kerstan GRÜNE und
Dora Heyenn DIE LINKE)

Ich will das kurz begründen. Was beantragt die
SPD? Die SPD möchte den Senat auffordern, sei-
nen Einfluss auf die städtischen Betriebsgesell-
schaften auszuüben, um diese im Rahmen von
Satzungsänderungen zu zwingen, Beiräte einzu-
richten. Dann soll es einen Stromnetz-Beirat, einen
Gasnetz-Beirat und einen Wärmenetz-Beirat ge-
ben. Beiräte gibt es im Gesellschaftsrecht häufig.
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Aber gleichzeitig sollen satzungsmäßig nicht nur
die Teilnahmerechte, sondern die Mitwirkung von –
so war es im Antrag zu lesen – Beteiligten des
Volksentscheids festgeschrieben werden. Damit
können doch nur – Sie nicken, Herr Dr. Dressel –
die Vertrauenspersonen der Volksinitiative "UN-
SER HAMBURG – UNSER NETZ" oder vielleicht
die Sprecherin oder Kampagnenleiterin oder wer
auch immer von der Volksinitiative gemeint sein.

(Dr. Monika Schaal SPD: Also Sie auf jeden
Fall nicht!)

Nehmen wir einmal die Vertrauenspersonen, allen
voran Manfred Braasch. Indem Sie in diesen Beirä-
ten deren Beteiligung festschreiben, verletzen und
missachten Sie – das ist Ihnen möglicherweise gar
nicht klargeworden – die Vorlagefrage aus dem
Volksentscheid. Frau Heyenn, Sie haben zutref-
fend darauf hingewiesen, denn in der Vorlagefrage
stand etwas von demokratischer Kontrolle der
Energieversorgung, die Ziel des Ganzen sei. Die
Vertrauenspersonen von Volksinitiativen – diese
drei Vertrauenspersonen der umstrittenen Volksini-
tiative "UNSER HAMBURG – UNSER NETZ" –

(Dora Heyenn DIE LINKE: Wieso umstrit-
ten?)

sind in keiner Weise demokratisch legitimiert. Herr
Braasch ist ein angestellter Geschäftsführer eines
Vereins. Er wohnt in Lüneburg, fährt jeden Morgen
hierher, und wenn Sie Herrn Braasch satzungsmä-
ßig in diese Beiräte setzen, dann geben Sie dem
Geschäftsführer eines Vereins ein Mitspracherecht
quasi auf Lebenszeit in diesen städtischen Gesell-
schaften. Niemand hat Herrn Braasch gewählt,
kein Hamburger und keine Hamburgerin haben
Herrn Braasch gewählt.

(Jens Kerstan GRÜNE: Sie doch auch
nicht!)

Die Hamburgerinnen und Hamburger haben viel-
leicht eine demokratische Kontrolle gefordert,
wenn sie denn für den Volksentscheid gestimmt
haben. Das bedeutet eine Kontrolle durch das Par-
lament, aber nicht durch einen Beirat, in dem Ein-
zelpersonen ein Mitsprache- und Beteiligungsrecht
bekommen, die demokratisch nicht gewählt sind,
die demokratisch in keiner Weise legitimiert sind.

(Jens Kerstan GRÜNE: Die haben einen ge-
setzlichen Auftrag!)

Ein weiterer Punkt. Sie sagen in dem Antrag, dass
an den Beiräten jeweils ein Vertreter der Fraktio-
nen teilnehmen soll. Herr Dr. Dressel, Sie haben
nicht nachgerechnet. Wenn dort in absoluten Zah-
len ein Vertreter der SPD, ein Vertreter der CDU
und möglicherweise der GRÜNEN und der LIN-
KEN – welche Fraktionen wir in Zukunft auch im-
mer im Parlament haben – jeweils teilnehmen,
dann verfälschen Sie in diesen Beiräten das demo-
kratische Mehrheitsverhältnis in diesem Parlament,

weil Sie die Fraktionsstärke völlig außer Acht las-
sen und missachten. Das heißt, sowohl hinsichtlich
der persönlichen Beteiligung der Vertreter der
Volksinitiative als auch hinsichtlich der personellen
Besetzung des Beirats missachten Sie die Vorla-
gefrage.

Das ist nicht nur ein Kniefall der SPD vor Herrn
Braasch und dem BUND, sondern vor allem eine
Demontage unserer parlamentarischen Demokra-
tie. Ich hoffe nur, dass sich die Mehrheit dieses
Hauses besinnt und diesem Zusatzantrag nicht zu-
stimmt. – Vielen Dank.

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
nun Herr Dr. Dressel von der SPD-Fraktion.

Dr. Andreas Dressel SPD: Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Wir haben am letzten Wort-
beitrag gemerkt, dass noch sehr viele Leute in den
Schützengräben des Volksentscheids sind, und
das macht keinen Sinn für die Stadt.

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und bei
Dora Heyenn DIE LINKE – Jens Kerstan
GRÜNE: Nee, eigentlich nur einer!)

– Bei einigen habe ich auch ein bisschen Zweifel.

Uns ging es darum, den Volksentscheid umzuset-
zen. Frau Dr. Schaal sagte es eben schon: Was
den Satz 1 des Volksentscheids betrifft, sind wir
auf einem sehr guten Weg. Aber dieser Volksent-
scheid hat auch einen Satz 2, und dort steht zum
Beispiel das mit der stärkeren demokratischen
Kontrolle. Natürlich wird die primär durch unsere
121 Abgeordneten ausgeübt, das ist doch selbst-
verständlich. Das ist aber auch gar kein Wider-
spruch. Die Frage ist, wie wir aus diesen Schüt-
zengräben herauskommen in einer Situation, in der
die Stadt sich in diesem Punkt quasi pari gegen-
überstand.

Da haben wir im Umweltausschuss eine kluge Ent-
scheidung getroffen – selbstverständlich im Rah-
men unserer Geschäftsordnung –, nämlich einen
Weg zu finden, sowohl zwei Vertreter der Volksini-
tiative als auch zwei Vertreter der anderen Seite
mit zu den Beratungen als Auskunftspersonen im
Rahmen der Geschäftsordnung hinzuzuziehen. Es
sind also gar nicht immer alles Vertrauensleute,
sondern zwei sind von der Initiative, einer aus der
Wirtschaft und einer von der Arbeitnehmerseite;
das war ein kluger Weg. Den werden wir auch
morgen weitergehen, wir werden zu dem Wärme-
konzept deren Meinung hören.

Genau das wollen wir jetzt weiter fortführen, und
zwar in einer solchen Beiratsstruktur, die nicht un-
üblich ist für solche Netzgesellschaften. Ich glaube,
das gibt es auch in anderen kommunalen Netzge-
sellschaften, das ist nichts Ungewöhnliches. Es
geht auch nicht primär darum, exakt die Mehrheits-
verhältnisse in der Bürgerschaft abzubilden, son-
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dern dort ein Mitwirkungs- und Mitsprachegremium
zu schaffen, in dem sich die Politik, aber auch der
außerparlamentarische Raum einbringen kann. Wir
haben gesagt, wie ein solcher Schlüssel aussehen
könnte. Es sollten diese Beteiligten dabei sein, und
ich finde, das ist eigentlich kein Problem. Den Un-
tergang des Parlamentarismus an die Wand zu
malen, ist einfach lächerlich.

(Beifall bei der SPD und bei Jens Kerstan
GRÜNE, Dora Heyenn und Christiane
Schneider, beide DIE LINKE)

Deswegen finde ich auch die ganze Kritik aus
Richtung der CDU besonders putzig, denn vor
zwei Wochen, vor der Bezirkswahl, gab es noch
hellblaue Plakate, auf denen stand: "Mehr Bürger-
beteiligung geht doch". Da frage ich mich, was ei-
gentlich aus Ihrem Plakat geworden ist, wenn Sie
nun dagegen sind.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRÜNEN)

Zum Wärmekonzept: Heute hat die Behörde Ihnen
allen eine Mail geschickt mit einem Brief des
Staatsrats, dass alle Fraktionen und auch die Aus-
kunftspersonen aus dem Ausschuss bei dem Wär-
mekonzept einbezogen werden sollen. Ich finde es
überhaupt nicht schlimm, dass wir jetzt einen brei-
ten Beteiligungsprozess in der Stadt organisieren.
Das hat auch nichts mit Ratlosigkeit zu tun, son-
dern wir machen das anders als Sie, Frau Stöver.
Sie haben vor einer Wahl Moorburg viel zu groß
und Knall auf Fall durchgesetzt. Dann haben Sie
bei der Wahl dafür die Quittung bekommen. So
werden wir keine Kraftwerkspolitik in dieser Stadt
machen.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe mich etwas gewundert, dass Sie das gar
nicht mitbekommen.

(Glocke)

Vizepräsidentin Antje Möller (unterbrechend):
Herr Dr. Dressel, gestatten Sie eine Zwischenfrage
von Frau Stöver?

Dr. Andreas Dressel SPD: Gern.

Zwischenfrage von Birgit Stöver CDU: Herr
Dr. Dressel, zu Ihrer Behauptung, dass wir Moor-
burg zu groß gebaut und einfach dort hingestellt
hätten, würde ich gern fragen, ob Sie eigentlich
wissen, wie lange Moorburg schon geplant wurde,
und dass Moorburg in den Neunzigerjahren abge-
rissen wurde, als die SPD noch regierte? Wie lan-
ge ist Moorburg schon geplant worden?

Dr. Andreas Dressel SPD (fortfahrend): Schuld
daran ist immer nur die SPD, die Leier kenne ich
schon.

(Beifall bei der CDU)

– Den Applaus gönne ich Ihnen gern.

Entscheidend ist, wer im Amt war, als diese Verträ-
ge mit Vattenfall mal so eben unterschrieben wur-
den vor einer Wahl. Daran hat sich dann hinterher
Ihr grüner Koalitionspartner – Herr Kerstan nickt –
die Zähne ausgebissen. Sie haben vor der Wahl,
obwohl Sie wussten, dass Sie dann für diese Sa-
che keine Grundlage mehr haben, Fakten schaffen
wollen, und daran hat Hamburg noch lange zu
knabbern und vor allem natürlich Vattenfall.

(Beifall bei der SPD und bei Jens Kerstan
GRÜNE und Dora Heyenn DIE LINKE)

Deshalb machen wir das an der Stelle anders und
gehen jetzt schrittweise vor. Wir haben es auch im
Ausschuss gesagt: Zuerst kommt der Analyseteil,
das ist das, was Ihnen jetzt vorliegt und was wir
morgen im Ausschuss besprechen. Dann gibt es
Interviews auch mit den Bürgerschaftsfraktionen.
Eigentlich können Sie sich doch freuen, wenn Sie
nach Ihrer Meinung gefragt werden. Das fließt ein
in dieses Wärmekonzept. Und dann gibt es den
Faktencheck zu Wedel.

(Birgit Stöver CDU: Sie haben keine Experti-
se in der Behörde! Das ist so offensichtlich!)

– Das ist witzig. Wenn wir bestimmte Vorlagen ma-
chen und Sie nicht beteiligen, wird gemeckert, und
wenn es anders herum gemacht wird und Sie vor-
her nach Ihrer Meinung gefragt werden, dann ist
es auch nicht richtig. Was sollen wir denn tun, da-
mit es Ihnen passt, Frau Stöver? Das sollten Sie
den Leuten einmal erklären.

(Beifall bei der SPD)

Es gibt den Faktencheck zu Wedel, das noch ein-
mal an Ihre Adresse. Es ist völlig klar, dass bei der
Fernwärme die Kaufoption gezogen wird; das hat
mit dem Faktencheck für Wedel gar nichts zu tun.
In der Drucksache werden Sie sehen, dass der Se-
nat klargestellt hat, dass es die Kaufoption gibt, sie
wird gezogen. Trotzdem gibt es unabhängig davon
das Entscheidungsverfahren, ob Wedel in dieser
Formation anders oder nicht gebaut wird. Das sind
zwei verschiedene Handlungsstränge. Es ist also
völlig klar, dass wir die Kaufoption ziehen werden
und den Volksentscheid für die Fernwärme umset-
zen, da gibt es keine zwei Meinungen. Deshalb bin
ich auch sehr froh, dass der Senat das in dieser
Vorlage noch einmal klargestellt hat.

Wir gehen also mehrschrittig vor. Die Bürgerschaft
wird mitgenommen, mehr Bürgerbeteiligung geht
nicht, und deshalb ist es ein gutes Konzept. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Antje Möller: Wenn nun keine
weiteren Wortmeldungen vorliegen, dann kommen
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wir zur Abstimmung. Herr Dr. Steffen hat dem Prä-
sidium mitgeteilt, dass er an dieser Abstimmung
nicht teilnimmt. Zunächst zum Überweisungsbe-
gehren.

Wer möchte die Drucksache 20/11772 an den Um-
weltausschuss überweisen? – Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Mit einer zögerlichen Gegenmeldung
war das einstimmig.

Dann kommen wir zum SPD-Antrag aus Drucksa-
che 20/12007.

Wer möchte diesem seine Zustimmung geben? –
Die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist mehr-
heitlich der Fall.

Die SPD-Fraktion möchte diese Drucksache nun
nachträglich an den Umweltausschuss überwei-
sen.

Wer stimmt dem Überweisungsbegehren zu? – Die
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das war einstim-
mig.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 37, Druck-
sache 20/11909, Antrag der CDU-Fraktion: A7-
Ausbau koordinieren – Senat schläft auf Kosten
von Bürgern und Wirtschaft.

[Antrag der CDU-Fraktion:
A7-Ausbau koordinieren – Senat schläft auf
Kosten von Bürgern und Wirtschaft
– Drs 20/11909 –]

(Glocke)

Meine Damen und Herren! Wenn Sie den Plenar-
saal verlassen möchten, tun Sie das gern, aber
lautlos.

Diese Drucksache möchte die CDU-Fraktion an
den Verkehrsausschuss überweisen. Wird dazu
das Wort gewünscht? – Herr Hesse von der CDU-
Fraktion.

Klaus-Peter Hesse CDU:* Frau Präsidentin, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben
heute die zweite Verkehrsdebatte, aber mit dem
speziellen Aspekt der A 7. Ich glaube, es lohnt
sich, sich sehr genau anzusehen, was die SPD tat-
sächlich getan hat, seit sie in der Regierung ist und
seit sie sich um die A 7 kümmert, seit sie weiß,
welche Baumaßnahmen dort anstehen.

Bevor ich im Einzelnen darauf eingehe, möchte ich
einmal mit einem Lob an die SPD-Fraktion begin-
nen, denn wir werden uns im Verkehrsausschuss
nächste Woche, lieber Herr Buschhüter, nicht nur
erneut über das Busbeschleunigungsprogramm
unterhalten, sondern auch über die Maßnahmen,
die der Senat jetzt im Bereich der Baustellenkoor-
dination auf der A 7 plant.

Es ist grundsätzlich richtig, dass wir in Selbstbefas-
sung als Parlamentarier an solchen Prozessen teil-
haben dürfen. Was der liebe Kollege Roock sagte,
versuche ich auch: Man muss och jönne könne. Es
ist sehr schön, dass Sie uns jönnen, dass wir da
mitdiskutieren können. Allerdings einen Grund da-
für, dass wir dort mitdiskutieren können, haben Sie
kaum, denn das, was wir nächste Woche im Ver-
kehrsausschuss machen werden, wird nicht zum
Vorteil der SPD sein. Wir werden uns stattdessen
mit Ihren Versäumnissen sehr, sehr intensiv be-
schäftigen müssen, und davon gibt es eine ganze
Menge. Ich habe vorhin in der Aktuellen Stunde
nur sehr, sehr kurz auf das Thema Staukoordinator
eingehen können und möchte deswegen noch et-
was dazu sagen.

(Ole Thorben Buschhüter SPD: Verkehrsko-
ordinator!)

Seit dem 1. April haben wir den Staukoordinator
Gerhard Fuchs, und wir wissen seit der letzten
Verkehrsausschusssitzung, lieber Herr Buschhü-
ter, dass Sie sich einen Staukoordinator gesucht
haben, nachdem diverse andere Kandidaten abge-
sagt hatten und es nicht machen wollten, der kei-
nerlei Eingriffs- und Weisungsbefugnis hat und
auch keinerlei Kompetenzen, sondern eigentlich
nur eine Moderatorenfunktion. Er kommt – ein
Schelm, wer Böses dabei denkt – aus der CDU,
zugegebenermaßen ein ehemaliger kompetenter
Staatsrat. Aber glauben Sie wirklich, dass Sie sich
bei Ihrem momentanen Planungsdesaster auf der
A 7 mit einem Staukoordinator Gerhard Fuchs die
CDU einkaufen können? Ich sage Ihnen eines: Sie
erreichen genau das Gegenteil, denn wir werden
erst recht und noch viel genauer, als wir das bisher
getan haben, auf Ihr Versagen bei der Staukoordi-
nation der A 7 hinweisen, um uns gerade diesen
Vorwurf nicht gefallen lassen zu müssen, dass wir
zurückhaltend seien, nur weil der Staukoordinator
Gerhard Fuchs heißt.

(Beifall bei der CDU)

Wir wollen die nächste Ausschusssitzung, liebe
Frau Kollegin Koeppen, auch dazu nutzen, endlich
einmal zu erfahren, was wir in der letzten Aus-
schusssitzung nicht erfahren haben. Als wir Herrn
Fuchs befragt haben und auch die Verwaltung,
was   sie   denn  jetzt  bei  der    Staukoordination
machen würden und was im Staumanagement
passieren würde, haben wir in der Regel Antworten
erhalten wie, dass man plane, dass man etwas
machen wolle und etwas tun müsse. Es sind nur
Absichtserklärungen gekommen, es wurden keine
konkreten Maßnahmen vorgestellt. Was Sie sich
da erlaubt haben, ist Hohn und Spott in den Ohren
der vielen Menschen, denen Sie auf den Straßen
zurzeit bei dieser Stausituation, die durch die A 7
verursacht wird, die Zeit klauen.

(Beifall bei der CDU)
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Wir haben auch eine Expertenanhörung zum The-
ma Staumanagement abgehalten. Ich kann mich
noch sehr genau erinnern, Frau Koeppen, dass
Sie den Kollegen vom "Staufreien Hessen 2015"
gefragt haben, was sie dort eigentlich machten und
ob er sich als Hesse überhaupt eine Meinung bil-
den könne zu dem, was wir in Hamburg täten. In
der letzten Verkehrsausschusssitzung haben wir
erfahren, dass die Fachbehörde als Erstes ein
paar Leute nach Hessen geschickt hat, um sich
dort umzuschauen und sich Anregungen zu holen
für die eigene Arbeit. Das ist Ihre Politik, erst auf
Anregungen hin und wenn man es Ihnen vor die
Nase hält, tun Sie etwas und dann viel zu spät. Es
fehlt Ihnen an Eigeninitiative, wenn es um die
Staukoordination geht.

(Beifall bei der CDU)

Bei der Frage – auch der Kollege Schinnenburg
hat dies mehrfach angesprochen –, wo es die
Staus gibt, wie lang sie sind, wie man überhaupt
untersuchen kann, wo sie sind, hat es auch mehr-
facher Interventionen seitens der CDU und auch
der FDP bedurft, bis Sie endlich in der letzten Aus-
schusssitzung erklärt haben, dass Sie jetzt Daten
kaufen wollten von Mobilfunkanbietern – die haben
uns übrigens nachgewiesen, dass wir die
Staustadt Nummer 2 in Deutschland sind –, damit
wir vielleicht einmal beobachten können, wo über-
haupt Staus in unserer Stadt sind. Das lassen Sie
sich jetzt erst einfallen, wo die Menschen auf den
Autobahnen und in der ganzen Stadt schon im
Stau stehen. Ich frage mich, was Sie bisher ge-
macht haben und wie Sie glaubten, mit so einer Si-
tuation umgehen zu können. Das ist viel zu spät.

(Beifall bei der CDU)

Ich will nicht lange auf den volkswirtschaftlichen
Schaden für unseren Wirtschafts- und Logistik-
standort eingehen, der offensichtlich ist, aber wenn
Sie sich mit Wirtschaftsfachleuten und Verbänden
aus dem Hafen unterhalten, lieber Kollege Ohlsen,
so haben die langsam Angst. Sie sagen, dass un-
ser Hafen abgeriegelt werde. Es sei nicht so, dass
der Verkehr innerhalb des Hafens nicht laufe, aber
sie kämen nicht mehr in den Hafen und auch nicht
heraus. Das ist eine ernst zu nehmende Gefahr.
Es fehlt Ihnen ein Konzept und auch Ansätze, lie-
ber Olaf, und insofern sollte sich der Kollege Arno
Münster, der doch aus dem Hafen kommt, in sei-
ner eigenen Fraktion dafür einsetzen, dass endlich
einmal der Hafen unterstützt wird und nicht nur am
Hafen vorbeigeplant wird.

(Beifall bei der CDU – Arno Münster SPD:
Immer wieder gerne, wenn ich gebraucht
werde!)

Welche Gelder gibt der Senat aus? Bundesgelder,
wir unterhalten uns über Bundesmittel. Die Stadt
hat Auftragsverwaltung. Das heißt, der Bund be-
zahlt und die Stadt plant und setzt um. Sie arbeiten

aber so stümperhaft, dass der Bund Ihnen eigent-
lich die Beauftragung entziehen müsste und sich
etwas anderes überlegen müsste. Wenn andere
Bundesländer so arbeiten würden wie Hamburg in
Zusammenarbeit mit dem Bund, dann würde diese
Auftragsverwaltung so kritisch überprüft werden
müssen.

(Beifall bei der CDU)

Der Kollege Schinnenburg hat vorhin viele Beispie-
le gebracht, wie man nicht durch unsere Stadt
kommt, und er hat natürlich recht, Planung sieht et-
was anders aus. Wenn man die A 7 macht – wir
wissen alle, dass wir sie machen müssen, das ist
auch seit Langem bekannt –, dann muss man ge-
fälligst dafür sorgen, dass die Ausweichstrecken
frei sind. Warum haben Sie es nicht geschafft, die
A 1 rechtzeitig frei zu machen, damit der Verkehr
dort fließt, so wie es der Bund mehrfach ange-
mahnt hat? Warum haben Sie die Kreuzung Kieler
Straße/Sportplatzring erst dann gemacht, als die
Bauarbeiten auf der A 7 begonnen haben? Das
sind alles Maßnahmen, die zeigen, wie schlecht
Sie Ihre Baustellen koordinieren und wie schlimm
die Stausituation durch solche Gegebenheiten ist.

(Beifall bei der CDU – Olaf Ohlsen CDU:
Skandal!)

Deswegen haben wir eineinhalb Jahre, nachdem
wir den letzten Antrag zu diversen Maßnahmen ge-
stellt hatten, was aus unserer Sicht bei dieser
Großbaustelle auf der A 7 gemacht werden muss,
die uns mindestens noch bis 2025, wenn nicht
noch länger beschäftigen wird, einen Antrag ge-
stellt, der in fünf Punkten das Wichtigste be-
schreibt. Es geht dort nicht darum, liebe Frau Kol-
legin Koeppen, dass demnächst ein Infomobil
durch die Gegend fährt und ein paar Anwohnern
erzählt, wo vielleicht Staus sein könnten und wel-
che Baumaßnahmen geplant werden. In diesem
Antrag geht es wirklich darum, richtige Infoveran-
staltungen zu machen und die Menschen mitzu-
nehmen, anders als Sie das beim Busbeschleuni-
gungsprogramm tun. Wir wollen, dass die Betroffe-
nen von Ihnen vernünftig informiert werden. Das ist
bisher ausgeblieben, und das fordern wir heute
ein.

(Beifall bei der CDU – Olaf Ohlsen CDU:
Genau!)

Wir wollen, dass endlich auch U-Bahn, S-Bahn und
AKN entsprechend eingesetzt werden, dass Kon-
zepte vorgelegt werden, wie die Takte vielleicht
verbessert und P+R-Konzepte geschaffen werden
können. Wir wollen auch kreative Lösungen ha-
ben. Dort, wo Fahrstreifen beispielsweise nicht ge-
nutzt werden, sollen sie für den Verkehr zumindest
temporär freigegeben werden; da gibt es unter-
schiedliche Möglichkeiten. Wir wollen – ich habe
es vorhin in der Aktuellen Stunde schon erwähnt –,
dass man nicht am Wochenende über die A 7
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fährt, eine Schlafbaustelle erlebt und keinen Bau-
arbeiter sieht, sondern wir wollen, dass bei dieser
großen Baustelle, die einen tatsächlichen Schaden
für unseren Wirtschafts- und Logistikstandort be-
deuten kann, die maximalen Arbeitszeiten ausge-
nutzt werden, dass dort das, was Lärmschutz und
andere rechtliche Voraussetzungen hergeben,
auch genutzt wird und eine Baustelle nicht tage-
lang unbearbeitet bleibt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Deswe-
gen haben wir diesen Antrag gestellt, der sicherlich
in Teilen das wiederholt, was wir vor eineinhalb
Jahren schon gesagt haben; das will ich nicht be-
streiten. Aber manchmal braucht die SPD einfach
zwei- oder dreifache Erinnerungen, damit sie auf
die Idee kommt, tatsächlich etwas umzusetzen,
denn schlimmer als jetzt kann es nicht mehr wer-
den. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
Frau Koeppen von der SPD-Fraktion.

Martina Koeppen SPD:* Frau Präsidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Hesse, da
haben Sie sich selbst überboten, sogar Herr Fuchs
hat oben in der Loge mit dem Kopf geschüttelt.

Eigentlich wollte ich mit meiner Rede positiv begin-
nen, denn der Dank geht erst einmal in Richtung
CDU für das, was Sie in dem Antrag an Lob für
den Hamburger Senat formuliert haben. Wir im
Norden können aufgrund des Engagements unse-
res Ersten Bürgermeisters Olaf Scholz endlich hof-
fen, dass der Bund viele Millionen Euro in eine
funktionierende Infrastruktur im Norden investiert
und die Bundesmittel nicht weiter für Ortsumge-
hungen in Bayern ausgegeben werden.

(Glocke)

Vizepräsidentin Antje Möller (unterbrechend):
Frau Koeppen, gestatten Sie eine Zwischenfrage
von Herrn Hesse?

Martina Koeppen SPD (fortfahrend): – Nein, das
lasse ich nicht zu.

Der Ausbau und die Überdeckelung der A 7 wer-
den von Fachleuten als Operation am offenen Her-
zen bezeichnet. Im Verkehrsausschuss am
24. April 2014 wurden auf Antrag der SPD-Fraktion
im Rahmen einer Selbstbefassung von Senator
Frank Horch und dem werten Verkehrskoordinator
Gerhard Fuchs ausführlich die geplanten Maßnah-
men während der Bauzeit auf der A 7 vorgestellt.
Es ist Ihnen, meine sehr verehrten Damen und
Herren von der CDU, hoch anzurechnen, dass Sie
die dort vorgestellten Maßnahmen des SPD-Se-
nats positiv bewerten und in Ihrem heutigen Antrag
noch einmal schriftlich zusammengefasst haben.

(Ole Thorben Buschhüter SPD: Schönen
Dank!)

Auch die SPD-Fraktion bewertet das vorgestellte
Fünf-Säulen-Modell durchaus positiv, zumal die
Vorarbeit des schwarz-grünen Vorgängersenats an
dieser Stelle doch eher als dürftig zu bezeichnen
war. Verkehrsgutachten auf Grundlage von Ver-
kehrsdaten aus dem letzten Jahrhundert reichen
eben leider nicht aus, Herr Hesse, um ein ordentli-
ches Konzept auf die Beine zu stellen.

Ich will nur kurz auf den Inhalt Ihres Antrags einge-
hen. Umfassende und detaillierte Informationen
über die geplanten Maßnahmen während der Bau-
zeit können Sie zwei Drucksachen entnehmen, auf
die ich noch einmal hinweisen möchte. Das ist das
Protokoll der Verkehrsausschusssitzung mit der
Nummer 20/34; da hat Herr Hesse auch aus dem
Fünf-Säulen-Modell abgeschrieben. Und nach den
detaillierten Maßnahmen, die der Senat jetzt er-
greift, habe ich mich gerade in einer Schriftlichen
Kleinen Anfrage, Drucksache 20/11943, erkundigt.
Sie können sicherlich morgen in der Presse nach-
lesen, was der Senat so alles unternimmt.

Da Ihnen, sehr verehrter Herr Hesse, der Inhalt der
Sitzung wohl nicht mehr so präsent ist, obwohl Sie
anwesend waren – Sie kennen die Örtlichkeiten
dort auch nicht so gut, obwohl Sie nun dreimal die
A 7 hoch- und runtergefahren sind und nach Bau-
arbeitern gesucht haben –, möchte ich trotzdem
noch einmal die Gelegenheit nutzen, einige
Missverständnisse Ihrerseits aus dem Weg zu räu-
men.

Sie fordern beispielsweise in Ihrem Antrag Infor-
mationsveranstaltungen. Diese finden bereits statt.
Die genaue Auflistung der Veranstaltungen können
Sie ebenfalls meiner Schriftlichen Kleinen Anfrage
entnehmen; es würde jetzt den Zeitrahmen spren-
gen. Des Weiteren werden betroffene Bürgerinnen
und Bürger durch Postwurfsendungen über kon-
krete Maßnahmen, Umleitungen und Zeitabläufe
informiert. Die DEGES hat eine regelmäßige Bür-
gersprechstunde eingerichtet. Auf zahlreichen Hin-
weistafeln im Straßenraum wird diese Information
an die Verkehrsteilnehmer weitergegeben, und das
in der Bürgerschaft beschlossene Informationszen-
trum nimmt in der nächsten Woche seine Arbeit
auf.

Des Weiteren fordern Sie eine Fahrplangestaltung
der S- und U-Bahn sowie der AKN. Auch hier kann
ich Sie beruhigen, Herr Hesse, die Abstimmungen
mit dem HVV und den Verkehrsunternehmen fin-
den bereits statt. Allerdings wird sich die Taktver-
dichtung bei der S-Bahn als sehr schwierig gestal-
ten, weil der schwarz-grüne Vorgängersenat es
nicht geschafft hat, den S-Bahn-Vertrag rechtzeitig
zu verlängern und wir deswegen keine ausreichen-
den Züge haben.
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Über die einzelnen Punkte im Petitum könnte ich
noch lange weiterreden, ich will Sie aber nicht
langweilen.

(Olaf Ohlsen CDU: Das ist schön!)

Und mir fehlt leider auch die Redezeit.

Zu den Fahrspuren, den Bauabläufen, den Bau-
stellen auf den Ausweichrouten und das Informati-
onssystem im Umland verweise ich daher noch
einmal auf das Protokoll und auf meine Schriftliche
Kleine Anfrage.

Letztendlich ist festzustellen, dass die vom SPD-
Senat bereits durchgeführten und noch geplanten
Maßnahmen zur Durchführung der Baumaßnah-
men auf der A 7 weit über das Petitum der CDU
hinausgehen

(Klaus-Peter Hesse CDU: Wo ist eigentlich
der Senat? – Gegenruf von Karl-Heinz
Warnholz CDU: Im Stau!)

und wir daher Ihren Antrag ablehnen, weil dies be-
reits durch Senatshandeln erfolgt ist. – Danke
schön.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
Herr Dr. Steffen von der Fraktion der GRÜNEN.

Dr. Till Steffen GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich finde, man muss bei der gesamten Debatte erst
einmal geraderücken, dass dieses Bauvorhaben
tatsächlich von sehr vielen Fraktionen unterstützt
und getragen wird und auch gefordert wurde. Des-
wegen ist es auch nicht richtig,

(Olaf Ohlsen CDU: Das stellt doch keiner in-
frage!)

wenn jetzt so getan wird, als seien die Auswirkun-
gen eines solchen intensiven Bauvorhabens ganz
überraschend. Das halte ich nicht für die richtige
Herangehensweise an diese Frage.

(Beifall bei Dr. Stefanie von Berg, Dr. Eva
Gümbel, beide GRÜNE, und vereinzelt bei
der SPD – Olaf Ohlsen CDU: Das hat doch
keiner behauptet!)

Es ist aber auch klar, dass eine solch große Bau-
stelle an einer sehr stark befahrenen Autobahn
Auswirkungen haben wird. Es gibt im Wesentlichen
keine Abweichung von der Planung, der Hardware,
wie sie Schwarz-Grün im Hinblick auf die Abwick-
lung der Baustelle vorgesehen hatte, und dem,
was jetzt tatsächlich passieren soll. Seinerzeit wur-
de schon geplant, die Zahl der Fahrspuren auch
während der Bauphase beizubehalten, und das
sollte sehr weitreichend passieren. Aber es war
auch von vornherein klar, dass die Baustelle trotz-
dem massive Einschränkungen für die Leistungsfä-

higkeit der Autobahn mit sich bringen wird, und
deswegen wird sich das auch auf den Autoverkehr
in der Stadt, insbesondere im Westen der Stadt,
auswirken. Deswegen muss man es auch ein
Stück weit relativieren, wenn jetzt der große Alarm
im Hinblick auf sichtbare Staus kommt. Das ist
zum großen Teil eine zwangsläufige Folge dieser
von den meisten von uns unterstützten Baumaß-
nahme.

Ich habe gesagt, Schwarz-Grün hat die Grundlage
für die Hardware gelegt. Es ist schon ein bisschen
Zeit vergangen, seit die SPD regiert, und bei dem,
was eigentlich als Ausfüllung kommen könnte – die
Software, also alles, was an Alternativen für die
Fortbewegung in der Stadt und an Informationen
kommen könnte –, hat man doch ein wenig den
Eindruck, dass die SPD nicht so ganz orientie-
rungsfest ist. Es wird jetzt eine ganze Reihe von
Maßnahmen übernommen, die von CDU und FDP
eine ganze Weile gefordert wurden. Man kann sich
fragen, ob das nun sehr sinnvoll ist und ob es ei-
nem weiterhilft, die Daten eines privaten Navigati-
onsgeräteherstellers anzukaufen. Das mag helfen,
aber ich glaube nicht, dass das an der Stelle große
neue Erkenntnisse bringen wird. Aber der Um-
stand, dass sich der Senat so treiben lässt, macht
ein wenig den Eindruck, dass das Handeln des Se-
nats in dieser Frage nicht so ganz souverän ist.
Das gilt auch für die Berufung des Staukoordina-
tors.

Herr Hesse hat schon ganz richtig gesagt, dass
man im April dieses Jahres Herrn Fuchs für diese
Aufgabe berufen hat. Im Mai fängt man dann mit
sehr intensiven Baumaßnahmen an. Das scheint
mir nicht sehr viel Zeit für die Wahrnehmung dieser
Aufgabe, selbst wenn sie sinnvoll sein mag. Aber
man fragt sich schon, was die Verwaltung eigent-
lich alles vorher gemacht hat, wenn es dann plötz-
lich vier Wochen vor Baubeginn eines solchen zu-
sätzlichen Aufgabenträgers bedarf. Das wirft schon
erhebliche Fragen zur wirklich souveränen Abar-
beitung dieser nicht ganz leichten Aufgabe auf.

Als wir uns im Verkehrsausschuss mit dem neu be-
rufenen Staukoordinator unterhalten haben, wurde
auch deutlich, dass zwischenzeitlich noch nicht so
sehr viel Kommunikation zwischen der Behörde ei-
nerseits und dem Staukoordinator andererseits er-
folgt war. Sehr interessant war, welche Vorschläge
vom Staukoordinator kamen, was man noch so al-
les machen könne. Man könne zum Beispiel die
Regelung treffen, wie sie sich in Nordrhein-Westfa-
len an einigen hochbelasteten Autobahnen be-
währt habe, durch eine Ampelanlage zu steuern,
wie hoch der Zufluss an den Auffahrten ist. Da
fragt man sich natürlich, warum vier Wochen vor
Beginn der Baumaßnahmen angefangen wird, sich
darüber Gedanken zu machen. Dann wird sogleich
von der Verwaltung gesagt, dass das wahrschein-
lich gar nicht sinnvoll sei. Es ist wirklich alles ande-
re als souverän, wie hier mit diesen vielen kompli-
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zierten Fragen bei der Abarbeitung des Themas
umgegangen wird.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Klaus-Pe-
ter Hesse CDU und Dr. Wieland Schinnen-
burg FDP)

Ich wiederhole es an dieser Stelle noch einmal
ausdrücklich: Wir werden in den nächsten zehn
Jahren weniger Kapazität auf den Straßen im Wes-
ten  dieser Stadt  haben. Das heißt in der Konse-
quenz, dass wir daran arbeiten müssen, dass wir
dort weniger Autoverkehr haben. Deswegen ist es
nur begrenzt hilfreich, immer nur an der Oberfläche
zu kratzen und zu sagen, wir müssten die Autofah-
rer besser informieren. Die Autofahrer sind auch
nicht dumm und stellen sich natürlich auf andere
Verkehrssituationen ein. Wir wissen von allen sich
verändernden Verkehrssituationen, dass es nach
einer gewissen Zeit der Eingewöhnung auch sol-
che Umstellungseffekte gibt. Aber wenn die Kapa-
zität insgesamt niedriger wird, dann hilft natürlich
auch das Umfahren der Baustellen nicht. Deswe-
gen muss man wirklich konsequent daran arbeiten,
den Leuten Alternativen attraktiv zu machen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Frage ist, ob wir es schaffen, dass die Leute
für überschaubare Strecken im Bereich bis 10 Kilo-
metern verstärkt auf das Fahrrad umsteigen. Auch
solche Verkehrsbedürfnisse werden natürlich auf
den Straßen und auf der A 7 abgewickelt, weil die
A 7 auch eine innerstädtische Funktion hat. Schaf-
fen wir es, die Verkehre stärker über Bahnen und
Busse abzuwickeln? Es gibt sehr viele Möglichkei-
ten, attraktive Alternativen anzubieten und auch
das Nachdenken zu fördern, ob man nicht vielleicht
auf das Auto in konkreten Fällen verzichten kann.

Ich nenne dazu nur zwei Beispiele. Es wäre tat-
sächlich hilfreich, wenn der Senat bei der Entschei-
dung, ob die AKN jetzt zur S-Bahnstrecke wird,
wesentlich mehr aufs Tempo drücken würde.
Schleswig-Holstein ist daran hochinteressiert. Wir
hätten nach wie vor die Chance, noch während der
Bauarbeiten die Kapazitäten in diesem Bereich
auszubauen. Da ist es wirklich wichtig, dass end-
lich einmal auf die Tube gedrückt wird.

(Beifall bei den GRÜNEN – Ole Thorben
Buschhüter SPD: Sagen Sie was zu den
Fahrzeugen! Es ist doch Unsinn, was Sie
sagen!)

Ein zweites Beispiel. Wir diskutieren immer wieder
über die Frage Ausbau des StadtRAD-Netzes. Da
wird man sich erst einmal fragen, was das hiermit
zu tun hat. Aber rechts und links der A 7 könnten
wir ganz gezielt das StadtRAD-Netz ausbauen,
verbunden mit dem Bau von attraktiven Fahrrad-
strecken, sodass alle, die im Stau stehen, sich
überlegen könnten, nächstes Mal vielleicht nicht
das Auto zu nehmen, denn es gibt doch wunderba-
re Alternativen. Das hätte die SPD während ihrer

Regierungszeit doch vorbereiten können. Deswe-
gen habe ich insgesamt den Eindruck, dass die
Einschätzung von Herrn Horch richtig ist. Herr
Horch hat nämlich den Eindruck, dass Ganze sei
ein Abenteuer. Ich habe einmal nachgeschaut, wie
Wikipedia eigentlich das Wort Abenteuer definiert.
Dort heißt es, ein Abenteuer sei das Verlassen des
gewohnten Umfelds, um etwas Riskantes zu unter-
nehmen, das interessant und faszinierend zu sein
verspreche und bei dem der Ausgang ungewiss
sei. Dem Eindruck, dass bei diesem Senat und bei
diesem Senator eine Unklarheit darüber herrscht,
wie diese Angelegenheit ausgehen könnte, dass er
aber doch ein hohes Interesse daran hat, wie sich
das Ganze entwickeln könnte, kann man sich nicht
verwehren.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Klaus-Pe-
ter Hesse CDU)

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
nun von der FDP-Fraktion Herr Dr. Schinnenburg.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Vielen Dank,
Frau Präsidentin. Frau Koeppen, Sie sprachen ge-
rade davon, dass der Ausbau der A 7 so ein
bisschen wie eine Operation am offenen Herzen
sei. Das mag richtig sein, aber das Dumme ist nur,
wenn Sie diesen Maßstab anlegen, dann ist die
Leistung Ihres Senats und Ihres Senators gerade-
zu grausam. Bei einer richtigen Operation am offe-
nen Herzen gibt es nämlich Backup-Systeme. Es
gibt Flexibilität, es gibt eine ständige Überwa-
chung, und vor allem wird da schnell vorgegangen,
denn eine Arbeit am offenen Herzen muss mög-
lichst kurzzeitig passieren. Genau das machen Sie
alles nicht, die eigenen Maßstäbe können Sie also
nicht erfüllen.

Der A7-Ausbau und der Deckel sind beide aus
Sicht der FDP-Fraktion sehr wichtige Maßnahmen,
und deshalb trägt die FDP-Fraktion auch alle un-
vermeidlichen Behinderungen mit. Keiner soll den
Eindruck erwecken, das ginge völlig schmerzfrei
und ohne jegliche Behinderungen. Das ist natürlich
nicht so, eine ganze Menge Behinderungen wer-
den nicht vermeidbar sein. In diesem Zusammen-
hang freue ich mich auch, dass Herr Fuchs da ist;
die FDP-Fraktion setzt sehr große Hoffnungen in
den Verkehrskoordinator Herrn Fuchs. Warum tun
wir das? Weil wir in die Behörde nur noch wenig
Hoffnung setzen. Herr Hesse hat schon einiges
vorgetragen, und ich möchte noch ein paar Punkte
hinzufügen.

Gerade im Bereich der A 7 hat die Behörde in den
letzten Jahren immer wieder gezeigt, dass das,
was sie bisher an Koordination gemacht hat, völlig
unzureichend ist. Schauen wir uns doch einmal
den Elbtunnel an, ich will erst gar nicht über die ak-
tuelle Situation reden. Anfang 2013 wurde eine
jahrelange Grundinstandsetzung und Sanierung
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des Elbtunnels beendet, immer eine Röhre nach
der anderen. Nun wird er schon wieder für viele
Wochen gesperrt. Ich glaube nicht, dass man das
so machen muss, das hätte man einfacher machen
können.

(Beifall bei der FDP)

Oder nehmen Sie das Beispiel der Brücke über die
B 73 und die daran südlich anschließende
Grundsanierung. Ich will gar nicht in die Details ge-
hen und nur einen Punkt nennen. Ich habe ange-
fragt, von wann bis wann denn die Sanierung der
Brücke dauere. Antwort: von Januar bis Oktober
2014. Und wann ist die Grundinstandsetzung? Ant-
wort: von April bis November 2014. Mir kann keiner
erzählen, dass es nicht möglich gewesen wäre,
das bereits auf Oktober vorzuverlegen, zum Bei-
spiel auch mit der Grundsanierung eher anzufan-
gen. Allein auf diese Weise könnte man einen Mo-
nat weniger Stress erzeugen für die Autofahrer.
Nicht einmal diese einfache Maßnahme war dem
Senat möglich.

Ein anderer Punkt ist die schleppende Bauausfüh-
rung. Ich hatte das vorhin schon kurz angedeutet
und nenne Ihnen noch einmal die genauen Zahlen.
Auf meine Schriftliche Kleine Anfrage hat der Se-
nat mitgeteilt, an der Brücke werde nur von 6 bis
20 Uhr gearbeitet und bei der Grundsanierung so-
gar nur von 6 bis 18 Uhr. Da werden keine Anwoh-
ner gestört, die sind weit weg, und es wäre mit Si-
cherheit möglich, abends und zum Beispiel auch
am Wochenende länger zu arbeiten, denn da wird
niemand gestört. Es ist im Interesse der Autofah-
rer, dass man hier wesentlich längere Arbeitszeiten
hat und vor allem auch endlich einen Mehrschicht-
betrieb macht, denn von 6 bis 20 Uhr können Sie
nicht einmal einen Zwei-Schichten-Betrieb ma-
chen, die Schichten dauern nämlich acht Stunden.
Man müsste mindestens von 6 bis 22 Uhr arbeiten,
dann hätte man einen Zwei-Schichten-Betrieb.

Herr Hesse hat schon die Baustellen auf den Aus-
weichstrecken erwähnt, das brauche ich nicht wei-
ter zu erläutern. Eines schockiert mich aber, das
hat auch Herr Hesse schon angesprochen. Wir
hatten uns in der Anhörung im März unter anderem
mit "Hessen Mobil" unterhalten. Auf mich persön-
lich machte das, was dort vorgetragen wurde,
einen ziemlich guten Eindruck. Man kann es sicher
nicht 1:1 übertragen, aber es wurde im März vom
Senat und von der SPD-Fraktion völlig abqualifi-
ziert. Nun hat Herr Fuchs zu Recht mit denen das
Gespräch gesucht; Herr Hesse wies auch darauf
hin. Also Sie merken: Herr Fuchs hat durchaus
schon eine segensreiche Tätigkeit ausgeübt, aber
ob er es wirklich schafft, die bisher ziemlich kata-
strophale Bilanz auch im Bereich der A 7 auszu-
gleichen, werden wir sehen.

Jetzt aber zum Thema Staus.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Na, endlich!)

Ich habe wieder einmal die Frage gestellt, wann es
denn Staus auf der A 7 gab. Und da habe ich fest-
gestellt, dass der Senat auch nach drei Jahren im-
mer noch ein psychologisches Problem mit dem
Begriff Stau hat. Der Senator nimmt den Begriff
Stau nicht einmal in den Mund und nicht aufs Pa-
pier. Wir kennen diese lustige Definition, Stau sei
eine sich dynamisch verändernde Verkehrssituati-
on. Das ist ein Beitrag aus dem politischen Kaba-
rett, einen Stau mit dynamisch zu verwechseln, ist
ein Widerspruch in sich. Das ist ein bisschen so
wie Neusprech aus dem Roman "1984".

(Arno Münster SPD: Quatsch!)

Dass man das Wort Stau nicht verwenden mag,
spricht aus meiner Sicht Bände, da muss sich et-
was grundsätzlich ändern.

Natürlich kennen wir die Antwort – Zitat –:

"[…] keine zeitlich bezogene statistische Er-
fassung oder Auswertung der Staus."

Das ist nichts anderes als Desinteresse am
Schicksal von Zigtausenden von Autofahrern.

(Beifall bei der FDP – Christiane Schneider
DIE LINKE: Schicksalhaft!)

Ich komme zum Verkehrskoordinator Herrn Fuchs,
den ich, wie gesagt, sehr schätze und auf den ich
sehr viel Hoffnung setze. Jetzt habe ich in eine
Broschüre angeschaut, was denn die Aufgaben
des Verkehrskoordinators sind – wörtliches Zitat –:

"Das übergeordnete Ziel der Einsetzung ei-
nes Koordinators ist es, frühzeitig Konflikte
zu identifizieren und durch Moderation zwi-
schen den Beteiligten zu lösen."

– Zitatende.

Das ist sicher eine segensreiche Tätigkeit, aber wo
Konflikte sind, kann man eigentlich dem Verkehrs-
funk entnehmen, und eine Moderation zwischen
den Beteiligten ist ein bisschen wenig. Es müsste
auch möglich sein, diejenigen, die sich dann sper-
ren, dort einmal zur Ordnung zu rufen, aber diese
Kompetenz hat leider Herr Fuchs nicht. Ich würde
es ihm ein bisschen wünschen oder auch nicht,
denn so, wie es jetzt ist, hat Herr Fuchs natürlich
keinerlei Schuld. Alles, was bisher passiert ist und
was noch passieren wird, wird man allen mögli-
chen Leuten anlasten können, aber nicht Herrn
Fuchs. Für Sie persönlich ist es also ganz günstig,
dass Sie im Grunde genommen nichts zu sagen
haben und dafür auch keine Verantwortung über-
nehmen, aber für die Stadt ist es ziemlich katastro-
phal.

Jetzt noch zum CDU-Antrag. Es wird Sie nicht
überraschen, dass wir praktisch allen Punkten zu-
stimmen, mit einer Ausnahme, Herr Hesse. Ich bin
wirklich überrascht über den Punkt Nummer 8. Sie
wollen ernsthaft eine Bemautung einführen. Das ist
mir völlig unerklärlich. Sie werden verstehen, dass
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die FDP einer Bemautung nicht zustimmen wird.
Ich kann mir das alles nur damit erklären, dass ir-
gendwie ein Textbaustein aus Berlin dazwischen
gekommen ist. Im Laufe der Sozialdemokratisie-
rung der CDU ist Ihnen das vielleicht hineinge-
rutscht, aber wir werden es ablehnen. Den ande-
ren Punkten stimmen wir zu. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
Frau Sudmann von der Fraktion DIE LINKE.

Heike Sudmann DIE LINKE: Das Beste an den
Verkehrsdebatten sind eigentlich immer die Beiträ-
ge von Herrn Hesse und Frau Koeppen. Liebevoll
vorgetragen, überbordende Freundlichkeiten auf
beiden Seiten und Redebeiträge, die leider nicht
richtig an Sachlichkeit ausgerichtet sind. Aber das
mag Ihre Sache sein.

Wenn ich mir Ihren Antrag ansehe, dann frage ich
mich natürlich auch, lieber Herr Hesse: Haben Sie
gut mitstenografiert oder haben Sie die Protokolle
abgeschrieben? Etwas Neues in Ihrem Antrag ist
nämlich nicht zu erkennen.

(Beifall bei Martina Koeppen SPD)

Was für mich heute neu war, ist, dass Sie nicht nur
Motorrad fahren, dass Sie auch Auto fahren, dass
Sie die A 7 abfahren, wahrscheinlich viel zu
schnell, und deswegen auch die Bauarbeiter und
Bauarbeiterinnen nicht sehen können.

(Vereinzelter Beifall bei der LINKEN und der
SPD)

Es ist vielleicht günstiger, wenn Sie weniger Sprit
verfahren und weniger die Umwelt belasten,

(Vereinzelter Beifall bei der LINKEN und der
SPD)

sondern sich einmal in Ruhe hinsetzen und überle-
gen, was wir eigentlich wollen. Wollen wir eine Ver-
kehrspolitik, die anders ist? Wollen wir eine Ver-
kehrspolitik, die vielleicht sagt, es wäre gut, wenn
wir mehr Autoverkehr vermeiden, verlagern oder
verringern, dann hätten wir hier auch weniger Pro-
bleme? Das wollen Sie nicht.

Sie haben auch in Ihrer Regierungszeit bewiesen,
dass Sie als CDU viele Probleme nicht angehen.
Heute wäre es ganz hilfreich, wenn Sie damals we-
nigstens Ihre Versprechen umgesetzt hätten.

(Dirk Kienscherf SPD: Sehr gut!)

– Ich bin gerade irritiert, Herr Kienscherf lobt mich.

Sie haben damals behauptet, Sie würden eine U4
nach Steilshoop bauen, Sie würden etwas in der
Stadt tun, um den Verkehr zu entlasten. Das ha-
ben Sie nicht geschafft. Bei der Stadtbahn ging es
mal hü und mal hott, wie es gerade passt. Hätten
Sie eine Verkehrspolitik verfolgt, die eindeutig sagt,

dass wir ein Problem mit dem Autoverkehr haben,
dass wir in Hamburg und auch im Bund schauen
müssen, wie wir den Autoverkehr reduzieren kön-
nen, dann hätten wir heute weniger Probleme.

Zur SPD kann ich nur sagen, dass es stimmt
– Herr Hesse hat fast alle Punkte aus dem Aus-
schuss fein säuberlich notiert –, aber Sie, liebe
SPD, müssen einmal beweisen, wann Sie Ihre
Punkte eigentlich umsetzen. Dafür wäre es gut,
diesen Antrag der CDU an den Ausschuss zu
überweisen. Diese Größe haben Sie wieder nicht,
es ist wirklich traurig, dass Sie nicht bereit sind,
darüber zu diskutieren.

(Dirk Kienscherf SPD: Vernunft ist das!)

– Das ist keine Vernunft, denn wir machen nächste
Woche eine Selbstbefassung im Verkehrsaus-
schuss, da würde dieser Antrag wunderbar pas-
sen.

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)

Mein Eindruck von der Debatte ist, dass weder die
CDU noch die GRÜNEN oder die FDP sagen, wie
es eigentlich wirklich gehen könnte. Es wird eine
Riesenbaustelle sein, und mein Gefühl ist, dass
Sie eigentlich ganz froh sind, dass Sie gerade
nicht die Verantwortung haben, sonst hätten Sie
dieselben Vorwürfe von der SPD bekommen. Sie
geben nicht zu, dass es problematisch ist, so eine
Baustelle auch zu bewerkstelligen. Es ist doch völ-
lig klar, dass der, der den Ausbau von Straßen will
– und es ist egal, ob Sie die A 7 oder in Hamburg
Straßen im innerstädtischen Bereich ausbauen –,
immer Behinderungen haben wird. Und Sie werden
auch immer Staus haben, solange Sie keine Alter-
nativen anbieten.

Herr Hesse und auch alle anderen: Es reicht nicht
zu sagen, wir wollen für die Bauzeit ein bisschen
Bahnförderung, ein bisschen Busförderung oder
ein wenig Radförderung haben. Wir brauchen dau-
erhaft in Hamburg ein besseres und anderes Ver-
kehrssystem, aber das erreichen wir mit Ihren An-
trägen nie.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
Herr Hesse von der CDU-Fraktion.

Klaus-Peter Hesse CDU:* Frau Präsidentin, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Fangen wir
gleich an mit der Kollegin Sudmann. Was ich bei
der Kollegin Sudmann immer schätze, ist, dass sie
viel rummault, aber keine eigenen Anträge ein-
bringt.

(Beifall bei der CDU – Vizepräsidentin Kers-
ten Artus übernimmt den Vorsitz.)
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Ich erinnere mich an keinen Antrag, der sich wirk-
lich konstruktiv mit den Problemen unserer Stadt in
der Verkehrspolitik auseinandersetzt.

(Dirk Kienscherf SPD: Sie hatten gar kei-
nen!)

Das ist das Problem, liebe Kollegin Sudmann. In
der letzten Bürgerschaftssitzung haben Sie er-
kannt, dass die Busbeschleunigung Ihnen nicht ge-
fällt, nachdem Sie bis dahin die Busbeschleuni-
gung gemeinsam mit der SPD verteidigt haben; so
lange hat es gedauert. Sie stellen sich tatsächlich
hin und sagen, dass es nicht reiche, über die Auto-
bahn zu fahren. Es reicht aber auch nicht, mit dem
Fahrrad zu fahren, damit kommen Sie gar nicht auf
die Autobahn.

(Beifall bei der CDU)

Es gibt nicht nur Fahrradfahren in Hamburg, liebe
Kollegin Sudmann, es gibt auch noch Auto- und
Lkw-Verkehre. Ob es der LINKEN gefällt oder
nicht, Sie können das nicht wegdiskutieren. Auch
diese Verkehre gibt es, und mit diesen Verkehren
müssen Sie sich auseinandersetzen.

Insofern, liebe Kollegin Sudmann, noch einmal für
Sie, weil Sie es so gern hören wollen: Die CDU-
Fraktion gibt gern zu, dass so eine Baustelle, wie
wir sie auf der A 7 haben, sicherlich eine proble-
matische Baustelle ist, dass sie schwer zu bewerk-
stelligen ist und dass sie geradezu eine Herausfor-
derung ist. Selbst wenn die CDU-Fraktion regieren
würde, würden wir nie behaupten – ich an dieser
Stelle auch nicht –, dass es ein Selbstgänger wä-
re, so eine Baustelle zu managen; darum geht es
auch gar nicht. Es geht darum – und das haben
Sie am Schluss Ihrer Rede auch gesagt –, dass wir
schauen, wie wir mit den Problemen vernünftig
umgehen können, wie wir mit den Auswirkungen,
die solche Baustellen haben, vernünftig umgehen,
und wie wir Staukoordination vernünftig gestalten
können. Es ist ein Wettbewerb um die besseren
Ideen.

(Dietrich Wersich CDU: Schadenminimie-
rung!)

Ich würde mir von der LINKEN wünschen, dass sie
sich da einbringt und nicht immer nur ideologisch
auf Fahrradfahrer schaut.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Dietrich
Wersich CDU: Richtig!)

Wenn Sie an der CDU kritisieren, dass zu ihrer Zeit
nichts geschehen sei, so war es doch die CDU-
Fraktion, die 2007 unter der absoluten Mehrheit
die Radverkehrskonzeption gemacht hat.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja, Konzepte,
aber wo ist die Umsetzung? Papier habt ihr
vollgeschrieben!)

– Wo ist die Umsetzung? Da spricht ja der Richti-
ge. Wir können gern noch einmal darüber reden,

lieber Kollege Dressel, dieses Versprechen gebe
ich Ihnen jetzt, denn eine der nächsten Anmeldun-
gen von uns wird wieder die Radverkehrskonzepti-
on sein. Und dann werden wir sehr gern mit Ihnen
diskutieren, was Sie seit 2011 bei der Radver-
kehrskonzeption umgesetzt haben.

(Beifall bei der CDU)

Es ist ein jämmerliches Beispiel, was Sie aus die-
ser Radverkehrskonzeption gemacht haben, die
wir gemeinsam mit den GRÜNEN angeschoben
hatten und die bei Ihnen fast verreckt ist.

Weil ich um jede Stimme in diesem Hause immer
kämpfe, lieber Kollege Schinnenburg, noch einmal
etwas zu Punkt 8, den Sie leider etwas falsch ver-
standen haben. Es geht nicht darum, die Strecken
und den Wirtschaftsverkehr weiter zu bemauten,
genau das Gegenteil ist der Fall. Wir wollen das
Thema Bemautung mit dem Bund diskutieren und
überlegen, ob wir die Maut, die jetzt für Lkw-Ver-
kehre und gewerbliche Verkehre anfällt, gegebe-
nenfalls während der Bauzeiten senken können,
sprich, ob wir die Belastungen für die Wirtschafts-
verkehre, die hoch genug sind und die unter die-
sen Baumaßnahmen zu leiden haben, in irgendei-
ner Form minimieren können. Darum geht es, dar-
über wollen wir mit der SPD-Fraktion möglichst im
Ausschuss oder woanders diskutieren. Man sollte
gemeinsam mit dem Bund schauen, wie sich auch
der Bund einbringen kann, um den Wirtschaftsver-
kehr, der in Hamburg so wichtig ist, in irgendeiner
Form zu entlasten. Deswegen müsste Punkt 8 ei-
gentlich ein klassischer FDP-Punkt sein, und ich
hoffe, dass Sie deshalb allen Punkten zustimmen
können. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Frau Koeppen
von der SPD-Fraktion hat jetzt das Wort.

(Finn-Ole Ritter FDP: Immer, wenn Herr
Hesse spricht, sagt Frau Koeppen auch
noch was! Ein eingespieltes Team!)

Martina Koeppen SPD:* Frau Präsidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Hesse for-
dert einen geradezu heraus. Ich glaube, ich habe
mich in meiner ersten Rede nicht deutlich genug
ausgedrückt, Herr Hesse. Sie haben Ihren Antrag
komplett abgeschrieben.

(Dirk Kienscherf SPD: Plagiat!)

Sie haben ihn abgeschrieben aus dem Protokoll.
Ich kann nur Ihre Fraktion bitten, das nächste Mal,
bevor Sie einen Antrag in die Bürgerschaft einbrin-
gen, die Protokolle zu überprüfen, wo er das abge-
schrieben hat. Das sind alles Ideen des Senats ge-
wesen. Sich dann hier hinzustellen und zu sagen,
wir als CDU sagen einmal, wie wir es besser ma-
chen können, das läuft nicht, Herr Hesse.
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(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU)

Genau das hat Frau Sudmann in ihrer Rede auch
herausgearbeitet. Sie schmücken sich mit Projek-
ten – über eine Fahrraddiskussion freue ich mich
übrigens sehr – wie die S21, die Elektrifizierung
der AKN-Strecke nach Kaltenkirchen. Dafür haben
Sie in den letzten Jahren überhaupt nichts ge-
macht. Es war die SPD-Fraktion, die das auf den
Weg gebracht hat. Es ist einfach nicht richtig, was
Sie sagen. – Danke.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Herr Dr. Schin-
nenburg von der FDP-Fraktion hat das Wort.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wir wollen noch
was von den Störchen hören!)

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Ich komme von mir
aus gern erst einmal zu den Störchen. Wenn die
SPD so weitermacht, wird es im Großraum der A 7
niemals mehr Storchennester geben, es ist näm-
lich viel zu laut und viel zu dreckig in der Luft, weil
sie einen Stau nach dem anderen produziert.
Wenn der Erste Bürgermeister die Störche so liebt,
sollte er sich mehr um die Baustellenkoordination
auf der A 7 kümmern.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Die Störche
kommen alle auf den Deckel!)

Herr Dressel, jetzt haben Sie Ihre Antwort zum
Thema Störche.

(Beifall bei der FDP)

Aber deswegen hatte ich mich nicht gemeldet. Herr
Hesse sprach das Thema Bemautung an. So, wie
Sie es jetzt beschrieben haben, steht es dort gar
nicht. Aber wenn es so wäre, wie Sie sagen, dass
wir in irgendeiner Weise die Bemautung senken
sollten, dann wären wir auch dagegen. Es ist näm-
lich ein grundsätzliches Missverständnis aller Par-
teien, die keine vernünftige Ordnungspolitik betrei-
ben, denn wir erheben keine Steuern, Maut oder
Ähnliches, um irgendwie eine Steuerwirkung zu er-
zielen, sondern wir wollen eine faire Methode, da-
mit der Staat Geld in seine Kassen bekommt. Man
steuert weder mit Steuern noch mit Mautgebühren,
und es gibt keinen Grund, das so zu machen.

Ein zweites Argument. Wenn denn Ihre Steue-
rungswirkung tatsächlich eintreten würde, wenn
Sie also die Maut in irgendeiner Weise senken,
dann ziehen Sie doch noch mehr Verkehr, insbe-
sondere Lkw-Verkehr, auf die A 7, die anerkannter-
maßen überlastet ist. Das wäre sogar, wenn Sie
Ihre Steuerungswirkung erzielen, die wir gar nicht
wollen, noch kontraproduktiv. Mehr Bemautung,
wie ich es verstanden habe, wollen wir nicht, weni-
ger Bemautung, wie Sie jetzt meinen hineinlesen
zu können, ist auch unsinnig. Deshalb bleiben wir

dabei: Punkt 8 ist schlicht und ergreifend abzuleh-
nen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Ich sehe jetzt kei-
ne weiteren Wortmeldungen, dann kommen wir zur
Abstimmung.

Wer stimmt zunächst einer Überweisung der
Drucksache 20/11909 an den Verkehrsausschuss
zu? – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist
die Überweisung mehrheitlich abgelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen. Die GRÜ-
NE Fraktion möchte die Ziffern 3 und 7 und die
FDP-Fraktion die Ziffer 8 des CDU-Antrags separat
abstimmen lassen.

Wer möchte nun dem Antrag aus Drucksache
20/11909 mit Ausnahme der Ziffern 3, 7 und 8 sei-
ne Zustimmung geben? – Gegenprobe. – Enthal-
tungen? – Damit ist das mehrheitlich abgelehnt.

Wer möchte dann Ziffer 3 annehmen? – Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Damit ist auch die Zif-
fer 3 mehrheitlich abgelehnt.

Wer möchte sich Ziffer 7 anschließen? – Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Damit hat auch dies kei-
ne Mehrheit gefunden.

Wer stimmt schließlich Ziffer 8 zu? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Damit ist auch diese Ziffer
und damit der gesamte Antrag abgelehnt.

Ich rufe Punkt 39 auf, Drucksache 20/11911 Neu-
fassung, Antrag der GRÜNEN Fraktion: Nachweis
von Deutschkenntnissen beim Ehegattennachzug
aus Drittstaaten abschaffen.

[Antrag der GRÜNEN Fraktion:
Nachweis von Deutschkenntnissen beim Ehe-
gattennachzug aus Drittstaaten abschaffen!
– Drs 20/11911 (Neufassung) –]

Die GRÜNE Fraktion möchte diese Drucksache an
den Innenausschuss überweisen. Wird das Wort
gewünscht? – Frau Demirel von der GRÜNEN
Fraktion, Sie haben es.

Phyliss Demirel GRÜNE: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! In 2007 hat die damalige
Große Koalition Paragraf 30 des Aufenthaltsge-
setzes um einen Satz ergänzt und damit die Ertei-
lung eines Visums zum Ehegattennachzug und zur
Familienzusammenführung von der Bedingung ab-
hängig gemacht, dass sich die nachzugswilligen
Ehegatten zumindest auf einfache Art auch schrift-
lich in deutscher Sprache verständigen können.
Seit 2007 müssen die Ehegatten, die nach
Deutschland zuziehen wollen, eine Sprachprüfung
auf Niveau A1 bestehen.
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Die bestehende Regelung beinhaltet zahlreiche
Ungleichbehandlungen. Der Sprachnachweis wird
nicht von allen zuziehenden Ehegatten von Zu-
wanderern verlangt. So sind beispielsweise Bürge-
rinnen und Bürger aus EU-Ländern, aus Israel, aus
Staaten wie Australien, Japan oder den USA da-
von ausgenommen, ebenso Ehegatten von Hoch-
qualifizierten oder Selbstständigen. Diese Rege-
lung gilt wieder nur für Drittstaatlerinnen. Wer aus
den Drittstaaten zum Ehepartner oder zur Ehepart-
nerin nach Deutschland ziehen will, muss diese
Sprachprüfung bestehen. Das ist leider wieder ein
Beweis für unterschiedliche Standards wie bei der
doppelten Staatsangehörigkeit und der Options-
pflicht. Das dürfen wir nicht länger hinnehmen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Mehmet
Yildiz DIE LINKE)

Diese Sprachprüfung ist eine große Hürde für viele
Menschen, besonders für Menschen aus den Län-
dern, die kein lateinisches Alphabet haben. Die
Statistik des Auswärtigen Amtes zeigt, dass nahe-
zu jeder Dritte bei dem Sprachtest durchfällt. In
Ländern wie Pakistan, Bangladesch, dem Irak und
dem Kosovo war es sogar in 2012 jeder Zweite.
Seit der Einführung dieser Regelung kommt es bei
der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis zu Verzöge-
rungen, die sogar Jahre ausmachen können. Das
ist Benachteiligung, und das ist mit unserem
Grundgesetz nicht vereinbar.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Damals wurde diese Regelung damit begründet,
dass die Sprachkurse helfen würden, Zwangsehen
zu verhindern. Belege dafür konnten die Regierun-
gen aber bis heute nicht liefern. Sprachnachweise
sind der falsche Weg, um Betroffene vor Zwangs-
verheiratung zu schützen.

(Beifall bei Katharina Fegebank GRÜNE)

Die Bundesregierung sollte viel mehr für Bildung,
Aufklärung und niedrigschwellige Angebote und
Beratungsangebote vor Ort anbieten. Durch die
gegenwärtige Regelung werden Menschen unter
den Generalverdacht gestellt, eine Zwangsehe
oder Zweckehe zu führen. Familien werden jahre-
lang getrennt, weil die nachzugswilligen Ehegatten
die A1-Prüfung einfach nicht bestehen. Oft sind
auch Kinder dabei, die einen Teil der Eltern fast
nur noch von Fotos kennen. Das ist mit dem Prin-
zip Schutz der Familie nicht zu vereinbaren.

(Beifall bei den GRÜNEN und der LINKEN)

Diese gesetzliche Regelung ist de facto ein Eingriff
in das verfassungsrechtlich geschützte Recht auf
familiäres Zusammenleben in Deutschland und in
das Recht der freien Partnerinnenwahl. Das wollen
wir nicht länger hinnehmen.

Es ist sicher wichtig, wenn Menschen die Sprache
des Landes beherrschen, in dem sie leben. Es ist
aber eine offene Diskriminierung, dieses als Vor-

aussetzung für die Einreise in einem Gesetz zu
verankern. Für die nachziehenden Ehegatten ist
der Spracherwerb in ihrem Herkunftsland kaum
möglich, weil beispielsweise in ländlichen Regio-
nen die Schulungsmöglichkeiten fehlen. Nicht
überall gibt es Goethe-Institute und damit die Mög-
lichkeit, Sprachkurse mit hier anerkanntem Ab-
schluss zu machen. Für viele, insbesondere für
Frauen, ist es kaum möglich, in eine nahe gelege-
ne Stadt zu fahren und sich während dieses Kur-
ses dort aufzuhalten. Das Ganze ist meistens zu
teuer und zu aufwendig. Zudem sind alle Zuwan-
dernden nach dem Paragrafen 44 a Aufenthaltsge-
setz ohnehin verpflichtet, an einem Integrations-
kurs in Deutschland teilzunehmen. Diese Integrati-
onskurse sind ein wichtiges Mittel, um alle Zuwan-
dernden sprachlich und sozial darauf vorzuberei-
ten, gleichberechtigt an der Gesellschaft teilhaben
zu können. Der allgemeine Integrationskurs um-
fasst 660 Unterrichtseinheiten, und die Grundlage
bildet der Sprachkurs mit 600 Stunden.

Darüber hinaus besteht für Zuwandernde die Mög-
lichkeit, an berufsbezogenen Sprachkursen teilzu-
nehmen, damit sie ihren beruflichen Erfordernissen
besser nachkommen und schneller in den Arbeits-
markt integriert werden können. Und das ist der
richtige Weg.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir wollen, dass alle Menschen gleich behandelt
werden, ganz gleich, wo sie herkommen oder wel-
ches Bildungsniveau sie haben. Die Sprache lernt
man oder frau am besten vor Ort, wo sie gespro-
chen, tagtäglich angewendet und praktiziert wird.
Und der Spracherwerb in Deutschland ist leichter,
schneller, günstiger und weniger belastend für alle
Betroffenen.

Diese Regelung ist längst ein Fall für die Justiz. Es
gibt zahlreiche Gerichtsurteile zugunsten nach-
zugswilliger Ehegatten. So belegt die aktuelle Stel-
lungnahme des Generalanwalts des Europäischen
Gerichtshofs vom 30. April 2014, dass die Pflicht
zum Nachweis von Deutschkenntnissen bei Ehe-
gattennachzug aus Drittstaaten gegen das EU-
Recht verstößt. Die in 2007 eingeführte Regelung
sei weder mit der Stillhalteklausel des Assoziie-
rungsabkommens mit der Türkei noch mit der
Richtlinie über die Familienzusammenführung ver-
einbar.

In 2011 gab es eine Sachverständigenanhörung im
Innenausschuss des Bundestags. Dort wurde vor-
gelegt, dass es um mehrere Tausend Fälle pro
Jahr gehe, in denen das Recht, eine Ehe gemein-
sam zu führen, aufgrund dieser bestehenden Re-
gelung nicht verwirklicht werden kann. Auf aus-
drückliche Nachfrage konnte auch keiner der Ex-
perten bestätigen, dass diese Regelung überhaupt
geeignet ist, Zwangsverheiratungen zu bekämp-
fen. Diese Stellungnahme und zahlreiche Justizfäl-

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 88. Sitzung am 4. Juni 2014 6623

(Phyliss Demirel)



le bestärken unsere Position, dass diese Regelung
abgeschafft werden muss.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Christiane
Schneider DIE LINKE)

Wir halten das Spracherfordernis für den Ehegat-
tennachzug für menschenunwürdig und für eine
unzulässige Einschränkung der Familienrechte, die
nach dem Grundgesetz geschützt sind. Daher for-
dern wir mit unserem Antrag den Senat auf, auf
Bundesebene aktiv zu werden, um diese Regelung
im Aufenthaltsgesetz abzuschaffen und die ent-
sprechenden Paragrafen zu ändern.

Wenn wir eine Willkommenskultur in Hamburg und
in Deutschland schaffen wollen, dann müssen wir
endlich anfangen, solche stigmatisierenden und
menschenunwürdigen Gesetze zu ändern. Eine
Gesellschaft kann nur dann funktionieren, wenn al-
le Teilnehmenden gleichberechtigt agieren kön-
nen. Von daher freuen wir uns über die Debatte im
Ausschuss, und wir freuen uns darüber, dass die
SPD unseren Antrag an den Innenausschuss über-
weisen möchte. – Danke schön.

(Beifall bei den GRÜNEN – Christiane
Schneider DIE LINKE: Wir auch!)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Herr Simsek von
der SPD-Fraktion hat jetzt das Wort.

Ali Simsek SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Die Regelung des Ehe-
gattennachzugs von Ausländern zu Deutschen und
von Ausländern zu legal in Deutschland lebenden
Ausländern ist ein sehr emotionales Thema. Kaum
eine andere Regelung greift so tief in das Privatle-
ben von zwei sich liebenden Menschen ein. Arti-
kel 6 des Grundgesetzes fordert, dass Ehe und
Familie unter dem besonderen Schutz des Staates
stehen. Aber die bestehenden Regelungen zum
Ehegattennachzug sind so, dass man, um es et-
was vorsichtig zu formulieren, zumindest den Ein-
druck bekommt, dass es nicht gleich behandelt
wird.

Ehepartner beispielsweise aus Japan, Israel und
den USA dürfen zu ihren in Deutschland lebenden
Ehepartnern ziehen, ohne Deutschkenntnisse zu
haben oder sie nachweisen zu müssen. Ehepart-
ner aus den meist sogenannten Entwicklungslän-
dern, aus den islamischen Ländern oder aus der
Türkei müssen recht gute Deutschkenntnisse
nachweisen, bevor sie ein Visum zum Zuzug zu ih-
rem in Deutschland lebenden Ehepartner bekom-
men. Zur Verteidigung dieser ungleichen Rege-
lungen wurde angeführt, dass es darum gehe,
Zwangsehen zu verhindern. Das ist ein wichtiges
und ernst zu nehmendes Ziel. Ob aber die beste-
henden Regelungen zum Ehegattennachzug dafür
ein geeignetes Mittel sind, kann und soll man
durchaus kritisch diskutieren.

Meine Damen und Herren! Um möglichen Missver-
ständnissen vorzubeugen, möchte ich deutlich sa-
gen, dass für eine gelungene Integration der mög-
lichst frühe Erwerb von guten deutschen Sprach-
kenntnissen unerlässlich ist.

(Beifall bei der SPD)

Das gilt auch für nachziehende Ehegatten. Seit im
Jahr 2007 die verschärften Regelungen zum Ehe-
gattennachzug beschlossen worden sind, sind sie
nicht nur politisch, sondern auch juristisch sehr
kontrovers diskutiert worden. Deutsche Gerichte
haben diese Regelung bisher nicht grundsätzlich
verworfen. Das Bundesverwaltungsgericht hat aber
deutliche Hinweise gegeben, dass fehlende
Deutschkenntnisse nicht generell dazu führen dür-
fen, den Ehegattennachzug auf Dauer zu verhin-
dern. Im September letzten Jahres hat es ausge-
führt, dass eine Nachzugsverzögerung von einem
Jahr die Grenze der Zumutbarkeit markiert. Und es
hat darauf hingewiesen, dass es auch die Möglich-
keit und die Verpflichtung zum Besuch von
Deutschkursen in Deutschland gäbe.

Das Verwaltungsgericht Berlin geht einen beson-
deren Weg. Es verhandelt über die Klage einer
Türkin, deren Antrag auf Erteilung eines Visums
zum Nachzug zu ihrem in Deutschland lebenden
Ehemann abgelehnt wurde. Das Verwaltungsge-
richt hat dazu dem Europäischen Gerichtshof zwei
Fragen zur geltenden deutschen Rechtslage zur
Vorabentscheidung vorgelegt, ob die seit 2007
bestehenden deutschen Regelungen erstens mit
der Vereinbarung zwischen der EU und der Türkei
vereinbar seien und ob sie zweitens mit den EU-
Regelungen zur Familienzusammenführung ver-
einbar seien.

Ende April dieses Jahres hat der Generalanwalt
Paolo Mengozzi dem Europäischen Gerichtshof
seine Schlussanträge vorgelegt. Die ersten beiden
Sätze dazu vom Gerichtshof der Europäischen
Union, Pressemitteilung Nummer 63/14, lauten,
dass es gegen das Unionsrecht verstoße, dass in
Deutschland Drittstaaten-Angehörigen ein Visum
zum Zweck des Ehegattennachzugs nur erteilt
werde, wenn die Grundkenntnisse der deutschen
Sprache nachgewiesen werden könnten. Das 2007
eingeführte Spracherfordernis sei weder mit der
Stillhalteklausel des Assoziierungsabkommens mit
der Türkei noch mit der Richtlinie über die Famili-
enzusammenführung vereinbar. Der Generalan-
walt hält die deutsche Regelung gegenüber den
türkischen Staatsangehörigen für rechtswidrig, weil
sie gegen Abkommen zwischen der EU und der
Türkei verstoße.

Meine Damen und Herren! Es ist immer eine große
Versuchung, sich parteipolitisch zu profilieren und
zu sagen, man wolle die stärksten und schnellsten
Veränderungen. Das wird der Sache und den In-
teressen der Betroffenen, um die es hier geht, aber
nicht gerecht. Die Entscheidung des Europäischen

6624 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 88. Sitzung am 4. Juni 2014

(Phyliss Demirel)



Gerichtshofs dürfte nicht mehr allzu lange auf sich
warten lassen. Es wäre unverantwortlich, diese
Entscheidung nicht in die Beratungen über mögli-
che Novellierungen der deutschen Gesetze und
Verordnungen zum Ehegattennachzug einfließen
zu lassen. Deswegen wollen wir jetzt keine
Schnellschüsse, sondern fundierte Beratungen der
Sach- und Rechtslage.

Deshalb beantragen wir die Überweisung des An-
trags an den Innenausschuss, der seine Beratun-
gen nach Vorliegen des Urteils des Europäischen
Gerichtshofs aufnehmen sollte. – Vielen Dank für
eure Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Herr Haufler von
der CDU-Fraktion hat jetzt das Wort.

Nikolaus Haufler CDU:* Frau Präsidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte
Kollegin Demirel, ich finde es sehr schade, dass
sich hier immer wieder die gleichen Argumente
wiederholen, die schon seit Jahren in dieser De-
batte gebracht werden. Sie haben teilweise wört-
lich aus einem Antrag der GRÜNEN von 2010 zi-
tiert. Ich kann Ihnen einfach nur sagen, dadurch,
dass Sie die falschen Dinge immer wieder aufsa-
gen, werden diese Dinge nicht richtiger.

Ich finde es auch schade, dass wir die deutsche
Sprache wieder zum Streitpunkt bei der Integrati-
onspolitik machen.

(Kazim Abaci SPD: Stimmt nicht!)

Früher wurden tatsächlich solche theoretischen
Debatten darüber geführt, ob man nicht auch ohne
deutsche Sprachkenntnisse in unserem Land le-
ben könne. Aber die Praxis hat gezeigt, dass es
nicht funktioniert. Deshalb haben wir eine ganze
Reihe von Maßnahmen eingeführt, die genau das
zum Ziel haben, dass alle Menschen in diesem
Land die Möglichkeit erhalten sollen, sich miteinan-
der zu verständigen,

(Christiane Schneider DIE LINKE: Reden
Sie doch mal zur Sache!)

damit es ein Zusammenleben gibt und kein Neben-
einanderleben.

(Beifall bei der CDU – Kazim Abaci SPD:
Worum geht es hier, Herr Haufler?)

Es ist wirklich beachtlich, was in den letzten Jahren
auch parteiübergreifend gemacht worden ist. Wir
haben verpflichtende Sprachtests vor der Ein-
schulung, wir haben verpflichtende Integrationskur-
se für Zuwanderer, wir haben Sprachtests für aus-
ländische Studenten, wir haben verpflichtende Ein-
bürgerungstests, und wir können sicher sagen,
dass wir mit diesen Maßnahmen Erfolg haben.

(Kazim Abaci SPD: Das ist nicht das The-
ma!)

Diese Maßnahmen waren aber auch notwendig.
Zu häufig haben Menschen keine Chance gehabt,
ihr Potenzial in unserem Land vollständig zu nut-
zen, weil ihnen die Sprachkenntnisse fehlten für
Bildung, für qualifizierte Arbeit, für Aufstieg, für Er-
folg, aber auch für Dinge wie Freizeit, Kultur, gute
Nachbarschaft und Freundschaft. Und schlimmer
noch trifft es die Kinder, die häufig mit ihren Eltern
gar kein Deutsch sprechen können, obwohl
Deutsch schon ihre erste Sprache geworden ist.

(Kazim Abaci SPD: Es geht aber nicht um
die Kinder, es geht um die Ehegatten!)

Deshalb müssen wir uns als Integrationspolitiker,
Herr Abaci, zuerst einmal entscheiden, ob wir mehr
Integration wollen oder weniger.

(Kazim Abaci SPD: Was ist der Antrag?)

– Sie versuchen die ganze Zeit, das Thema, um
das es geht, hinter langen Zitaten zu verstecken.
Ich habe irgendwie Paragraf 36/40 gehört und ir-
gendwelche Gerichtsurteile. Das ist eine politische
Debatte, und wir müssen politisch entscheiden, wie
wir Integration in diesem Land erreichen. Die Rich-
ter sind dazu da, das später zu überprüfen und
nicht, uns Vorschriften zu machen. Darüber kön-
nen wir später noch im Einzelnen reden, dafür ha-
ben Sie sich doch schon durch die Ausschussüber-
weisung entschieden.

Ich kann Ihnen nur sagen, worum es hier geht, für
jeden klar verständlich und ohne Ihnen tausend
Paragrafen vorzutragen: Es geht hier nicht um ein
ausführliches Studium deutscher Grammatik, es
geht hier nicht um Fremdwörter, es geht hier nicht
um unregelmäßige Verben, sondern wir sprechen
über Grundlagen, die wirklich jeder Mensch benö-
tigt, der dauerhaft in diesem Land leben möchte.

Haben Sie sich angeschaut, wie so ein Test aus-
sieht?

(Glocke)

Vizepräsidentin Kersten Artus (unterbrechend):
Herr Haufler, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Simsek?

Nikolaus Haufler CDU: Gern.

Zwischenfrage von Ali Simsek SPD: Herr Hauf-
ler, darf ich Sie einmal fragen, in welcher Sprache
Sie sich mit Ihrer Partnerin unterhalten?

Nikolaus Haufler CDU: Das ist eine sehr private
Frage. Aber als ich mit einem russlanddeutschen,
hübschen Mädchen zusammen war, habe ich mich
mit ihr auf Deutsch unterhalten.
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Ali Simsek SPD: Okay, also Sie lieben Ihre Part-
nerin. Darf Ihre Partnerin nicht hier sein, wenn sie
sich mit Ihnen nicht auf Deutsch unterhalten kann?
Wenn Sie eine Freundin aus Russland haben, die
kein Deutsch kann, darf sie dann nicht nach
Deutschland reisen, auch wenn Sie sich lieben?

(Dr. Roland Heintze CDU: Wollen wir hier
Herrn Hauflers Beziehungsleben diskutie-
ren?)

Nikolaus Haufler CDU (fortfahrend): – Wir können
gern unser Beziehungsleben nachher beim Bier
diskutieren.

(Heiterkeit bei der SPD)

Aber ich kann mir das gern ein bisschen ausmalen.
Wenn ich tatsächlich jemanden kennenlerne, der in
einem anderen Land lebt, sagen wir mal in Russ-
land oder in der Ukraine, dann wird es doch nicht
so sein, dass wir von heute auf morgen heiraten
werden und der Ehegattennachzug nach Deutsch-
land das Allererste ist, das ansteht. Ich stelle mir
das eher so vor, dass man sich ein bisschen damit
auseinandersetzt, was es für das Mädchen bedeu-
tet, dass der junge Mann in Deutschland lebt, dass
sie vielleicht dahin ziehen muss, sich vielleicht die
Sprache dort aneignen und das Land besuchen
sollte. So ist es bei mir persönlich, aber es ist bei
jedem anders.

Ich möchte Ihnen trotzdem nicht vorenthalten, über
was für eine Art von Test wir sprechen. Es tut
schon   viel   zur   Sache,   das nicht  immer  allzu
abstrakt zu halten. Sie können auf der Webseite
des Goethe-Instituts die Unterlagen für das Goe-
the-Zertifikat A1 aufrufen. Das habe ich vorhin ge-
macht. Versuchen Sie einmal, Frage Nummer 1 zu
beantworten. Sie lautet: Welche Zimmernummer
hat Herr Schneider? Diese Frage müssen Sie be-
antworten, nachdem Sie folgenden Text gehört ha-
ben. Dieser Text wird beim Test zweimal hinterein-
ander…

(Glocke)

Vizepräsidentin Kersten Artus (unterbrechend):
Ich bitte die Bürgerschaft um Ruhe und Aufmerk-
samkeit für den Redner.

Nikolaus Haufler CDU (fortfahrend): Wir können
auch gern statt Herrn Schneider Frau Schneider
sagen, ist in Ordnung.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Das finde
ich echt anzüglich!)

Ich werde den Text nur einmal vorlesen, beim Test
wird er zweimal langsam hintereinander vorgele-
sen:

"Welche Zimmernummer hat [Frau] Schnei-
der?"

Daraufhin hört man einen Dialog zwischen Mann
und Frau. Die Frau fragt:

"Ach, Verzeihung, wo finde ich [Frau]
Schneider vom Betriebsrat?"

Der Herr antwortet:

"Schneider, warten Sie mal. Ich glaube, [die]
ist in Zimmer Nummer 254. Ja, stimmt, Zim-
mer 254, das ist im zweiten Stock, da kön-
nen Sie den Aufzug hier nehmen.

Die Frau antwortet:

"Zweiter Stock, Zimmer 254. Okay, vielen
Dank."

Wenn Sie diesen Text zweimal gehört haben, dann
müssen Sie die Frage beantworten, welche Zim-
mernummer Frau Schneider hat. Ich frage Sie, ob
es sinnvoll ist, die deutsche Sprache auf diesem
Testniveau bereits dann zu beherrschen, wenn
man in Deutschland den ersten Tag angekommen
ist. Der eine sagt ja, die anderen sagen nein. Die
Bundesregierung hat die Betroffenen befragt, und
30 Prozent von ihnen sagen, dass die Vorbereitun-
gen auf diesen Test für sie belastend waren. Aber
über 80 Prozent der Betroffenen halten diesen
Test für sinnvoll.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Walter
Scheuerl fraktionslos)

Vizepräsidentin Kersten Artus (unterbrechend):
Herr Haufler, gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Abgeordneten Fegebank?

Nikolaus Haufler CDU: Ja, gern.

Zwischenfrage von Katharina Fegebank GRÜ-
NE: Es ist hochinteressant, diese Einsicht in den
Test zu bekommen. Meine Frage: Finden Sie es
gerecht, dass einige vor der Anreise diesen Test
gemacht haben müssen und andere nicht?

Nikolaus Haufler CDU (fortfahrend): Wir haben
Ausnahmen, die für Menschen gelten, die zum Bei-
spiel sowieso visafrei nach Deutschland einreisen
dürfen. Ich weiß nicht, ob es gerecht wäre, wenn
man vor der Hochzeit visafrei nach Deutschland
einreisen durfte und nach der Hochzeit dann plötz-
lich ein Visum bräuchte. Wir haben Ausnahmen für
Menschen, die einen Hochschulabschluss haben,
die uns von ihrer persönlichen Bildungssituation
und von ihrer wirtschaftlichen Situation her glaub-
haft machen können, dass sie in Deutschland we-
der Schwierigkeiten haben werden, sich zu inte-
grieren, noch der Allgemeinheit finanziell zur Last
zu fallen. Das finde ich gerecht. Wenn Sie andere
Fälle haben, die Sie nicht gerecht finden, können
wir sie gern diskutieren, dafür haben wir die Aus-
schussüberweisung.
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(Beifall bei der CDU)

Der Test ist also für eine Minderheit belastend, für
eine Mehrheit der Betroffenen sinnvoll. Die Men-
schen erkennen, dass das, was belastend ist,
manchmal aber trotzdem sinnvoll ist. Man spart
sich damit noch größere Belastungen für die Zu-
kunft.

Die Abschaffung dieser Tests würde weniger Inte-
gration bedeuten, das Beibehalten dieser Tests je-
doch mehr Integration. Wir Christdemokraten wol-
len mehr Integration, wir wollen, dass alle Men-
schen eine echte Chance in diesem Land erhalten.
Wir wollen deshalb, dass sich alle Menschen in
dieser Gesellschaft verständigen können. Dafür
gibt es auch diese Integrationskurse, die Sie an-
sprachen. Wir wollen aber, dass man nicht völlig
ohne Sprachkenntnisse in diese Integrationskurse
geht, wo man dann mit Menschen aus der ganzen
Welt zusammenkommt und sich weder mit dem
Lehrer noch mit den Teilnehmern verständigen
kann. Wir wollen, dass der Integrationskurs ein
weiterer Weg ist weg von der Frage, welche Zim-
mernummer Frau Schneider hat,

(Zuruf von Kazim Abaci SPD)

hin zu komplizierteren Zusammenhängen. An die-
sem politischen Ziel und nicht an Paragrafen so
wie Sie halten wir fest. Gerichtsbeschlüsse in Ein-
zelfällen sind für uns kein Grund, das ganze Sys-
tem zu hinterfragen. Das Bundesverfassungsge-
richt sieht es ganz genauso wie wir. Sie wiederho-
len immer wieder die gleichen falschen Argumente.
Wir wollen das nicht, und deshalb lehnen wir auch
die Überweisung ab.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Herr Jarchow von
der FDP-Fraktion hat das Wort.

(Olaf Ohlsen CDU: Erzähl das noch einmal
mit Frau Schneider!)

Carl-Edgar Jarchow FDP: Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich hoffe auf Ihr Verständ-
nis, wenn ich von weiteren Sprachtests absehe,
auch mir sind irgendwelche Zimmernummern nicht
bekannt. Ich denke, uns geht es im Moment mehr
um den Antrag der GRÜNEN, zu dem ich gern
kurz Stellung nehmen möchte, da wir ihn im Aus-
schuss, wie es aussieht, noch detailliert bespre-
chen werden und uns sicherlich dann Gedanken
machen werden über die Sinnhaftigkeit von
Sprachtests und in welcher Art sie gemacht sind.

Der vorliegende Antrag der GRÜNEN scheint uns
ein wenig auf Aktionismus zu beruhen, denn der
Generalanwalt des Europäischen Gerichtshofs gab
am 30. April eine Stellungnahme ab, aber in einem
laufenden Verfahren. Schon daraus einen Antrag
hervorzuzaubern, scheint uns etwas verfrüht. Ein

Abwarten auf das endgültige Urteil des Europä-
ischen Gerichtshofs, welches uns gegenüber einer
einzelnen Stellungnahme einiges mehr an Rechts-
sicherheit geben würde, schiene uns sinnvoller.
Der von Ihnen inszenierte Zeitdruck ist daher aus
unserer Sicht nicht gegeben. Selbst wenn hier und
heute die geforderte Bundesratsinitiative beschlos-
sen werden würde, würde gegenüber der Umset-
zung eines Gerichtsurteils kein Zeitgewinn erfol-
gen. Außerdem ist doch zu erwarten, dass auch
die anderen Länder erst das endgültige Urteil ab-
warten werden. Rechtssicherheit sollte hier vor
hektischem Handeln Vorrang haben.

(Beifall bei der FDP)

Das endgültige Urteil muss deshalb abgewartet
und danach die Entscheidung des Gerichts selbst-
verständlich umgesetzt werden.

Lassen Sie mich auch noch inhaltlich etwas zu den
Forderungen der GRÜNEN sagen.

(Beifall bei Mehmet Yildiz DIE LINKE)

– Vielen Dank für den Beifall schon im Vorwege.

Verwundert hat mich, dass der Antrag damit be-
gründet wird, dass die Anforderung der Sprachprü-
fung auf Niveau A1 – ein Beispiel haben wir gera-
de gehört – abgeschafft werden soll, also der
Nachweis, sich in einfacher Art in deutscher Spra-
che verständigen zu können, hingegen das Peti-
tum aufgrund seiner sehr weiten Formulierung,
nämlich uneingeschränkt die Nachweise von
Deutschkenntnissen – Paragraf 28 und Para-
graf 30 Aufenthaltsgesetz – abzuschaffen, nicht
nur die Abschaffung des Sprachtests auf dem Ni-
veau A1 fordert, sondern auch den seit 2013 in Pa-
ragraf 28 Absatz 2 Satz 1 Aufenthaltsgesetz veran-
kerten höheren Sprachtest, der ausreichende
Kenntnisse der deutschen Sprache verlangt. Hier
sollte man vielleicht etwas Klarheit schaffen.

Da das Petitum aber nicht nach Absätzen abge-
stimmt werden wird, ist dieser Antrag für uns der-
zeit nicht zustimmungsfähig. Dies könnte sich in
den Beratungen des Ausschusses noch ändern.
Aus diesem Grund und weil das Urteil des
Europäischen  Gerichtshofs  in  wenigen   Monaten 
erwartet  wird   und  wir  natürlich  auch dafür   sind,  
grundsätzlich die Integration zu erleichtern, werden
wir  dem  Überweisungsbegehren  zustimmen.  Wir
werden uns  dort  sicherlich  noch  eingehend  über  
die Notwendigkeit  von weiteren Sprachtests unter-
halten. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Olaf Ohlsen
CDU)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Herr Yildiz von
der Fraktion DIE LINKE hat jetzt das Wort.
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Mehmet Yildiz DIE LINKE:* Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Herr Wersich, wissen Sie,
was ich bedauere? Ich bin nie den Christdemokra-
ten nahe gewesen, aber was Herr von Beust im
Bereich der Migranten an Sympathie für die Christ-
demokraten geschaffen hat, ich bedauere, dass
Herr Haufler das mit seinem menschenverachten-
den Verhalten tagtäglich abbaut.

(Zurufe von der CDU: Oh, oh! – Arno Müns-
ter SPD: Das hat er aber sachlich begrün-
det! – Dietrich Wersich CDU: Ich beantrage
einen Ältestenrat!)

Ich nehme das zurück.

(Glocke)

Vizepräsidentin Kersten Artus (unterbrechend):
Ich berufe den Ältestenrat ein.

Unterbrechung: 19.35 Uhr

Wiederbeginn: 19.45 Uhr

Vizepräsidentin Kersten Artus: Verehrte Abge-
ordnete! Ich eröffne die Sitzung wieder. Ich bitte
Platz zu nehmen – oder auch nicht. Herr Yildiz, ich
erteile Ihnen nachträglich für Ihre beleidigenden
Äußerungen gegenüber dem Abgeordneten Hauf-
ler einen Ordnungsruf.

Sie haben erneut das Wort.

Mehmet Yildiz DIE LINKE:* Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich habe, das, was ich vor-
hin gesagt habe, auch zurückgenommen in der
Debatte. Bei dieser Debatte geht es nicht darum,
dass irgendjemand gegen das Erlernen der deut-
schen Sprache ist, sondern es geht um ein Grund-
recht der Menschen zu einer Entscheidung für ein
gemeinsames Leben. Das wird von vornherein ver-
wehrt mit der Begründung, dass sie in ihren Her-
kunftsländern die deutsche Sprache lernen müs-
sen.

(Dietrich Wersich CDU: Also, eine Entschul-
digung klingt anders, Herr Yildiz! – Robert
Bläsing FDP: Dazu muss man erst einmal
Einsicht haben! – Dennis Gladiator CDU:
Und Größe!)

Die Praxis hat eines gezeigt, nämlich dass diese
Entscheidung häufig auch negativ ausfällt, weil vie-
le Menschen in ihren Herkunftsländern die deut-
sche Sprache lernen müssen, hauptsächlich in den
Ländern, die von der Regelung betroffen sind. Die
Menschen aus ländlichen Gegenden müssen aus
100 Kilometern Entfernung in die Hauptstädte fah-
ren, um die Goethe-Institute zu besuchen. Sie sind
in der Regel finanziell dazu nicht in der Lage, denn
sie müssen meistens Unterkünfte mieten und das
alles bezahlen. In der Regel müssen sie auch ihre
Arbeit für diese Zeit aussetzen. Die Liebe und das

Zusammenleben von Menschen können doch nicht
davon abhängen, welchen Geldbeutel sie haben,
welche Herkunft sie haben oder welchen Bildungs-
status, sondern das Recht auf ein gemeinsames
Leben ist im Grundgesetz, in der Europäischen
Charta und in jedem Gesetz, das wir als Demokra-
ten achten, verankert. Und es kann nicht sein,
dass diese Ausgrenzung für bestimmte Länder gilt.

Daher muss diese Regelung abgeschafft werden.
Wir unterstützen den Antrag der GRÜNEN. Ich
freue mich, dass wir auch im Ausschuss darüber
diskutieren werden.

(Beifall bei der LINKEN und bei Christa
Goetsch GRÜNE)

Wir hatten vor Jahren in einer Sitzung des Einga-
benausschusses ein Beispiel, wo ein Mann aus der
afrikanischen Community hier lebte und arbeitete
und seine Frau aus einem Land kam, in dem sie,
um Deutsch zu lernen, fast 500 bis 600 Kilometer
fahren musste. Sie hatte nicht die finanziellen Mög-
lichkeiten, den Deutschkurs zu besuchen, der zu-
sätzliches Geld erforderte. Ich weiß nicht, was im
Nachhinein passierte, ich bin aus dem Eingaben-
ausschuss ausgeschieden. Der Mann tat mir leid,
weil  er  über  Monate  und Jahre  dafür  kämpfen
musste, dass seine Frau überhaupt kommen konn-
te. Das muss nicht sein.

Das gleiche Recht, das für die europäischen Mit-
bürger gilt oder für Bürger aus Israel oder Japan,
sollte auch für die anderen gelten. Wenn unter
dem Motto gehandelt wird, dass jemand seine Bil-
dung und seinen Abschluss hat als Akademiker
und wir ihn für unsere Wirtschaft nach Deutschland
holen können und von ihm Nutzen haben, den an-
deren können wir aber nicht nehmen, weil er viel-
leicht dem Bildungsniveau – in Anführungszei-
chen – nicht entspricht, so kann es doch nicht sein,
dass wir so eine Selektierung betreiben, von der
Hunderttausende von Menschen betroffen sind.
Wenn wir sagen, dass wir alle das Grundgesetz
schätzen, dann sollten wir uns auch an das Grund-
gesetz halten. Es kann nicht sein, dass es neben
dem Grundgesetz immer mehr Gesetze gibt, die
Menschen, die hier mit ihrem Lebenspartner leben
wollen und diese Gesellschaft bereichern wollen,
ausgrenzen. Und wer sagt denn, dass Deutsch Ba-
sis der Integration ist? Dann frage ich mich, was
Sie unter Integration verstehen. Versteht ihr unter
Integration das Zusammenleben, also Assimilation,
dann muss man fragen, ob die Deutschen oder die
Menschen, die in Wilhelmsburg oder Billstedt le-
ben, nach der Definition, die ständig geäußert wird,
nicht integriert sind. Integration kann man nicht mit
der Sprache gleichsetzen

(Arno Münster SPD: Doch! Gerade mit der
Sprache!)

und darauf beschränken, sondern Integration und
Zusammenleben sind ein Prozess. Und eine Spra-
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che zu erlernen, sollte man unterstützen, aber man
sollte nicht ständig Menschen zu etwas zwingen.

(Beifall bei der LINKEN)

Zwang sind nämlich der Einbürgerungstest oder
der Integrationstest. Alles, was die Migranten be-
trifft, wenn sie hier einen Aufenthalt wollen, sind
Zwangsmaßnahmen, beispielsweise, dass man ein
ausreichendes Einkommen oder ausreichenden
Wohnraum hat und so weiter. Das kann nicht sein.
Wenn Menschen zu uns kommen und hier leben,
dann sollen sie auch gleichberechtigt leben.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Mir liegen keine
weiteren Wortmeldungen vor, dann kommen wir
zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksache
20/11911 in der Neufassung an den Innenaus-
schuss zu? – Gegenstimmen? – Enthaltungen? –
Damit ist die Überweisung mehrheitlich erfolgt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf, Drucksache
20/10935, Große Anfrage der FDP-Fraktion: Schul-
inspektion – Veröffentlichung von Eckdaten.

[Große Anfrage der FDP-Fraktion:
Schulinspektion – Veröffentlichung von Eckda-
ten
– Drs 20/10935 –]

Wird hierzu das Wort gewünscht? – Frau von Treu-
enfels von der FDP-Fraktion, Sie haben es.

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP:* Eine
Schuldebatte naht, und der Raum füllt sich, wie
schön.

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren! Wir wecken uns nun wieder auf, ich erzäh-
le Ihnen nämlich jetzt die Ergebnisse unserer
Großen Anfrage. Sie machen einiges ganz deut-
lich: Gute und weniger gute Schulen und gute und
weniger gute Schülerleistungen sind, wie man
nicht denken möchte, aber es ist so, durchaus un-
abhängig vom sozialen Umfeld. Ganz anders, als
immer wieder behauptet wird, belegen das zahlrei-
che Beispiele. Ich will nur einige wenige hervorhe-
ben.

Eine Grundschule im Raum Rahlstedt/Jenfeld be-
findet sich nach dem KESS-Faktor 1 in einer stark
belasteten Lage, und 55 Prozent der Viertklässler
erhalten hier Nachhilfeförderung, also mehr als die
Hälfte. Aber ein paar Hundert Meter weiter schafft
es eine andere Grundschule mit demselben KESS-
Faktor 1, dass nur 23 Prozent der Viertklässler
Nachhilfeförderung brauchen, also 23 Prozent statt
55.

Solche Beispiele gibt es in fast allen Schulformen,
und sie machen eines wirklich deutlich: Gute
Schulen gibt es in jedem Stadtteil und in jeder So-
zialstruktur genauso wie weniger gute. Und es
zeigt auch, dass es weder nötig noch sinnvoll ist,
relevante Schulleistungsdaten unter dem Deckel
zu halten.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Walter
Scheuerl fraktionslos)

Es kann im Gegenteil für alle Schulen unter allen
sozialen Bedingungen Ansporn oder Bestätigung
sein, sie zu kennen. Deshalb war und bleibt es
falsch, unsere Initiative abzulehnen, nach der die
veröffentlichten Schulinspektionsergebnisse um
Eckdaten wie etwa die Quoten der Nachhilfeförde-
rung ergänzt werden sollten. Die verquaste Argu-
mentation der Transparenzgegner ist dabei immer
die gleiche. Die Schulen hätten eine so unter-
schiedliche Schülerschaft, dass man sie einfach
nicht miteinander vergleichen dürfe.

Das Beispiel von Rahlstedt-Jenfeld – und davon
gibt es mehrere – und noch viele andere Beispiele
beweisen doch, dass es überhaupt gar keinen
Grund gibt, sich hinter dem Sozialindex zu ver-
stecken und mit Verweisen auf KESS-Belastungen
Transparenz zu verhindern. Dieses Argument ist
schlicht vorgeschoben, die Wahrheit verlangt ein
ganz anderes Vorgehen. Man muss Schulen mit-
einander vergleichen, denn dann wird man feststel-
len, dass eben nicht nur der Sozialindex allein aus-
schlaggebend ist.

Bei "Fördern statt Wiederholen" gibt es beispiels-
weise weder an Stadtteilschulen noch an Gymnasi-
en einen kausalen Zusammenhang zwischen der
Teilnahmequote und dem KESS-Faktor. Bei den
Stadtteilschulen zum Beispiel lag die Teilnehmer-
quote im letzten Halbjahr unabhängig vom KESS-
Faktor zwischen 5 und 20 Prozent. Vielmehr sind
die Unterschiede zwischen Schulen mit dem glei-
chen Sozialindex riesig. Die Frage, warum das so
ist, muss nicht nur erlaubt sein, sondern sie muss
dringend gestellt und vor allen Dingen auch beant-
wortet werden.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Walter
Scheuerl fraktionslos)

Sonst bleiben nämlich Vergleichsarbeiten, Schulin-
spektionen oder zentrale Abschlussprüfungen wir-
kungslos. Sie sind doch kein Selbstzweck, sondern
sollen Schulentwicklung vorantreiben. Zur Erinne-
rung: Selbstverantwortete Schule und Inspektions-
ergebnisse sollen Schulen mehr Freiheiten, mehr
Spielräume und mehr Feedbackkultur verschaffen.
Wer sich am Ergebnis einer Arbeit messen lässt,
der erreicht auch die Souveränität, um noch besser
zu werden. Beides geht Hand in Hand.

So lautet auch die zentrale Empfehlung der En-
quete-Kommission. Der Anspruch auf Transparenz
wird in Hamburg aber immer noch nicht erfüllt.
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Stattdessen werden Entwicklungen, die Anlass zur
Sorge geben, man möchte beinahe sagen, ver-
schleiert. An "Fördern statt Wiederholen" sieht man
das sehr deutlich.

(Vizepräsident Dr. Wieland Schinnenburg
übernimmt den Vorsitz.)

Mittlerweile wird dieses System wie eine Art zweite
Qualitätsebene im Hamburger Schulsystem einge-
zogen, und das mit 55 Prozent, manchmal sogar
60 Prozent aller Schüler einer Klassenstufe. Das
sagt uns eben auch, dass der Regelunterricht al-
lein leider immer weniger ausreicht. Es wird ein-
fach auf den Nachhilfeunterricht delegiert. So wird
also die Verantwortung für guten, regulären Unter-
richt geradezu ein bisschen wegverlagert, offenbar,
ohne dass für die Verbesserung des regulären Un-
terrichts ausreichend gesorgt wird. Und eine Ab-
sprache zwischen Lehrern und Hilfskräften der
Nachhilfeförderung scheint, wie man aus anderen
Anfragen erkennen kann, auch nicht zu funktionie-
ren. Kein Wunder also, dass es sehr fraglich er-
scheint, ob der Nachhilfeunterricht überhaupt
einen positiven, nachhaltigen Effekt erzielt. Fast
überall nämlich steigt die Teilnehmerquote von
Klassenstufe zu Klassenstufe stark an, das verste-
tigt sich also.

Wir sagen: Eltern haben ein Recht darauf zu erfah-
ren, welche Schulen guten, regulären Unterricht
machen und welche nicht. Die Ergebnisse unserer
Großen Anfrage bestätigen ebenfalls, dass der
Übertritt von der Grundschule auf das Gymnasium
natürlich auch an den sozialen Hintergrund der
Schüler gekoppelt ist, das stellt keiner in Abrede.
Allerdings liegen auch hier zwischen den Schulen
mit demselben Sozialindex – und das ist es, wor-
auf es hier ankommt – Welten. Die Quote der
Gymnasialempfehlungen bei den Schulen mit
KESS-Faktor 1 liegt zwischen 8 und 31 Prozent,
bei KESS-Faktor 6 liegt sie zwischen 26 und
88 Prozent. Da stellt sich allmählich zwingend die
Frage, wie Schulen es schaffen, unter schwierigen
Bedingungen ein Drittel ihrer Schüler für das Gym-
nasium fit zu machen, während andere Schulen,
deren Schüler die besten Voraussetzungen mit-
bringen, ein schlechtes Ergebnis erzielen. Wie
kann es denn sein, dass an einzelnen Gymnasien
rund ein Fünftel der Schüler nach Klasse 6 gehen
muss, während es an anderen Gymnasien mit
demselben Sozialindex nur ganz wenige sind?

Auch das, liebe Frau Heyenn, kann übrigens kei-
nesfalls so vereinfacht werden, wie Sie es meiner
Ansicht nach in der letzten Woche getan haben.
Abschulung ist ein stadtteilweites Problem. Das
Wort Abschulung ist hässlich – man muss es leider
so benennen –, das keineswegs nur die Schüler in
sozial schwachen Quartieren trifft. Die Zahlen un-
serer Großen Anfrage belegen das wirklich eindeu-
tig.

Die Aufforderung an Eltern, Stadtteilschulen mehr
in Erwägung zu ziehen, muss dabei ergänzt wer-
den durch eine Aufforderung auch an den Schulse-
nator: Statten Sie gerade neue Stadtteilschulen in
sozial schwachen Gebieten ganz einfach besser
aus.

Meine Damen und Herren! Die differenzierten Er-
gebnisse unserer Großen Anfrage dürfen nicht ver-
schwiegen, sondern müssen öffentlich zugänglich
gemacht und diskutiert werden. Das ist für uns ein
ureigenes Elternrecht. Deshalb erneuert meine
Fraktion ihre Forderung: Ergänzen Sie die Schulin-
spektionsberichte um die wichtigen Eckdaten der
Großen Anfrage. Leistung und Wettbewerb der
Schulen untereinander dürfen nicht tabuisiert wer-
den, denn gute Schulen müssen Transparenz nicht
scheuen, insbesondere dann, wenn sie unter
schwierigen Bedingungen arbeiten. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Walter
Scheuerl fraktionslos)

Vizepräsident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau von Treuenfels. – Das Wort hat Herr
Holster von der SPD-Fraktion.

Lars Holster SPD: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Im Schulgesetz steht, dass die Schul-
inspektion die Qualität des Bildungs- und Erzie-
hungsprozesses untersucht. Frau von Treuenfels,
die Frage ist doch, ob die Eckdaten, die in dieser
Großen Anfrage erhoben worden sind, eigentlich
den Qualitätsstandard der Schulen widerspiegeln
oder ob das ein Indikator dafür ist, ob ein guter Un-
terricht an einer Schule stattfindet.

Nehmen wir einmal Ihr Beispiel "Fördern statt Wie-
derholen". Sie sagen, die eine Schule im gleichen
Stadtteil habe 25 Prozent Schülerinnen und Schü-
ler, die daran teilnehmen, und die andere ungefähr
50 Prozent. Daraus zu schließen, dass die Schule,
die einen höheren Anteil an Schülerinnen und
Schülern hat, die an "Fördern statt Wiederholen"
teilnehmen, einen schlechteren Unterricht macht,
finde ich sehr gewagt.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Ja, sehr gewagt!)

Ich würde stattdessen eher sagen, dass diese
Schule die Mittel, die sie zur Verfügung gestellt be-
kam, optimal einsetzt. Rückschlüsse daraus zu zie-
hen, dass ein hoher Prozentsatz von Schülerinnen
und Schülern an "Fördern statt Wiederholen" teil-
nimmt, halte ich für absolut gewagt und auch nicht
richtig.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Stefanie von
Berg GRÜNE und Dora Heyenn DIE LINKE)

Dann noch der zweite Punkt, den Sie angespro-
chen haben. Wir haben gerade eine interessante
Diskussion, die Frau Heyenn gestern angeschoben
hat, nämlich der Übergang von Klasse 4 in Klas-
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se 5. Auch das kann man in vielen Tabellen dieser
hundertseitigen Großen Anfrage lesen. Auch hier
habe ich Sie eben richtig verstanden, dass Sie dar-
aus schließen, je mehr Empfehlungen für das
Gymnasium es gibt, desto höher ist die Qualität
dieser Grundschule.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Das ist verrückt!)

Aber genau das haben wir doch jetzt herausgefun-
den, nämlich dass viele Grundschulen offensicht-
lich falsch liegen mit der Prognose, weil die Anzahl
der Abschulungen von Klasse 6 nach 7 offensicht-
lich gestiegen ist. Das heißt, man kann doch nicht
gleichsetzen, dass viele Empfehlungen für das
Gymnasium bedeuten, dass diese Schüler da wirk-
lich hingehören. Auch diesen Rückschluss, dass
das eine hohe Qualität der Bildung an den Grund-
schulen ist, kann man so nicht ziehen.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Doch!)

– Nein, das kann man nicht.

(Beifall bei der SPD)

Die Überladung der Eckdaten der Schulinspektion
halten wir für unnötig, das wiederhole ich noch ein-
mal. Die Schulinspektion soll den Unterricht besu-
chen, soll den Unterricht evaluieren und bewerten,
sie soll die Sichtung der schulinternen Stoffvertei-
lungspläne vornehmen, und sie soll schauen, auf
welche Art und Weise die Führung und das Mana-
gement an der einzelnen Schule stattfindet, dies
dann evaluieren und beraten, und auf diesem Weg
sollte die Schulinspektion auch bleiben. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Stefanie von
Berg GRÜNE)

Vizepräsident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Holster. – Das Wort hat Frau Prien von
der CDU-Fraktion.

Karin Prien CDU: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Als ich die Debattenanmeldung der
FDP las, war ich erst ein bisschen ratlos. Wir ha-
ben damals Ihr Anliegen unterstützt, Frau von
Treuenfels, auch diese Daten in der Schulinspekti-
on zu veröffentlichen. Dazu stehen wir, und auch
die Forderung nach mehr Transparenz halten wir
aufrecht. Wir halten nach wie vor mehr Wettbe-
werb für geeignet, um die Qualität an Schulen zu
verbessern. Aber bei näherer Betrachtung habe
ich mich dann gefragt, was die FDP eigentlich will.
Das ist ja kein neuer Antrag, sondern einfach nur
ein Hinweis auf die Große Anfrage. Es ist gut, dass
wir diese Daten haben. Wir haben sie teilweise
schon an anderer Stelle gehabt, aber Daten sind
immer gut.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Das
kommt darauf an!)

Ob so viele Eltern da aber nun hineinschauen wer-
den, Frau Schneider, weiß ich nicht.

Dennoch geht es bei der Schulinspektion eigent-
lich um etwas anderes. Schulinspektion ist zu-
nächst einmal ein Steuerungsinstrument, um
Schulqualität zu verbessern. Im Rahmen der Wei-
terentwicklung der Schulinspektion ging es darum,
durch Veröffentlichungen und mehr Transparenz
dieses Instrument besser nutzen zu können. Wenn
ich mir aber jetzt die Daten, um die es hier geht,
anschaue, werde ich wirklich ratlos, denn diese
Daten, die Sie veröffentlichen wollen, sind gar kei-
ne Bewertungskriterien im Rahmen des Orientie-
rungsrahmens Schulqualität.

(Finn-Ole Ritter FDP: Lassen Sie das doch
die Eltern entscheiden!)

Wenn Sie einmal in den Orientierungsrahmen
Schulqualität schauen, dann werden Sie die Frage
der Gymnasialempfehlung zum Beispiel nicht als
Qualitätskriterium finden.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Das
ist schlimm genug!)

Sie werden natürlich auch die Frage mehr oder
weniger fördern und fordern nicht als Bewertungs-
kriterium bekommen, weil möglicherweise eine
Schule gerade dann besonders gut ist, wenn sie
besonders wenige Schüler im Rahmen von "För-
dern und Wiederholen" einstufen muss, weil sie
das mit dem individualisierten Lernen vielleicht ein-
fach besser hinbekommt und deshalb gar keine
additive Förderung mehr braucht. Das ist als Krite-
rium also wahrscheinlich nicht geeignet.

Zum Übergang nach Klasse 4 als Kriterium: Ich
persönlich wäre sehr froh, wenn mehr Grund-
schulen ihrer Verantwortung gerecht würden und
weniger Schüler auf die Gymnasien schickten.
Darüber haben wir in diesem Hause keinen Kon-
sens, aber für unsere Fraktion kann ich sagen,
dass wir das richtig fänden. Deshalb kann man
überhaupt nicht sagen, dass die Zahl der Gymna-
sialempfehlungen ein Qualitätskriterium für gute
Schulen sei.

Ich darf es vielleicht zusammenfassen. Wenn wir
über die Frage sprechen, ob es wirklich richtig ist,
diese Daten zu veröffentlichen, dann würde ich im-
mer für Transparenz plädieren. Es ist sicherlich
richtig, dass Eltern diese Daten bei der Veröffentli-
chung der Schulinspektionsergebnisse – alle fünf
Jahre übrigens – auch sehen können, aber auch
nur deshalb sehen können, damit sie in dem Ge-
spräch, in dem es um die Aufnahme in die Schule
geht, den Direktor oder das entsprechende Mit-
glied der Schulleitung vielleicht einmal fragen,
warum das bei ihnen so ist. Warum habt ihr weni-
ger oder mehr Fördern statt Fordern? Warum sind
es bei euch nur 20 oder 40 Prozent oder womög-
lich 80 Prozent der Schüler, die anschließend aufs
Gymnasium gehen? Das sind wichtige Nachfra-
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gen, die Eltern stellen können sollen, und deshalb
gehört das auch in die Veröffentlichung. Aber dass
das Kriterien für gute Schule sind, das kann man
nicht sagen. Dann müssten wir den Orientierungs-
rahmen Schulqualität völlig neu schreiben, Frau
von Treuenfels. Darüber können wir gerne disku-
tieren. Aber dass zum Beispiel der Übergang von
Klasse 4 in Klasse 5 des Gymnasiums grundsätz-
lich werthaltiger ist als der auf die Stadtteilschule,
darauf würden wir uns nicht verständigen können.
– Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Andrea Rug-
barth SPD)

Vizepräsident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Prien. – Das Wort hat Frau Dr. von
Berg von der GRÜNEN Fraktion.

Dr. Stefanie von Berg GRÜNE: Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Das ist eine wichtige
Diskussion, die wir hier gerade führen. Wie be-
misst sich die Qualität von Schule, wie ist Bildung
zu definieren? Sind es Notenspiegel, sind es Ab-
schlussquoten, ist es die Anzahl der Gymnasial-
empfehlungen, sind es die Abiturnoten, die Anzahl
der Lehrerinnen und Lehrer? Sind es wirklich diese
Zahlen, Daten und Fakten, die Bildung qualifiziert
darstellen, die eine Qualität von Schule messen?
Wir GRÜNE sagen ganz klar nein,

(Beifall bei Dr. Till Steffen GRÜNE)

denn Bildung ist ein Prozess. Schule ist mehr als
die Summe des Outputs. Daher sind wir auch ganz
klar erstens gegen die Veröffentlichung solcher
Eckdaten und zweitens gegen jegliches Ranking
von Schulen in unserer Hansestadt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Schulen sind keine Wirtschaftsunternehmen und
können sich deswegen ihr Umfeld und alles, was
sie ausmacht, nicht aussuchen, sondern Schulen
sind dafür da – das ist ihre Aufgabe –, mit den Mit-
teln zu arbeiten, die ihnen vom Senat zur Verfü-
gung gestellt werden – das sind mal mehr, mal we-
niger –, mit den Kindern zu arbeiten, die sie haben,
mit den Lehrerinnen und Lehrern zu arbeiten, die
sie haben, und das Bestmögliche daraus zu ma-
chen. Ich bin fest überzeugt davon, dass die Ham-
burger Schulen dieses auch leisten.

Was würde so ein Ranking bewirken? Wir haben
doch vor einem halben Jahr gesehen, was das
Ranking der Stadtteilschulen und der Gymnasien
in dieser Stadt angerichtet hat. Das ist ein echtes
Desaster, was da ausgelöst wurde, und ich glaube,
wir werden in den weiterführenden Schulen dieser
Stadt noch lange, lange daran zu knabbern haben.
So etwas darf nie wieder vorkommen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es wurde schon einiges gesagt zum Sinn oder Un-
sinn der Fragen der FDP, und das erstaunlich uni-
sono. Sowohl SPD als auch CDU und wir – und ich
bin mir sicher, Frau Heyenn von der LINKEN wird
es auch noch einmal wiederholen – haben darge-
legt, dass die Fragen, die gestellt wurden, wirklich
nichts über die Qualität der Schulen aussagen.
Was ich mir gewünscht hätte, wären Fragen da-
nach gewesen, wie die Inklusion umgesetzt wird,
wie es mit den Bildungsangeboten aussieht oder
ob eine neue Lernkultur umgesetzt und jahrgangs-
übergreifendes Lernen praktiziert wird. Ich hatte ei-
gentlich auch erwartet, Frau von Treuenfels, dass
Sie nach der Hochbegabtenförderung fragen, das
liegt Ihnen doch sehr am Herzen – zu Recht, das
unterstützen wir auch. Aber nach all diesen Sa-
chen haben Sie nicht gefragt, sondern Sie haben
wirklich Zahlen, Daten, Fakten abgefragt, die
nichts über unsere Schulqualität aussagen. Wir
müssen diese Anfrage, in die mit Sicherheit viel Ar-
beitszeit geflossen ist, nun zur Kenntnis nehmen,
aber wir halten sie nicht für zielführend. – Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizepräsident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Dr. von Berg. – Das Wort hat Frau
Heyenn von der Fraktion DIE LINKE.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Ich möchte zunächst auf Frau
Prien eingehen. Frau Prien, Sie haben eben ge-
sagt, man müsse dafür sorgen, dass die Grund-
schulen nicht so viele Kinder in die Gymnasien
schickten. Die Grundschulen schicken die Kinder
nicht auf die Gymnasien, das tun die Eltern, und
Sie waren doch an vorderster Stelle mit dabei, als
die Initiative "Wir wollen lernen!" gefordert hat,
dass das Elternrecht durchgesetzt wird. Insofern
schieben Sie der Schule einen Schwarzen Peter
zu, den sie gar nicht hat.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Stefanie
von Berg GRÜNE)

Wir hätten gerne, dass der Senator sich endlich
dazu bekennt, dass es keine Gymnasialempfeh-
lung mehr gibt, sondern eine Schullaufbahnemp-
fehlung; das würde wirklich helfen. Ich werde nicht
müde, es immer wieder vorzuschlagen, Herr Rabe.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Stefanie
von Berg GRÜNE)

Und dann, Frau Prien, haben Sie auch noch ge-
sagt, es wäre gut, wenn es einen Wettbewerb un-
ter Schulen gäbe. Wettbewerb unter gleichen
Schulen, okay, aber wir haben extrem unterschied-
liche Schulen, und wenn die in einen Wettbewerb
gejagt werden, kann das nur schiefgehen, heraus-
kommen würde eine reine Katastrophe. Die
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Schulen, die es schwer haben, würden es immer
schwerer haben, und Sie müssten darüber nach-
denken, wo es Schulschließungen gibt. Das geht
überhaupt nicht.

Jetzt zur Großen Anfrage. Wir haben schon einmal
die Diskussion über die KESS-Faktoren gehabt.
Wir von der LINKEN haben uns damit beschäftigt
und deutlich herausgefunden, dass die Art und
Weise, wie die KESS-Faktoren entstehen, höchst
dubios ist. Das geht über Fragebögen, wobei der
Rücklauf bei einigen 20 Prozent beträgt, bei ande-
ren 30 Prozent und so weiter. Und dann geht es
auch danach, dass es immer nur einen bestimmten
Anteil an KESS 1 bis KESS 6 gibt; das ist so ein
Verschiebebahnhof. Das heißt, im Grunde wird gar
nicht richtig getroffen, was in den Schulen wirklich
los ist. Deshalb haben wir gefordert – und das for-
dern wir nach wie vor –, die KESS-Faktoren abzu-
schaffen und den amtlich festgestellten Sozialin-
dex zu nehmen. Darüber hinaus müssten alle
Schulen eine Grundversorgung an Sprachförde-
rung haben, damit Kinder, die das wirklich brau-
chen, nicht hinten herunterfallen. Da haben Sie
uns voll auf Ihrer Seite.

Aber warum Sie diese Daten – und Frau Prien hat
recht mit der Frage, welchen Kriterien sie eigent-
lich gehorchen – veröffentlicht, und was Sie mit der
Veröffentlichung erreichen wollen, habe ich immer
noch nicht verstanden. Ich finde, Herr Holster hat
recht: Es ist geradezu abstrus, zwischen diesen
Daten und einer guten Schule Kausalzusammen-
hänge herzustellen. Wir können also überhaupt
nicht nachvollziehen, warum Sie das veröffentli-
chen wollen, und sind ohnehin konsequent gegen
a) Schulinspektion und b) Veröffentlichung.

(Beifall bei der LINKEN – Finn-Ole Ritter
FDP: Konsequent gegen alles!)

Vizepräsident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Heyenn. – Frau von Treuenfels von der
FDP-Fraktion hat jetzt das Wort.

(Finn-Ole Ritter FDP: Das kann nicht unerwi-
dert bleiben! Was Herr Holster gesagt hat,
na ja!)

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP:* Herr Prä-
sident, werte Kollegen, meine Damen und Herren!
Sie haben recht, wir kommen da irgendwie schwer
auf einen gemeinsamen Nenner. Wir möchten
gern, dass Leistung dabei herauskommt, wenn
Kinder in die Schule gehen. Wir definieren das
Wort Leistung völlig anders als Sie, Frau von Berg,
und dazu stehen wir auch. Das kann uns ruhig
trennen, dafür sind wir in verschiedenen Parteien,
das muss vielleicht so sein. Was ich aber wirklich
noch einmal erklären möchte, weil ich den Ein-
druck habe, dass es noch einmal erklärt werden
muss: Frau Heyenn, wir wollen gerade nicht die
Schulen miteinander vergleichen, die nicht ver-

gleichbar sind, dieses Argument zieht eben nicht,
sondern wir wollen vergleichen, was vergleichbar
ist. Wir haben herausgefunden – das habe ich ver-
sucht darzulegen, und das werde ich auch weiter-
hin tun –, dass Schulen definitiv vergleichbar sind,
wenn man ihren Sozialindex berücksichtigt. Inner-
halb desselben Sozialindexes lassen sich so große
Unterschiede finden, dass man sehr wohl verglei-
chen muss, und zwar nicht, Frau von Berg, um
über die arme Hansestadt Hamburg ein Desaster
zu bringen, weil wir – um Gottes Willen, wie furcht-
bar – plötzlich Wettbewerb haben, sondern weil
man, wenn man vergleicht, auch Leistung erzeugt
und man Wettbewerb auch positiv sehen kann.
Dass wir gute Schule und guten Unterricht sehr un-
terschiedlich definieren, erspare ich Ihnen. Das
wissen wir alle und das können wir vielleicht auch
noch weiter ausdiskutieren. Ich möchte Ihnen nur
erklären, warum wir das wollen. Wir wollen Leis-
tung, wir wollen Wettbewerb, und wir möchten sehr
gerne, dass die Eltern aufgrund von Fakten und
Daten, die die Eltern alle interessieren, entschei-
den können, auf welche Schule sie ihr Kind geben,
und dass sie wissen, was sie da erwartet. Dazu
gehört zum Beispiel auch zu wissen, wie hoch die
Teilnahme am Nachhilfeunterricht ist. Das wollte
ich Ihnen noch einmal sagen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Walter
Scheuerl fraktionslos)

Vizepräsident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. – Mir liegen jetzt keine Wortmeldungen
mehr vor.

Dann stelle ich fest, dass die Bürgerschaft von der
Großen Anfrage aus der Drucksache 20/10935
Kenntnis genommen hat.

Ich rufe dann auf den Tagesordnungspunkt 41,
Drucksache 20/11913, Antrag der Fraktion DIE
LINKE: Ausbildungsgarantie jetzt!

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Ausbildungsplatzgarantie jetzt!
– Drs 20/11913 –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/12013 ein
Antrag der SPD-Fraktion vor.

[Antrag der SPD-Fraktion:
Ausbildung ist Zukunft – Kein Jugendlicher soll
verloren gehen
– Drs 20/12013 –]

Die Fraktion DIE LINKE möchte die Drucksache
20/11913 an den Schulausschuss überweisen.

Wer wünscht das Wort? – Frau Heyenn von der
Fraktion DIE LINKE, bitte schön.
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(Finn-Ole Ritter FDP: Müssen wir das jetzt
noch mal besprechen?)

Dora Heyenn DIE LINKE:* Zu Beginn des Nach-
mittags haben wir über die allgemeine Situation
gesprochen. Jetzt möchte ich darüber sprechen,
dass der Bürgermeister 2011 in seiner Regierungs-
erklärung eine Ausbildungsgarantie versprochen
hat. Die Legislaturperiode ist nun bald zu Ende
und wir fragen uns, wann der SPD-Senat sein Ver-
sprechen wahr machen will, denn die bisherige Be-
rufsbildungspolitik ist, um es mit den Worten von
Herrn Schwieger zu sagen, negativ dynamisch,
und damit können wir uns nicht abfinden; das geht
so nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Deswegen haben wir einen Antrag "Ausbildungs-
garantie jetzt!" eingebracht. Wir möchten die SPD
daran erinnern, was sie versprochen hat, und sie
ermuntern, ihr Versprechen umzusetzen, und dar-
um haben wir diesen Antrag mit seinen vier Punk-
ten vorgelegt.

Erstens: Ich habe heute schon einmal darüber ge-
sprochen, dass jeder, der einen Hauptschulab-
schluss erreicht hat, auch das Recht auf einen
Ausbildungsplatz haben sollte. Es ist zwar behaup-
tet worden, dass die SPD nie davon sprechen wür-
de, dass Jugendliche nicht ausbildungsfähig oder
ausbildungswillig seien, aber in Ihrer Presseerklä-
rung haben Sie durchaus gesagt – ich zitiere –:

"Das Konzept zur Berufs- und Studienorien-
tierung, das ab dem Schuljahr 2014/2015 an
den Stadtteilschulen starte, wird dafür sor-
gen, dass Schülerinnen und Schüler mit ei-
ner 'begründeten Berufswahlentscheidung'
aus den Schulen entlassen werden".

Das ist schon wieder eine Einschränkung, denn
nur die Jugendlichen, die eine begründete Berufs-
wahlentscheidung getroffen haben, sollen einen
Ausbildungsplatz bekommen und die anderen
nicht. Damit müssen Sie endlich aufhören. Ein
Hauptschulabschluss ist ein Wert an sich. Wir
möchten, dass Schülerinnen und Schüler sich wie-
der anstrengen, einen Hauptschulabschluss oder
einen Realschulabschluss zu bekommen, weil sie
wissen, dass sie dann auch einen Ausbildungs-
platz bekommen.

(Beifall bei der LINKEN)

Zweitens: Alle Schülerinnen und Schüler haben
nach Abschluss der allgemein bildenden Schulzeit
ein Recht auf eine berufliche Ausbildung. Das hat
der Senat gefordert. Das Angebot an außerbetrieb-
lichen Ausbildungsplätzen soll entsprechend aus-
gebaut werden. Ich habe es heute Vormittag schon
gesagt: Im Hamburger Ausbildungsmodell stehen
470 Plätze zur Verfügung, die SPD hatte mal 1100
angekündigt, gebraucht werden 2500. Wir plädie-

ren dafür, das zügig auszubauen, es lohnt sich ein-
fach. Die Zugangshürden – so und so viele Bewer-
bungen müssen geschrieben sein und, und, und –
müssen endlich verschwinden. Man kann eigent-
lich  gar nichts  anderes sagen,  als dass  dort in-
vestiert werden muss.

(Jan-Hinrich Fock SPD: Zurück in die Ver-
gangenheit!)

Drittens: Wir wollen, das Absolventinnen und Ab-
solventen, die eine Ausbildungsvorbereitung absol-
viert haben, im Zuge der Nahtlosregelung, von der
immer gesprochen wird, eine Ausbildungsgarantie
bekommen. Das heißt: Wenn sie keinen betriebli-
chen oder schulischen Ausbildungsplatz gefunden
haben, erhalten sie einen Platz in der Berufsqualifi-
zierung, dem ersten Ausbildungsjahr des Hambur-
ger Ausbildungsmodells. Ausbildungsvorbereitung
hat auf die Ausbildung vorzubereiten. Zurzeit ge-
langen die wenigsten Jugendlichen nach der Aus-
bildungsvorbereitung in eine Ausbildung. Das
muss schleunigst geändert werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Viertens: die Forderung nach einer Ausbildungs-
umlage. Es gibt Gerichtsurteile, nach denen Ju-
gendliche ein Recht auf eine Ausbildung haben.
Ich kann mir vorstellen, dass die SPD sagt, sie
wolle diese Ausbildungsumlage nicht, obwohl sie,
das weiß ich ganz genau, das jahrzehntelang im-
mer gefordert hat; die Gewerkschaften sind immer
noch auf dieser Linie. Wenn Sie das also nicht wol-
len, dann können Sie eine Abstimmung nach Zif-
fern beantragen, den anderen Punkten zustimmen
und hier mit Nein stimmen. Aber dass Sie nichts
tun, einfach nur zuschauen, die Zahlen auch noch
beschönigen und die Jugendlichen allein lassen,
das geht nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Heyenn. – Das Wort hat Herr Schwie-
ger von der SPD-Fraktion.

Jens-Peter Schwieger SPD: Herr Präsident, sehr
geehrte Damen und Herren! Das Schaffen von be-
trieblichen Ausbildungsplätzen ist Aufgabe der
Wirtschaft. Wir werden die Unternehmen und Be-
triebe immer wieder an ihre Verantwortung erin-
nern, gerade im Hinblick auf die zu erwartende de-
mografische Entwicklung; ich habe heute Nachmit-
tag schon darauf hingewiesen. Seit 2012 sinken
die Zahlen für neu abgeschlossene Ausbildungs-
verträge übrigens in allen Bundesländern. Dieser
Entwicklung müssen wir nichtsdestotrotz entge-
gentreten. Wir können die Bedingungen für den
Zugang von Jugendlichen in Ausbildung und Be-
schäftigung durch rechtliche und institutionelle Än-
derungen verbessern. Hier hat der Senat gehan-
delt und ein breites Spektrum an Maßnahmen ein-
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geleitet; Herr Senator Rabe hat heute Nachmittag
schon darauf hingewiesen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Fraktion DIE
LINKE, Sie behaupten in Ihrem Antrag, Hamburg
sei in der Ausbildungsleistung Schlusslicht unter
den westlichen Bundesländern. Auch wenn man
das immer wiederholt, wird es dadurch nicht wah-
rer, es entspricht nämlich nicht der Wahrheit. In
den jährlich erhobenen Kammerstatistiken des
BIBB – ich glaube, Sie haben es heute Nachmittag
selber zitiert – …

(Dora Heyenn DIE LINKE: Nee, das war der
Kollege von der FDP!)

– Ach, das war die FDP.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Nein, wir
waren das auch!)

– Okay, dann haben wir die Urheberschaft allseitig
geklärt, das finde ich gut.

In den Kammerstatistiken des BIBB spiegelt sich
eine hohe Attraktivität des Hamburger Ausbil-
dungsmarkts wider. Hamburg wies im Länderver-
gleich 2012 einen moderaten Rückgang der neu
abgeschlossenen Verträge um 1,8 Prozent und da-
mit auch den zweitniedrigsten Rückgang aller Bun-
desländer auf. Auch 2013 waren alle Bundeslän-
der vom Rückgang des Ausbildungsangebots be-
troffen. Die relativen Veränderungsraten bewegten
sich zwischen minus 0,9 Prozent in Hamburg – ge-
ringster Anteil – und minus 11,4 Prozent im Saar-
land – höchster Anteil. Das Weitere zur Statistik
überspringe ich, weil wir das heute Nachmittag al-
les schon diskutiert haben.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Schade!)

– Meine Fraktion hat mir gesagt, ich dürfe nicht die
zwanzigminütige Rede halten.

Mit der Einrichtung der Jugendberufsagentur ha-
ben wir demnach erste erforderliche Schritte zum
Gegensteuern eingeleitet. Sehr geehrte Kollegin
Heyenn, wir haben nicht die Möglichkeit, das Recht
eines jeden Jugendlichen auf einen dualen betrieb-
lichen Ausbildungsplatz festzuschreiben.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Das hat auch kei-
ner gesagt!)

Sie fordern in Ihrem Antrag eine allgemeine Ausbil-
dungsumlage zur Finanzierung einer Ausbildungs-
garantie. Aus meiner beruflichen Erfahrung – der
Kollege Fock hat heute Nachmittag auch darauf
hingewiesen, da treffen wir uns als Berufsschulleh-
rer – und aus vielen Gesprächen, die man mit Be-
trieben führt, weiß ich, dass eine allgemeine Aus-
bildungsumlage der Situation nicht gerecht wird.
Sie beziehen sich auf die Verordnung zur Ausbil-
dungsumlage in der Altenpflege. Was in einer
Branche richtig erscheint, kann nicht so einfach für
alle Branchen gelten.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Das haben Sie
aber immer anders gesehen!)

Das ist einfache Symbolpolitik und geht an der
Wirklichkeit vorbei.

(Finn-Ole Ritter FDP: Das hätten Sie beim
Mindestlohn auch mal sagen müssen!)

– Vielen Dank für den Hinweis.

Daher gibt es aus Sicht der SPD-Fraktion keine
Veranlassung, eine symbolische Ausbildungsumla-
ge zu unterstützen.

Der Senat und die SPD-Fraktion setzen sich für
passgenaue Lösungen ein. Mit der Einführung des
Konzepts der Berufs- und Studienorientierung, ab
dem Schuljahr 2014/2015 für alle Stadtteilschulen
verpflichtend, setzt der Senat in der Berufsvorbe-
reitung auf eine begründete Berufswahlentschei-
dung. Diese beinhaltet, dass Jugendliche eine Ent-
scheidung zum angestrebten Beruf getroffen ha-
ben und eine realistische Umsetzbarkeit des Be-
rufswunschs hinsichtlich eigener Fähigkeiten und
Voraussetzungen vorliegt. Alle Schülerinnen und
Schüler mit begründeter Berufswahlentscheidung
erhalten in Hamburg ein Ausbildungsangebot, das
garantieren wir. Natürlich hat der erste Ausbil-
dungsmarkt dabei Priorität. Sollten Jugendliche
dort nicht unterkommen, wird ihnen ein Angebot
auf dem zweiten Ausbildungsmarkt gemacht. Das
Planungsteam der Jugendberufsagentur wird hier-
für ausreichend Plätze zur Verfügung stellen, ins-
besondere über die Berufsqualifizierung mit rund
30 Ausbildungsberufen, dem Hamburger Ausbil-
dungsmodell. Die Berufsqualifizierung beinhaltet
ein Ausbildungsjahr im berufsschulischen Bereich
mit betrieblichen Praktika. Ziel ist es, nach diesem
Jahr die betroffenen Jugendlichen in den ersten
Ausbildungsmarkt zu integrieren. Und auch im An-
schluss lassen wir niemanden verlorengehen. Die
BASFI wird zukünftig alle Jugendlichen, die nach
dem ersten Jahr keinen Ausbildungsbetrieb gefun-
den haben, in außerbetrieblicher Ausbildung bis
zum Ausbildungsabschluss fördern; dafür gab es
übrigens 2013 1447 Plätze.

Eine Übernahme für alle unversorgten Jugendli-
chen aus der schulischen Ausbildungsvorberei-
tung, Stichwort AV-Dual, wird es nicht geben. Ein
Teil der Absolventen, das kann ich aus eigener be-
ruflicher Erfahrung sagen, ist auch nach der Durch-
führung dieser Vorbereitung leider immer noch rat-
suchend. Aber auch diese Jugendlichen geben wir
nicht verloren. Diese Jugendlichen werden wir
auch weiterhin unterstützen und ihnen individuelle
und weiterführende Angebote machen. Die Finan-
zierung der betreffenden Programme aus Bundes-
und Landesmitteln ist jedenfalls in Zukunft gesi-
chert.

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die SPD hat ihre
Hausaufgaben gemacht und ihr Versprechen ein-
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gelöst. Senat und SPD-Fraktion stehen für maßge-
schneiderte Lösungen, nicht für Symbolpolitik.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Toll!)

Wie Sie sehen, hat der SPD-Senat die Punkte 1
bis 3 des Antrags der Fraktion DIE LINKE schon
umgesetzt, und eine allgemeine Ausbildungsumla-
ge halten wir nicht für zielführend. Daher wird mei-
ne Fraktion den von der Fraktion DIE LINKE einge-
brachten Antrag ablehnen.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Das ist aber über-
raschend!)

Für den Ihnen vorliegenden Zusatzantrag der
SPD-Fraktion bitten wir um Zustimmung. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Schwieger. – Das Wort hat Frau Prien
von der CDU-Fraktion.

Karin Prien CDU: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Das Thema bearbeiten wir heute in
extenso, ich werde also darauf verzichten, Ihnen
eine weitere Rede dazu vorzulesen. Ich werde ver-
suchen, Ihnen ein paar Gedanken zu präsentieren.

In gewisser Weise ist heute ein Tag der Déjà-vu-
Anträge.

(Finn-Ole Ritter FDP: Tag der Arbeit!)

Ich hatte dieses Déjà-vu bei der FDP, und bei den
LINKEN habe ich es auch. Den Antrag kenne ich,
wir haben ihn, glaube ich, 2012 in dieser Form
schon einmal gesehen. Er war damals falsch, er ist
auch heute falsch, und wir werden ihm selbstver-
ständlich nicht zustimmen. Das ist aber für Sie,
meine Damen und Herren von der SPD, überhaupt
kein Grund, sich zu freuen. Es ist deshalb kein
Grund, sich zu freuen, weil die Situation natürlich –
und da haben Sie recht, Frau Heyenn – ernst ist.
Sie ist so ernst, dass man sich mit ihr auseinander-
setzen muss. Jeder Jugendliche, der trotz eines
allgemeinbildenden Abschlusses, der zur Aufnah-
me einer dualen Berufsausbildung qualifiziert, nicht
in eine Ausbildung kommt, ist einer zu viel, und es
sind im Moment eine ganze Menge zu viel. Wenn
angesichts der Quoten, wie sie derzeit beim Be-
rufsübergang erreicht werden, einer von uns
2008/2009 eine Rede gehalten hätte, wie Sie es
getan haben, Herr Schwieger, dann hätten Sie ihn
in der Luft zerrissen.

(Jan-Hinrich Fock SPD: Wir sind doch erst
am Anfang! Mein Gott!)

Diese Selbstzufriedenheit mit dieser schlechten
Umsetzung, die Sie heute zur Schau gestellt ha-
ben – schämen Sie sich. Ich habe es Ihnen letz-
tens schon einmal gesagt.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Und dann fand ich sehr spannend – ich will es Ih-
nen nicht vorenthalten –, dass das ein zentrales
Reformvorhaben des Senats ist. Wenn ich mir ein-
mal überlege, wer die gesamte Vorarbeit zu die-
sem zentralen Reformvorhaben gemacht hat, dann
war das sicherlich nicht die SPD, sondern es war
Schwarz-Grün und wir alle gemeinsam Anfang
2011. Leider, Herr Senator – das muss man Ihnen
tatsächlich vorwerfen –, ist das mit der Umsetzung
bisher noch nicht richtig gelungen. Sie haben es
vorhin bei einem Ihrer Redebeiträge selber einge-
räumt.

Die Jugendberufsagentur ist eine sinnvolle Einrich-
tung, aber sie ist natürlich kein Reparaturbetrieb
für die Schule. Es ist nicht so, dass wir alle darauf
warten könnten, dass die Jugendberufsagentur,
wenn sie denn einmal anfängt, richtig zu arbeiten –
und darauf warten wir im Moment noch, wir sind da
erst ganz am Anfang –, alle Probleme beseitigen
wird und die Fehler, die an den Schulen gemacht
werden, dort allesamt repariert werden. Das wäre
eine völlige Überforderung dieser an sich auch von
uns sehr begrüßten Institution. Das Problem ist ein
anderes, dass Sie nämlich mit Ihrer Berufs- und
Studienorientierung – und da sind wir wieder bei
den Schulen, genauer den Stadtteilschulen – nie
so richtig vorangekommen sind. Das haben Sie
heute tatsächlich selber eingeräumt. Richtig ver-
pflichtend geht es erst jetzt im Sommer 2014 los.
Wenn ich mir überlege, dass das Problem seit
2008 intensiv diskutiert wird und es in 2011 einen
gemeinsamen Beschluss gab, dann zeigt die Um-
setzung in 2014, dass Sie sich eine Menge Zeit
gelassen haben. Das hat viel zu lange gedauert.
Da haben wir tatsächlich ein Umsetzungsproblem,
und da müssen Sie ran, Herr Senator. Es geht da-
bei im Wesentlichen wieder um das Thema Diffe-
renzierung. Da würde ich dann doch noch einmal
Frau von Treuenfels beispringen wollen: Transpa-
renz ist auch in diesem Bereich sehr wichtig. Dass
Sie die Ergebnisse von KESS 12 und KESS 13 im-
mer noch nicht auf den Tisch legen und sich mit
Händen und Füßen dagegen wehren, die Daten zu
veröffentlichen, ist in diesem Zusammenhang alles
andere als hilfreich.

(Beifall bei der CDU)

Eine weitere Bemerkung: Das mit den Wohnhei-
men für Auszubildende haben Sie irgendwie auch
nicht auf die Reihe bekommen. Es hat Jahre ge-
dauert, weil Sie sich intern nicht einig werden
konnten. Dabei wäre das eine wichtige Maßnahme
gewesen, um die Situation der Auszubildenden in
unserer Stadt wirklich zu verbessern. Schade,
dass Sie auch das nicht auf die Reihe bekommen
haben.

Trotzdem finde ich diesen Antrag aktionistisch –
das ist nun wiederum an die Adresse der LINKEN
gesagt –, und Aktionismus ist hier falsch am Platz.
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Wir haben gemeinsam viele vernünftige Sachen
auf den Weg gebracht, die jetzt vernünftig umge-
setzt werden müssen. Die Zeit dafür läuft, Ihre Uhr
läuft,  Herr  Senator. Aber bevor man  jetzt aktio-
nistisch irgendwelche zusätzlichen dirigistischen
Maßnahmen fordert, sollten wir das erst einmal ge-
meinsam machen, und dann kann man über weite-
re Maßnahmen nachdenken. Hamburg ist hier an
sich auf einem guten Weg, nur muss das jetzt kon-
sequent umgesetzt werden.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Prien. – Das Wort hat nun Frau Dr. von
Berg von der GRÜNEN Fraktion.

Dr. Stefanie von Berg GRÜNE: Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Es ist wirklich ein Déjà-
vu. Die eigentliche Debatte haben wir schon in der
Aktuellen Stunde geführt. Ich möchte aber den-
noch kurz erläutern, wie wir zu dem Antrag stehen,
und auch, wie wir unser Abstimmungsverhalten
hergeleitet haben.

Was das Petitum 1 anbelangt, so sehen wir in der
Tat Handlungsbedarf. Ich könnte jetzt, wie die Kol-
legen aus der SPD-Fraktion, auch ein bisschen
aus dem Nähkästchen plaudern, ich bin auch Be-
rufsschullehrerin.  Es  ist  tatsächlich so,  dass  der
erste Schulabschluss, früher Hauptschulabschluss
genannt, noch nicht automatisch die Berufsreife
bescheinigt. Das ist in der Tat ein Beschluss, den
die SPD noch nicht umgesetzt hat. Deswegen fin-
de ich es richtig, dass die LINKEN noch einmal
darauf hinweisen und auf Umsetzung drängen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das zweite Petitum ist zwar im Prinzip und vom
Ansatz her richtig, allerdings – und das haben wir
heute auch in unserer Pressemitteilung gesagt –
haben wir noch keine Zahlen vorliegen. Sollte sich
die Vermutung der LINKEN bestätigen, dass nicht
alle Schulabgängerinnen und Schulabgänger, die
berufsreif sind und eine Ausbildung angehen wol-
len, auch einen Ausbildungsplatz bekommen, dann
werden wir Ihnen gern beispringen. Im Moment
sieht es für uns aber noch nicht so aus, denn wir
haben keine konkreten Zahlen. Sie haben selber
noch zwei Anfragen eingereicht, um in Erfahrung
zu bringen, wie viele Ausbildungsplätze es wirklich
im Hamburger Ausbildungsmodell gibt und ob die
tatsächlich nachgefragt wurden. Wir brauchen jetzt
noch ein paar Tage, bis die Zahlen vorliegen.
Wenn es so sein sollte, dass da ein Mangel
besteht, dann kritisieren wir das auch. Im Moment
sieht es aber für uns noch nicht so aus, und des-
wegen finden wir es kritisch, dem Senat an dieser
Stelle bereits so stark in die Parade zu fahren; wir
warten hier noch ab. Wir werden trotzdem dem Pe-
titum im Prinzip zustimmen, weil der Ansatz richtig
ist.

Was das Petitum 3 anbelangt, sind wir auch abso-
lut der Auffassung, dass die Nahtlosigkeitsrege-
lung selbstverständlich auch für diese Jugendli-
chen gelten muss.

Petitum 4 – das haben wir heute in der Aktuellen
Stunde schon gehabt – sehen wir tatsächlich auch
kritisch. Das kann in Einzelfällen – Herr Rose hat
es ausgeführt – wie bei der Altenpflege sehr sinn-
voll sein, aber flächendeckend lehnen wir GRÜ-
NEN eine Ausbildungsplatzumlage ab.

Zum SPD-Antrag: Er tut niemandem weh, er ist
Papier, aber mehr ist er auch nicht. Er ist nicht
falsch, und deswegen stimmen wir ihm zu, aber wir
glauben nicht, dass er irgendetwas bewirken wird.
Ablehnen können wir ihn auch nicht, aber er tut
niemandem weh.

Ich würde gerne zum Abschluss noch eine gene-
relle Bemerkung machen. Wir tun so, als ob alle
Jugendlichen sofort und nahtlos in die duale Aus-
bildung kommen müssten. Wir GRÜNEN möchten
einfach noch einmal sagen, dass es auch Wege
links und rechts der Berufsausbildung gibt. Wer
gerne in eine duale Berufsausbildung möchte, der
soll das auch können, und es ist unsere Aufgabe
als Staat, dafür zu sorgen. Aber es gibt auch noch
andere individuelle Wege, es kann sein, dass sich
jemand für ein FSJ oder für ein freiwilliges ökologi-
sches Jahr entscheidet, vielleicht einen Bundes-
freiwilligendienst absolvieren möchte oder tatsäch-
lich die Schullaufbahn weiter verfolgen möchte und
vielleicht auch einfach einmal andere Dinge tun
möchte, die bunten Blumen links und rechts des
Weges pflücken. Daher sind wir GRÜNEN nach
wie vor für individuelle Lebens- und Berufsbiografi-
en und nicht nur für ein letztendlich auch neolibe-
rales "Von der Schule in die Ausbildung und links
und rechts gibt's nicht". – Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Dr. von Berg. – Das Wort hat jetzt Frau
von Treuenfels von der FDP-Fraktion.

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP:* Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren,
liebe Kollegen! Wir haben diese Debatte heute
schon in der Aktuellen Stunde geführt und das Für
und Wider einer Ausbildungsabgabe besprochen.
Ehrlich gesagt kann ich den Schulsenator nur weit-
gehend auffordern – das ist mein Part, den ich
heute zu diesem Thema beisteuern möchte –, die
Stadtteilschulen in Sachen Berufsberatung zu un-
terstützen und das, was er uns heute hier verspro-
chen hat, die Verzahnung zur Wirtschaft weiter
auszubauen, auch wirklich umzusetzen, denn das
ist aus meiner Sicht schulpolitisch das A und O.
Hier kommen die Jugendlichen das erste Mal mit
der Wirtschaft in Berührung und kommen in eine
Ausbildung, und das ist für mich das Wichtigste.
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Der Rest ist heute schon gesagt worden, deswe-
gen werde ich dazu nichts mehr sagen. Wie wir vo-
tieren, das hat Herr Kluth heute schon genau be-
gründet. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau von Treuenfels. – Das Wort hat Frau
Heyenn von der Links-Fraktion.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Dass ich noch einmal
reden muss, daran hat Herr Schwieger Schuld.

(Jens-Peter Schwieger SPD: Ich ertrage es
mit Würde, Frau Heyenn! – Präsidentin Ca-
rola Veit übernimmt den Vorsitz.)

Herr Schwieger, Sie haben uns immer noch nicht
erklären können, was eine begründete Berufswahl-
entscheidung ist. Woran misst man das eigentlich?
Das hätte ich gerne gewusst. Dann haben Sie das
BIBB erwähnt, und das kann ich Ihnen nun leider
nicht ersparen. In Ihrem Antrag steht folgender Ab-
satz:

"Die Differenz zwischen unbesetzten Ausbil-
dungsplätzen und unversorgten Bewerberin-
nen und Bewerbern ist nur zum Teil ein
quantitatives Problem, denn die beruflichen
Wünsche und schulischen Abschlüsse der
jungen Menschen decken sich oft nicht mit
den angebotenen Ausbildungsberufen und
Anforderungen. Die wesentliche Aufgabe
besteht daher darin, Angebot und Nachfrage
der Ausbildungsplätze nicht nur quantitativ,
sondern auch qualitativ zur Deckung zu brin-
gen […]".

Damit schieben Sie natürlich den Schwarzen Peter
den Jugendlichen zu, und die objektiven Gründe
werden die subjektive Schuld. Nun haben Sie das
BIBB zitiert, und das tue ich jetzt auch. Das BIBB
hat eine Analyse des Ausbildungsstellenmarkts
2013 vorgenommen. Sie haben vom BIBB 2012
gesprochen, Herr Kluth hat heute auch davon ge-
sprochen und ich habe den Ausbildungsmarktbe-
richt 2013. In diesem Bericht unterteilt das BIBB
den ganzen Markt in vier Regionen. Die erste Re-
gion sind die Regionen ohne Probleme. Fazit von
BIBB: Hamburg gehört nicht dazu. Die zweite Re-
gion sind die Regionen mit Besetzungsproblemen.
In ihnen gibt es wenige erfolglose Bewerberinnen
und Bewerber, aber viele unbesetzte Ausbildungs-
plätze. Fazit von BIBB: Hamburg gehört nicht da-
zu. Die dritte Region sind die mit den Passungs-
problemen; davon ist neulich auch schon gespro-
chen worden. In ihnen gibt es viele erfolglose Be-
werberinnen und Bewerber und viele unbesetzte
Ausbildungsplätze. Und was sagt das BIBB? Ham-
burg gehört nicht dazu, auch wenn Sie in Ihrem
Antrag uns etwas anderes weismachen wollen.
Dass es keine Passungsprobleme gibt, erkennt

man auch daran, dass Ende September letzten
Jahres nur 6 Prozent aller Ausbildungsplätze nicht
besetzt waren, das heißt, dass die Jugendlichen
quasi alles genommen haben, was ihnen in Ham-
burg angeboten wurde. Und die vierte Region sind
die Regionen mit den Versorgungsproblemen laut
BIBB. In ihnen gibt es viele erfolglose Bewerberin-
nen und Bewerber und nur wenige unbesetzte
Ausbildungsplätze. Da sagt das BIBB, Hamburg
gehöre zu dieser Region mit den Versorgungspro-
blemen und sei sogar führend bei den Versor-
gungsproblemen. Dazu führt das BIBB eindeutig
aus – ich zitiere –:

"Die höchsten Anteile erfolgloser Ausbil-
dungsstellenbewerber […] wurden 2013 in
den Ländern Hamburg (28,7 %), Nieder-
sachsen (19,4 %), Schleswig-Holstein (19,2
%) und Bremen (18,6 %) gemessen."

Deutlicher geht es wirklich nicht, und es muss et-
was getan werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Herr
Senator Scheele.

Senator Detlef Scheele: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Hier muss einmal ein bisschen
aufgeklärt werden, was wir eigentlich tun, da
scheint einiges nicht angekommen zu sein. Zur
Frage qualifizierter Berufswahlentscheidung haben
wir fünfmal erklärt, was sich dahinter verbirgt. Da-
hinter verbirgt sich der Versuch der Schulen, mit
jeweils einem Berufsorientierungslehrer an jeder
Stadtteilschule dafür zu sorgen, dass am Ende von
Klasse 9 eine Entscheidung des Jugendlichen für
eine Berufsfamilie fällt, damit die ganze Klasse 10
zur Ausbildungsplatzsuche zur Verfügung steht.
Dahinter verbirgt sich nicht das, was Sie zu kon-
struieren versuchen. Dahinter verbirgt sich nicht,
den Eindruck zu erwecken, einige Jugendliche sei-
en geeignet oder nicht. Dahinter verbirgt sich das
genaue Gegenteil: Jeder Jugendliche soll sich in
einer Berufsfamilie auskennen und über die mini-
malen fünf Berufe endlich hinauskommen. Er soll
nicht nur Mechatroniker oder Bürokauffrau werden,
sondern er soll die ganze Berufswahlpalette von
340 Berufen mit seinem Lehrer zumindest einmal
durchgescannt haben; darum geht es.

(Beifall bei der SPD)

Das haben wir mindestens fünfmal erklärt, aber ich
erkläre es gerne ein sechstes Mal, damit es sitzt.
Wir haben diesen Unsinn, wenn ich das so sagen
darf, zwischen Ratsuchenden und Ausbildungs-
platzsuchenden abgeschafft. Genau dieses Sys-
tem haben wir abgeschafft bei der Agentur für Ar-
beit in Hamburg. Es werden alle Jugendlichen ge-
zählt, egal, ob dieses schreckliche Wort der Be-
rufsreife im Spiel ist oder nicht. Darum geht es
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nicht,  hier  herrscht  klareTransparenz bei der Sta-
tistik. Jeder Jugendliche, der die Schule verlässt,
egal wie gut er ist und was die Agentur von ihm
hält, ist in der Statistik drin. Das gibt es sonst nir-
gendwo. Ob Sie es glauben oder nicht, das ist Ihr
Problem, so ist es aber.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von Mehmet Yil-
diz DIE LINKE)

– Herr Yildiz, wir haben es Ihnen auch schon fünf-
mal erklärt.

Ich wollte gerne klarstellen, dass sich dahinter kei-
ne Verschleierung verbirgt, sondern maximale
Transparenz, die es in keinem anderen Bundes-
land gibt.

Zur Frage, ob jeder einen Platz bekommen kann:
Die Zahl der Jugendlichen, die unmittelbar nach
dem Abgang von der Schule einen ungeförderten
Ausbildungsplatz, ob dual oder Fachschule, aufge-
nommen haben, ist von 25 Prozent in 2011 auf
39 Prozent in 2012 und auf 43 Prozent in 2013 ge-
stiegen, von 25 Prozent auf 43 Prozent in zwei
Jahren. Das ist eine gute Leistung, und das kann
man ruhig einmal würdigen,

(Beifall bei der SPD)

weil hinter jedem Prozent ein Jugendlicher steht,
der diese schwierige Klippe Übergang Schule-Be-
ruf – und wenn man da scheitert, ist man lange im
Grundsicherungssystem – gemeistert hat. Wir ach-
ten darauf, dass wir von allen Jugendlichen wis-
sen, die vor den Hamburger Sommerferien die
Schule verlassen, wohin sie nach den Ferien ge-
hen wollen, ob in eine Lehrstelle oder in eine aus-
bildungsvorbereitende Maßnahme, AV-Dual. Hier
haben schon einige kritisiert, dass wir so genau
nachfragen, aber wir fragen so genau nach, weil
wir ihnen helfen wollen. Wir fragen nach, wir
schreiben, wir telefonieren und wir gehen notfalls
hin, damit die Jugendlichen in einer schwierigen
Lebensphase eine Unterstützung dabei haben, das
angebotene Angebot auch anzunehmen. Wie kann
man das kritisieren? Das kann man nur kritisieren,
wenn man die Jugendlichen alleine lassen will. Et-
was anderes haben Sie offensichtlich nicht vor.

(Beifall bei der SPD)

Wer dann keinen Ausbildungsplatz hat, bekommt
zunächst AV-Dual. Da ist die Schulbehörde noch
zuständig, das wissen Sie auch alles, und das ist
immer eine Kombination aus betrieblicher und
schulischer Ausbildung, weil wir natürlich hoffen,
dass die Jugendlichen möglichst schnell von staat-
licher Ausbildung in betriebliche Ausbildung wech-
seln, damit an die Ausbildung auch wirklich Arbeit
anschließt und nicht wieder eine Lücke entsteht,
dass der Staat ausbildet und danach wird ein Aus-
bildungsplatz gesucht. Wenn es da auch nicht
klappt, gibt es Berufsvorbereitung dual nach dem
gleichen Strickmuster von uns und der Bundes-

agentur für Arbeit. Und wenn es da nicht klappt,
gibt es 1200 überbetriebliche Ausbildungsplätze.
Wir haben für jeden einen Platz. Ich will nicht in
Abrede stellen, dass uns auch einer von der Angel
geht, aber wir haben für jeden einen Platz in die-
sem gestuften Verfahren, das immer auf Ausbil-
dung abzielt und das in der Tat keine Nebenwege
zulässt, weil die Jugendlichen ohne Berufsausbil-
dung eine ausgesprochen schlechte Perspektive in
diesem Land haben. Wir müssen ihnen beistehen
in  der   schwierigen   Situation,   gerade wenn  sie
leistungsgemindert sind oder schwierige Elternhäu-
ser haben, damit auch sie in mehreren Schritten
den Sprung von der Schule in die Berufsausbil-
dung schaffen. Wenn Sie sich anschauen würden,
was wir getan haben, dann würden Sie zu anderen
Ergebnissen kommen als zu dem, was Ihr Antrag
ausdrückt. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Wenn keine weiteren
Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zu den Ab-
stimmungen, zunächst zum Überweisungsbegeh-
ren.

Wer möchte die Drucksache gern an den Schul-
ausschuss überweisen? – Die Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Damit ist dieses Überweisungsbe-
gehren abgelehnt.

Wir kommen zu den Abstimmungen in der Sache,
zunächst zum Antrag der LINKEN aus Drucksache
20/11913. Hier möchte die GRÜNE Fraktion Zif-
fer 4 separat abstimmen lassen.

Wer möchte also dem Antrag der LINKEN mit Aus-
nahme der Ziffer 4 seine Zustimmung geben? –
Die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit hat der
Antrag mit Ausnahme der Ziffer 4 keine Mehrheit
gefunden.

Wer möchte Ziffer 4 annehmen? – Gegenprobe. –
Enthaltungen? – Dann ist auch Ziffer 4 abgelehnt.

Wir kommen zum SPD-Antrag, Drucksache 20/
12013. Auch hier möchte die FDP-Fraktion Ziffer 4
separat abstimmen lassen.

Wer möchte also auch diesem Antrag mit Ausnah-
me von Ziffer 4 seine Zustimmung geben? – Die
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist dann
mehrheitlich so angenommen.

Wer möchte auch Ziffer 4 annehmen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Dann ist auch Ziffer 4 mehr-
heitlich so beschlossen.

Wir kommen zu Punkt 26, Drucksache 20/11889,
Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, GRÜNEN
und FDP: Überdeckelung der A 7 in Altona, Stellin-
gen und Schnelsen – Der Baubeginn in Stellingen
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ist erst der Anfang – Bürgerschaft unterstützt "Alto-
naer Konsens".

[Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, GRÜNEN
und FDP:
Überdeckelung der A 7 in Altona, Stellingen
und Schnelsen – Der Baubeginn in Stellingen
ist erst der Anfang – Bürgerschaft unterstützt
"Altonaer Konsens"
– Drs 20/11889 –]

Das Wort wird dazu gewünscht, und Herr Dr. Dres-
sel von der SPD-Fraktion beginnt.

Dr. Andreas Dressel SPD: Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Zu fortgeschrittener Stunde
ein interfraktioneller Antrag, da muss man es gar
nicht so unendlich lang machen.

(Olaf Ohlsen CDU: Nee, mach das kurz!)

– Warten Sie mal ganz kurz ab.

Zunächst einmal ein herzliches Willkommen im Na-
men des ganzen Hauses an die Bürgerinitiative
"Ohne Dach ist Krach", die so lange hier ausgehal-
ten hat.

(Beifall bei allen Fraktionen)

In Geduld ist die Bürgerinitiative geübt, sowohl was
heute das lange Warten auf die Debatte angeht als
auch was die Projektrealisierung für den Deckel
betrifft. Deshalb haben Sie Ihr 20-jähriges Beste-
hen feiern können, und das ist auch noch einmal
einen Applaus wert, denn Bürgerinitiativen, die so
lange durchhalten und sich so konstruktiv für ein
so wichtiges Stadtentwicklungsprojekt durchge-
setzt haben, gibt es nicht so häufig in Hamburg. Al-
so auch da noch einmal der Glückwunsch des gan-
zen Hauses.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Wir haben hier in der Tat nicht nur ein Altonaer
Thema, sondern ein Thema von hamburgweiter
Bedeutung, dieses wichtige stadtentwicklungspoli-
tische Projekt voranzubringen. Wir haben die Vor-
lage der Bezirksversammlung Altona, die die For-
derungen zu dem langen Deckel in einem Altonaer
Konsens am 27. März 2014 noch einmal formuliert
hat. Das ist auch nicht so häufig der Fall und zeigt
einmal mehr, dass die Bürgerschaft – und der Se-
nat genauso – sich sehr respektvoll mit Bezirksver-
sammlungen auseinandersetzt, obwohl gelegent-
lich anderes in dieser Stadt behauptet wird. Dass
wir diesen Altonaer Konsens, einen Konsens aus
dem Bezirk, hier als Hamburger Konsens fort-
schreiben wollen, ist keine Sache, die besonders
häufig passiert, und dass uns das gelingt, darauf
können wir schon gemeinsam ein bisschen stolz
sein, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und bei Jens Kerstan
GRÜNE)

Das Zustandekommen dieses Antrags war nicht
nur einfach; das wird sicherlich auch von einigen
Rednern gleich im Einzelnen noch nachgezeichnet
werden. Wir sagen aber als Bürgerschaft klar, dass
wir den langen Deckel auch in Altona wollen, gera-
de dort, wo dieses Projekt vor 20 Jahren zum ers-
ten Mal mit erdacht worden ist. Da kann es nicht
sein, dass am Schluss der Bezirk Altona bei dem
Projekt abgehängt wird, und das bekunden wir als
Bürgerschaft mit diesem Antrag eindeutig.

(Beifall bei der SPD und bei Jens Kerstan
GRÜNE)

Wir haben mehrere Petita. Die entscheidenden
Punkte sind einerseits der Auftrag in Richtung Se-
nat, der bis zum ersten Quartal 2015 eine Ent-
scheidungsvorlage zu allen Kostenfragen, allen
Projektrisiken und allen Fragestellungen, die tech-
nisch zu bewerten sind, vorlegen muss. Es ist auch
richtig und wichtig, dass wir in Zeiten von Elbphil-
harmonie und anderen Projekten, wo die Kosten
doch reichlich aus dem Ruder gelaufen sind, jetzt
nicht einfach Blankoschecks ausstellen, sondern
sagen, dass solide nach den Prinzipien des kos-
tenstabilen Bauens vorbereitet und geplant werden
muss, aber mit der klaren Zielsetzung, dass der
lange Deckel gelingt. Das ist der eine Auftrag in
Richtung des Senats.

Das Zweite, und damit will ich dann auch relativ
schnell zum Schluss kommen, ist, dass wir uns
wünschen, dass aus dem Altonaer Konsens, der
heute ein Hamburger Konsens wird, am besten
auch ein Berliner Konsens wird. Dies ist ein Projekt
von nationaler Bedeutung weit über Hamburg hin-
aus, und deshalb ist es gut, dass verschiedene
Bundestagsabgeordnete von unterschiedlichen
Parteien jetzt schon angekündigt haben, dass sie
auf Basis dieses Beschlusses der Bürgerschaft in
Berlin aktiv werden wollen, auch gegenüber dem
Bundesverkehrsminister und dem Bundesfinanzmi-
nister, und schauen wollen, was an den einzelnen
Stellschrauben noch getan werden kann – Stich-
wort Autobahnmeisterei, als besonderer Punkt
Stichwort Verwertungsinteressen des Bundes –,
damit dort noch weitere Finanzierungspotenziale
gehoben werden, um dieses Projekt auch in der
Vollständigkeit, wie wir es heute hier beschlossen
haben, auf den Weg zu bringen. Ich sage noch
einmal danke an alle, die an dem Antrag mitgear-
beitet haben, und frage mich eigentlich nur, warum
DIE LINKE nicht mit dabei ist.

(Olaf Ohlsen CDU: Das wundert mich gar
nicht! – Christiane Schneider DIE LINKE:
Das erklären wir gleich!)

Dazu kommen wir gleich noch, aber eigentlich hät-
te es der Sache gut angestanden, wenn auch DIE
LINKE mit dabei gewesen wäre. Schön ist, dass
die anderen mit dabei sind. – Einen schönen
Abend und eine gute Beschlussfassung.
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(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRÜNEN)

Präsidentin Carola Veit: Noch sind wir nicht am
Ende. – Jetzt bekommt zunächst Herr Roock von
der CDU-Fraktion das Wort.

Hans-Detlef Roock CDU: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Herr Dr. Dressel, ohne Dach
ist Krach. So heißt die Initiative, die seit mehr als
zwei Jahrzehnten für den langen Deckel kämpft.
Darüber gibt es in Altona schon lange den Altonaer
Konsens. Die Idee, aus dem Altonaer Konsens
endlich auch einen Hamburger Konsens zu ma-
chen, kam von der Deckelinitiative, die meinen
Fraktionsvorsitzenden Herrn Wersich bei einem
Stadtteilbesuch darauf ansprach. Diese sinnvolle
Anregung hat er aufgenommen und umgehend alle
Fraktionen in diesem Hause angeschrieben und
gebeten, für dieses wichtige und herausragende
städtebauliche Projekt einen Hamburger Konsens
auf Landesebene zu erarbeiten.

(Beifall bei der CDU)

Der erste Vorschlag kam dann von Ihnen, Herr
Dr. Dressel, und er ging in dem Abstimmungspro-
zess zwischen den Fraktionen gefühlte 20-mal hin
und her. Sie haben recht, das war nicht einfach,
aber das ist auch nichts Schlimmes, denn ent-
scheidend ist, dass im jetzt vorliegenden Ergebnis
die Kernpunkte klar herausgearbeitet wurden. Und
die Kernpunkte sind, dass wir an der Zielsetzung
des vollständigen Deckels von der Behringstraße
bis zur ehemaligen Polizeischießanlage festhalten.
Des Weiteren soll auch der Bereich zwischen An-
schlussstelle Othmarschen und S-Bahn-Überfüh-
rung mit einem Volldeckel versehen werden. Da
der Bund im Hinblick auf den achtstreifigen Ausbau
der A 7 wahrscheinlich nur seinen gesetzlichen
Verpflichtungen für Lärmschutz nachkommen wird,
ist noch einmal deutlich klargestellt, dass die Ham-
burger Ergänzungen, die für eine vernünftige städ-
tebauliche Entwicklung notwendig sind, aus den
Grundstückserlösen und dem Hamburger Kern-
haushalt zu finanzieren sind.

Meine Damen und Herren! Wir freuen uns, dass
vier Fraktionen in diesem Haus hinter diesem
Hamburger Konsens stehen und damit aus Ham-
burg ein deutliches Zeichen in Richtung des Bun-
des gesetzt wird, aber auch deutlich wird, dass
auch der Senat seiner Verpflichtung nachkommen
muss. Der Bürgerinitiative "Ohne Dach ist Krach"
zollen wir hohen Respekt und Dank. Sie hat uner-
müdlich seit mehr als 20 Jahren konstruktiv für die
Realisierung des Projekts, welches nicht nur dem
Lärmschutz, sondern auch der Stadtreparatur dient
und eine großartige städtebauliche Entwicklung er-
möglicht, gearbeitet. In Altona ist die Idee entstan-
den, und in Stellingen wird derzeit mit der Umset-
zung begonnen. Daher kann ich eine gewisse Ent-

täuschung der Initiative und auch Befürchtungen
hinsichtlich der Finanzierung für den Altonaer Teil
verstehen. Es wäre geradezu zynisch, wenn aus-
gerechnet der Stadtteil keinen Volldeckel erhielte,
in dem die Initiative ihren Anfang genommen hat.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, es würde zu
Recht unsere politische Glaubwürdigkeit immens
beschädigen.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Andreas
Dressel SPD und Jens Kerstan GRÜNE)

Umso wichtiger ist es jetzt, dass der Senat die Pla-
nungen für den langen Deckel auf Grundlage seri-
öser Kostenermittlungen vorantreibt und der Bür-
gerschaft die Vorplanungen Anfang nächsten Jah-
res vorlegt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Deshalb be-
schließen wir es ja heute!)

Jetzt kommt vielleicht noch eine kritische Anmer-
kung von mir, Herr Dr. Dressel. Bedenklich ist in
diesem Zusammenhang allerdings, dass der Alto-
naer Baudezernent einem Investor, der sich für ein
Grundstück am Rande des langen Deckels interes-
siert, mit auf den Weg gegeben hat, dass es längst
entschieden sei, dass der lange Deckel nicht reali-
siert wird, und er eventuelle Wohnungsbauabsich-
ten zurückstellen müsse. Ich glaube, das passt
auch nicht in Ihre Politik, und hier erwarte ich vom
Senat eine Klarstellung in Richtung des Be-
zirksamts Altona.

Meine Damen und Herren! Wo ein Wille ist, da ist
ein langer Deckel. Meine Fraktion hat den Willen
für den langen Deckel, und die Fraktionen, die
heute diesen Hamburger Konsens beschließen,
bekennen sich ebenfalls zur Realisierung des lan-
gen Deckels. Altona braucht den langen Deckel,
denn ohne Dach ist Krach. – Danke schön.

(Beifall bei der CDU, vereinzelt bei der SPD
und bei Jens Kerstan GRÜNE)

Präsidentin  Carola  Veit:  Nun  bekommt  Jens
Kerstan von der GRÜNEN Fraktion das Wort.

Jens Kerstan GRÜNE: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Es ist ein wichtiger und ein gu-
ter Beschluss, den wir heute hier fassen wollen,
denn in der Tat sind wir jetzt dabei, einem langen
Kampf hoffentlich eine gute Wendung zu geben
und mit den Bürgerinnen und Bürgern vor Ort in
der Altonaer Initiative "Ohne Dach ist Krach" ein
wichtiges städtebauliches Projekt voranzubringen,
das Zehntausende Menschen vor gesundheits-
schädlichem Lärm schützen wird und eine Barriere
in einem Stadtteil zu überwinden hilft, was einen
großen Fortschritt für die Lebensqualität in diesem
Stadtteil bringen wird. Insofern bin ich froh, dass
wir uns hier mit großer Mehrheit zu diesem Ziel be-
kennen werden.
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(Beifall bei den GRÜNEN, vereinzelt bei der
SPD und bei Hans-Detlef Roock CDU)

Das ist ein großes Projekt aus der letzten Legisla-
turperiode, und es war nicht selbstverständlich,
dass sich hier ein Senat entschließt, den Deckel
über die 730 Meter hinaus, die der Bund bereit ist
zu finanzieren, auf 2030 Meter zu verlängern. Zu
dem Hamburger Anteil: Es ist gut, dass wir uns
jetzt auch mit anderen Mehrheitsverhältnissen in
dieser Legislaturperiode eindeutig dazu bekennen.
Und es ist ein besonders gutes Zeichen, dass wir
uns, wie im Altonaer Konsens geschehen, auch
hier in der Bürgerschaft einig sind, dass diese
2030 Meter nicht ausreichen und der Deckel nach
Süden verlängert werden soll, gerade in den Be-
reich der Initiative in Altona, wo dieses Projekt vor
vielen Jahren angestoßen wurde. Auch das ist ei-
ne gute Botschaft.

(Beifall bei den GRÜNEN, vereinzelt bei der
SPD und bei Hans-Detlef Roock und Birgit
Stöver, beide CDU)

Ich freue mich insbesondere – und da möchte ich
Andreas Dressel, aber auch der Mehrheitsfraktion
danken –, dass Sie sich in diesem Antrag ohne
Wenn und Aber zu dem Hamburger Deckel von
2030 Metern bekennen. Wir wissen, dass das kei-
ne Kleinigkeit ist, denn es ist auch bekannt, dass
die federführende Behörde und gerade auch der
dortige Staatsrat in den letzten Wochen und Mona-
ten häufiger durch die Stadt gerannt ist und von ei-
nem Plan B gesprochen hat. Das klare Bekenntnis,
das wir in diesem Antrag beschlossen haben,
schiebt solchen Überlegungen in der BWVI einen
Riegel vor und bekennt sich dazu, dass es nicht
sein kann, dass Hamburg, sollte der Bund unter
Umständen durch mehr Finanzmittel eine Verlän-
gerung des Deckels nach Süden ermöglichen,
dann auf einmal die Verpflichtung im Norden auf-
heben und den Deckel, so wie er bereits in der
letzten Legislaturperiode beschlossen wurde, ver-
kürzen könnte. Das wäre wirklich ein falscher Weg,
und ich freue mich einfach, dass da die Mehrheits-
fraktion ihrer Verantwortung gegenüber den Men-
schen in Altona, aber auch gegenüber der Initiative
gerecht geworden ist und sich in diesem Punkt sol-
chen Überlegungen im Senat entgegengestellt hat.
Das ist auch etwas, worauf wir hier im Parlament
stolz sein können und wo es richtig und gut war,
dass wir so lange gerungen haben, damit ein sol-
cher einfacher Ausweg in einem wichtigen Projekt
nicht kommt. Dafür möchte ich noch einmal dir, lie-
ber Andreas, aber auch der Mehrheitsfraktion ganz
herzlich danken.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD und der CDU)

Natürlich kann man den Bund fragen, ob er jetzt
auch bereit ist, für den Hamburger Verantwor-
tungsteil mehr Geld herauszurücken. Fragen kos-
tet ja nichts, aber da der Bund nicht einmal in der

Lage ist, seinen gesetzlichen Verpflichtungen bun-
desweit ohne Probleme nachzukommen, ist es we-
nig wahrscheinlich, dass er vor dem Hintergrund
zum freiwilligen Anteil Hamburgs noch Geld dazu-
gibt. Fragen kostet nichts. Uns war wichtig, dass
es kein Junktim geben darf, und wir werden auch
im weiteren Planungsprozess sehr genau im Auge
behalten, dass ein solches Junktim nicht aufge-
macht wird, dass nämlich der Hamburger Deckel
von 2030 Metern Länge nur dann kommen sollte,
wenn der Bund bereit wäre, zusätzliches Geld her-
auszugeben. Insofern war es uns wichtig, und dar-
um hat diese Einigung lange gedauert, sich darauf
zu verständigen, dass die Formulierungen klar
sind.

Auch ich möchte noch einmal eindeutig der Initiati-
ve selbst danken. Sie haben sich in diesen Pro-
zess konstruktiv eingebracht, und das hat mit Si-
cherheit geholfen, dass wir heute diesen guten An-
trag gemeinsam beschließen, der den Bürgerinnen
und Bürgern in Altona endlich das in Aussicht
stellt, wofür sie schon lange gekämpft haben, näm-
lich nicht nur einen Deckel von 2030 Metern Län-
ge, sondern auch die Möglichkeit, ihn nach Süden
noch weiter zu verlängern. Insofern hoffen wir, was
lange währt, wird endlich gut. Da sind wir noch
nicht, und es wird mit Sicherheit am Ende der Vor-
planungen noch eine endgültige Entscheidung ge-
ben, wenn Kosten und Machbarkeit deutlich klarer
untersucht sind und vorgelegt werden, aber heute
gehen wir gemeinsam einen wichtigen Schritt. Ich
möchte noch einmal allen Beteiligten im Parla-
ment, aber auch der Initiative danken, dass das
gelungen ist. – Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD und der CDU – Olaf Ohlsen CDU:
Ja, nun ist auch gut!)

Präsidentin Carola Veit: Jetzt bekommt Herr
Dr. Schinnenburg von der FDP-Fraktion das Wort.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Es ist in der Tat ei-
ne sehr schöne Stunde, die wir hier erleben, und in
der sich immerhin vier von fünf Fraktionen in dieser
wichtigen Sache zusammenfinden und gemeinsam
etwas beschließen. Es ist auch aus einem anderen
Grund eine schöne Stunde, weil es ein Teilerfolg
für die Bürgerinitiative ist, ein Teilerfolg insofern,
als noch viel passieren muss, aber ein Schritt in
die richtige Richtung ist getan. Ich will jetzt gar
nicht bauchpinseln, aber wir haben alle viel mit
Bürgerinitiativen zu tun. Manche sind einfach nur
destruktiv, sie sind grundsätzlich dagegen oder
wollen etwas, sagen aber nicht, wie es geht und
wie es finanziert wird. Diese Bürgerinitiative hat
sehr konstruktiv gearbeitet und konkrete Forderun-
gen gestellt, aber auch konkrete Finanzierungsvor-
schläge vorgelegt. Das ist absolut vorbildlich, und
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daran sollten sich viele Bürgerinitiativen einmal ein
Beispiel nehmen.

(Beifall bei der FDP, der SPD, den GRÜNEN
und vereinzelt bei der CDU)

Wir brauchen eine Verbreiterung der A 7, wir brau-
chen auch eine Überdeckelung. Diese Argumente
wurden schon genannt; ich will sie nicht wiederho-
len. Ich will nur einmal quasi aus dem Bauch her-
aus sagen, dass ich, als ich vor ein paar Jahren
zum ersten Mal von der Galerielösung auf einem
vergleichsweise kurzen Stück hörte, dachte, das
könne doch gar nicht sein. Ich fand die Idee, eine
Galerielösung zu machen, von vornherein absurd.
Ich kann mir vorstellen, dass man sagt, wir wollen
überhaupt keinen Deckel, das ist alles zu teuer;
das würde ich verstehen. Aber wenn ich schon
Hunderte Millionen Euro ausgebe, dann lasse ich
es nicht an gut 10 Millionen Euro scheitern und
mache etwas, was nie wieder geändert werden
kann, denn keiner darf glauben, es werde erst eine
Galerielösung geben und nach 20 Jahren komme
doch der volle Deckel. Das wird nicht passieren.
Wenn, dann muss man gleich für einen richtigen
Volldeckel kämpfen. Die Galerielösung hat mich
nie überzeugt, und 10 oder 15 Millionen Euro
Mehrkosten für einen Volldeckel können eigentlich
nicht der Grund sein, insbesondere deshalb nicht,
wenn man sich anschaut, dass allein die Gesamt-
kosten für Autobahn und Deckel von 2009 bis
2011 um 35 Prozent oder 150 Millionen Euro ge-
stiegen sind, davon allein 34 Millionen Euro für
Hamburg. Dann kann es doch nicht ernsthaft an 10
oder 15 Millionen Euro scheitern. Das Argument
hat mir ehrlich gesagt nie eingeleuchtet.

Jetzt will ich es einmal positiv ausdrücken: Ich
freue mich, dass die SPD nun auch mitmacht. Ich
kann mich noch an den Dezember 2011 erinnern,
da hatten die Oppositionsfraktionen einen Antrag
eingereicht, Drucksache 20/2613, in dem wir einen
Volldeckel beantragt haben, und den hat die SPD
abgelehnt. Aber das ist kein Problem, jetzt haben
Sie die Kurve gekriegt, und das begrüßen wir au-
ßerordentlich. Deshalb stimmen wir diesem Antrag
selbstverständlich auch zu.

Eine Bemerkung möchte ich noch machen – es
klang bei einigen anderen Rednern auch schon
an –: Es ist richtig, den Bund aufzufordern, sich
konstruktiv zu verhalten, aber es wäre grundfalsch,
sich hinter dem Bund zu verstecken. Es geht um
Hamburger Bürger, die einen Vorteil haben sollen,
und zwar um nicht wenige Hamburger Bürger. Bei
den Kostenrelationen, die ich gerade genannt ha-
be, kann sich Hamburg nicht auf Dauer hinter dem
Bund verstecken. Der Volldeckel muss her. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsidentin Carola Veit: Nun bekommt das Wort
Frau Sudmann von der Fraktion DIE LINKE.

(Zuruf von Olaf Ohlsen CDU)

Heike Sudmann DIE LINKE: Soll ich etwas sagen
oder wollen Sie die Rede selbst halten? Okay, ich
fange an, und zwar mit drei kurzen Punkten, die
ich nachher noch einmal vertiefen werde.

Der erste Punkt: Es gibt eine völlige Übereinstim-
mung, das wissen Sie alle. Alle Fraktionen, auch
DIE LINKE, haben immer gesagt, dass sie einen
langen Deckel wollen. Sie wissen auch ganz ge-
nau, dass es die SPD war, die gesagt hat – ich
denke da an die Diskussion im Verkehrsausschuss
im September 2011 –, ein langer Deckel wäre zwar
irgendwie schön, aber eigentlich können wir das
nicht machen. Der zitierte Staatsrat hat mit sehr
starken Argumenten dagegengehalten.

Der zweite Punkt: Konsens klingt immer gut, und
wenn jemand da nicht mitmacht, ist es immer
schwierig. Wenn Sie den Konsens, den Sie be-
schließen werden, genau betrachten, dann werden
Sie aber feststellen, dass schon mal eine Hintertür
weit aufgestoßen wurde; ich werde gleich noch
darauf eingehen, was ich damit meine.

Zur Bürgerinitiative: Ich wünsche ihr, dass sie wei-
terhin einen langen Atem hat, weil ich glaube, dass
sie ihn leider weiterhin brauchen wird. Als vor gut
20 Jahren die vierte Röhre gebaut wurde und sie
sich  für Lärmschutz eingesetzt hat und die Deckel-
idee geboren wurde, waren alle begeistert. Das
wurde ein paar Jahre diskutiert, dann ist es unter
den Tisch gefallen,

(Zuruf von Olaf Ohlsen CDU)

und dann wurde diese Deckelidee ganz fiese ver-
knüpft nach dem Motto: Ihr könnt einen Deckel be-
kommen, aber dafür brauchen wir einen achtspuri-
gen Ausbau.

Verkehrspolitik aus Sicht der LINKEN sieht anders
aus; das haben wir heute schon einmal diskutiert.
Sie besteht nicht darin zu sagen: Erst einmal er-
zeugen wir wesentlich mehr Verkehr und dann
schauen wir, ob wir die Bürger und Bürgerinnen
schützen können. Auch die Stadtentwicklungspoli-
tik, die wir uns vorstellen, sieht anders aus. Dass
diese Wunde zwischen den Stadtteilen, die damals
ein SPD-Senat durch die Stadt geschlagen hat –
die Schneise für die A 7 –, geschlossen werden
muss, steht völlig außer Frage.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Helmut Schmidt
in den Siebzigern!)

– Helmut Schmidt war's? Wunderbar, jetzt haben
wir auch noch einen Schuldigen gefunden.

Sie von der Initiative wohnen da und andere, die
dort an der Autobahn wohnen, wissen, dass das
eine unüberbrückbare Situation ist. Da wächst
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auch kein Stadtteil wieder zusammen. Wir stellen
uns aber eine Stadtentwicklung vor, die durch
einen Deckel verbessert wird. Dieser Deckel ist
wunderbar,

(Olaf Ohlsen CDU: Ja, aber!)

aber Sie haben vor – mittlerweile im breiten Kon-
sens –, diesen Deckel durch Grundstücksverkäufe
zu finanzieren, und zwar zu Höchstpreisen,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wie ist denn Ihr
Finanzierungsmodell?)

und dann wollen Sie da Wohnungsbau haben. Ich
glaube, selbst Herr Ohlsen in seinem heimeligen
Eidelstedt und Herr Dressel in seinen Walddörfern
haben schon erkannt, dass wir in Hamburg Woh-
nungsbau brauchen, der für die Mieter und Miete-
rinnen finanzierbar ist; wir brauchen günstige Woh-
nungen.

(Beifall bei der LINKEN)

Was Sie machen, bedeutet, dass wir im gesamten
Umfeld nur hochpreisige Wohnungen haben wer-
den; das brauchen wir nicht.

(Olaf Ohlsen CDU: Wenn wir dafür Mieter
finden, ist das doch in Ordnung!)

– Endlich haben Sie es einmal wunderschön be-
schrieben. Sie finden dafür Mieter, aber andere fin-
den keine Wohnung, weil auf den Flächen, auf de-
nen günstiger Wohnungsbau entstehen sollte, sau-
teure Wohnungen stehen. Genau das ist das Pro-
blem, Herr Ohlsen.

(Dietrich Wersich CDU: Das ist doch eine
Milchmädchenrechnung!)

– Ich merke, Sie haben es verstanden.

(Finn-Ole Ritter FDP: Nein, Sie haben es
nicht verstanden!)

Sie wollen sich doch eigentlich immer nach der
Nachfrage richten; Markt heißt schließlich Angebot
und Nachfrage. Die Nachfrage kennen Sie: 53 Pro-
zent der Hamburger und Hamburgerinnen haben
Anspruch auf geförderten Wohnraum, Herr Roock
sagt es doch immer, und dafür brauchen wir das.

(Jens Kerstan GRÜNE: Sie drucken das
Geld wohl selber?)

– Wir drucken das Geld nicht selber, Herr Kerstan,
sondern wir sagen, das Geld ist da, in Hamburg
und im Bund.

Wir als LINKE haben – auch wenn Sie die Stirn
kraus ziehen, Herr Dressel – schon sehr viele Fi-
nanzierungsvorschläge gemacht, die darauf zielen,
wie man die Einnahmeseite erhöhen kann.

(Zurufe von der SPD und der FDP)

Sie teilen das nicht – der Herr mit seinem Textmar-
ker um den Hals teilt das auch nicht, mein lieber
Herr Ritter –, Sie haben andere Vorstellungen.

(Finn-Ole Ritter FDP: Ja, ich finde Sie auch
nicht hübsch, aber ich sage es wenigstes
nicht!)

– Ich merke, der Witz kommt langsam an; ich dan-
ke Ihnen. Ich werde Ihnen das nachher noch ein-
mal erklären mit dem Textmarker, aber vielleicht
haben Sie Ihre Aufmerksamkeit jetzt noch einmal
bei mir.

Eine Finanzierung des Deckels ist also möglich,
und auch eine andere Stadtentwicklung ist mach-
bar.

Nun aber dazu, warum ich glaube, dass dieser
Konsens nicht sehr belastbar ist. Wenn Sie sich
das einmal durchlesen, sowohl den Vortext als
auch die Antragspunkte, dann ist da viel die Rede
von Möglichkeiten und von eventuell und, als Krö-
nung, von einer möglichen Option. Option heißt
schon Möglichkeit. Eine mögliche Möglichkeit sei
es also, vom Bund vielleicht Geld zu bekommen.
Was mich aber am stutzigsten macht und was
wahrscheinlich auch die Initiative nicht erfreuen
wird, ist noch etwas anderes. Im September 2011
haben wir im Ausschuss darüber diskutiert, dass
wir eine vernünftige Finanzierungslage bekommen
müssen. Der Senat ist aufgefordert worden zu prü-
fen, die SPD hat das mit ihrer Mehrheit abgewie-
gelt. Seit fast drei Jahren ist nichts passiert, und
jetzt haben Sie ein Datum eingesetzt. In der Ur-
sprungsfassung – ich habe Ihre Ursprungsfassung
gesehen – stand 15. März 2015. Das war dann
vielleicht doch zu deutlich. Jetzt haben Sie ge-
schrieben, die Vorplanung solle im ersten Quartal
2015 abgeschlossen sein. Es müsste jemand sehr
böse sein, wenn er oder sie sagen würde, dass
das definitiv erst nach dem 15. Februar 2015 der
Fall sein wird. Ich bin so böse und sage, genau
das haben Sie vor. Sie haben sich jetzt lieb Kind
gemacht

(Finn-Ole Ritter FDP: Schönes Schlusswort!)

und werden im Februar 2015 sagen: Wir haben es
versucht, ihr habt den Antrag gesehen, den wir am
20. Mai eingereicht haben, aber wir haben es im
Bund nicht hinbekommen. Deswegen bleibt euch
nur die Galerie, aber wir, die wir unterschrieben
haben, bekommen keinen auf den Deckel, wir be-
kommen eure Stimmen. Das ist für mich eine
falsche Politik.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsidentin Carola Veit: Gibt es weitere Wortmel-
dungen, meine Damen und Herren? – Wenn das
nicht der Fall ist, kommen wir zur Abstimmung. Die
Fraktion DIE LINKE hat ziffernweise Abstimmung
beantragt.

Wer möchte gern Ziffer 1 des gemeinsamen An-
trags annehmen? – Gegenprobe. – Enthaltungen?
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– Dann ist Ziffer 1 bei Enthaltungen einstimmig be-
schlossen.

Wer möchte die Ziffern 2a und 2b annehmen? –
Auch hier die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das
war einstimmig.

Und wer möchte sich den übrigen Ziffern anschlie-
ßen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist
dann mehrheitlich so beschlossen.

Wir kommen zu Punkt 33, Drucksache 20/11905,
Antrag der CDU-Fraktion: Gesetzesantrag zum
verbesserten Schutz von Kindern bei Nacktaufnah-
men im Bundesrat unterstützen.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Gesetzesantrag zum verbesserten Schutz von
Kindern bei Nacktaufnahmen im Bundesrat un-
terstützen
– Drs 20/11905 –]

Dazu liegt Ihnen als Drucksache 20/12012 ein An-
trag der GRÜNEN Fraktion vor.

[Antrag der GRÜNEN Fraktion:
Verbesserter Schutz von Kindern und Jugendli-
chen vor sexueller Ausbeutung und sexueller
Gewalt
– Drs 20/12012 –]

Die SPD-Fraktion möchte die Drucksachen
20/11905 und 20/12012 an den Justizausschuss
überweisen, die GRÜNE Fraktion beantragt die
Überweisung beider Drucksachen federführend an
den Justizausschuss und mitberatend an den Fa-
milienausschuss. Auf die Debatte wird einver-
nehmlich verzichtet. Wir kommen zu den Abstim-
mungen.

Wer stimmt zunächst einer Überweisung der
Drucksachen 20/11905 und 20/12012 an den Aus-
schuss für Justiz, Datenschutz und Gleichstellung
zu? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist
dann einstimmig dahin überwiesen worden.

Wer möchte darüber hinaus mitberatend den Fami-
lien-, Kinder- und Jugendausschuss beteiligen? –
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Dann hat dieses
Überweisungsbegehren keine Mehrheit gefunden.

Wir kommen zu Punkt 31, Drucksache 20/11894,
Antrag der SPD-Fraktion: Notfallfonds für medizini-
sche Behandlungen und Arbeit der Clearingstelle
für Menschen ohne Papiere verstetigen.

[Antrag der SPD-Fraktion:
Notfallfonds für medizinische Behandlungen
und Arbeit der Clearingstelle für Menschen oh-
ne Papiere verstetigen

– Drs 20/11894 –]

Die CDU-Fraktion möchte diese Drucksache an
den Ausschuss für Soziales, Arbeit und Integration
überweisen, vonseiten der FDP-Fraktion liegt ein
Antrag auf Überweisung an den Gesundheitsaus-
schuss vor. Auch hier wird auf die Debatte verzich-
tet. Wir stimmen ab, und zwar zunächst über die
Überweisung an den Ausschuss für Soziales, Ar-
beit und Integration.

Wer stimmt dem zu? – Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Dann ist dieses Überweisungsbegehren
abgelehnt.

Wer möchte an den Gesundheitsausschuss über-
weisen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Auch
das ist abgelehnt.

Wir stimmen über den SPD-Antrag in der Sache
ab.

Wer möchte ihn annehmen? – Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Dann ist der Antrag einstimmig so
beschlossen worden.

Wir kommen zu Punkt 3, den Drucksachen
20/11707 und 20/11817, Berichte des Eingaben-
ausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 20/11707 –]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 20/11817 –]

Ich beginne mit dem Bericht 20/11707. Zunächst
zu Ziffer 1. Hierin sind nur einstimmige Empfehlun-
gen enthalten.

Wer möchte sich diesen anschließen? – Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Das ist einstimmig so be-
schlossen.

Von Ziffer 2 haben wir Kenntnis genommen.

Zum Bericht 20/11817.

Wer möchte sich den Empfehlungen anschließen,
die der Eingabenausschuss zu den Eingaben
262/14 und 292/14 abgegeben hat? – Die Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Das ist dann mehrheit-
lich so beschlossen.

Wer möchte der Empfehlung zur Eingabe 274/14
folgen? – Auch hier die Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Dann ist auch das mit Mehrheit beschlos-
sen.

Wer schließt sich der Empfehlung zur Eingabe
285/14 an? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das
ist dann mit Mehrheit so beschlossen.
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Wer schließt sich darüber hinaus den Empfehlun-
gen zu den übrigen Eingaben an? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Das war einstimmig.

Die in der Geschäftsordnung für bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammelübersicht**

haben Sie erhalten.

Ich stelle fest, dass wir die unter A aufgeführten
Punkte zur Kenntnis genommen haben.

Wer stimmt den Überweisungsbegehren unter B
zu? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das haben
wir dann einstimmig so gemacht.

Wir kommen zu Punkt 4d, Drucksache 20/11486,
Große  Anfrage  der  CDU-Fraktion:  Risiken   und
Nebenwirkungen des Busbeschleunigungspro-
gramms.

[Große Anfrage der CDU-Fraktion:
Risiken und Nebenwirkungen des Busbe-
schleunigungsprogramms
– Drs 20/11486 –]

Die CDU-Fraktion möchte die Drucksache an den
Verkehrsausschuss überweisen.

Wer folgt diesem Überweisungsbegehren? – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Dann ist das Über-
weisungsbegehren abgelehnt.

Ich stelle fest, dass wir Kenntnis genommen ha-
ben.

Punkt 4e, Drucksache 20/11487, Große Anfrage
der CDU-Fraktion: Wie steht es um die praktischen
Kompetenzen der Hamburger Schüler?

[Große Anfrage der CDU-Fraktion:
Wie steht es um die praktischen Kompetenzen
der Hamburger Schüler?
– Drs 20/11487 –]

Diese Drucksache möchte die CDU-Fraktion an
den Ausschuss für Wirtschaft, Innovation und Me-
dien überweisen.

Wer stimmt dem zu? – Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Dann ist das Überweisungsbegehren abge-
lehnt.

Wir haben Kenntnis genommen.

Punkt 11, Drucksache 20/11771, Unterrichtung
durch die Präsidentin: Bürgerschaftliches Ersuchen
vom 23. Januar 2014: "Hamburgs Kunst- und Kul-
turgüter besser schützen".

[Unterrichtung durch die Präsidentin der Bür-
gerschaft:
Bürgerschaftliches Ersuchen vom 23. Januar
2014: "Hamburgs Kunst- und Kulturgüter bes-
ser schützen" – Drs. 20/9051 und 20/10307
– Drs 20/11771 –]

Die Fraktion DIE LINKE möchte die Drucksache
gern an den Kulturausschuss überweisen.

Wer stimmt diesem Begehren zu? – Die Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Dann ist das Überwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wir haben Kenntnis genommen.

Punkt 17, Drucksache 20/11811, Bericht des Ver-
fassungs- und Bezirksausschusses: Kommunales
Wahlrecht für Bürgerinnen und Bürger aus Nicht-
EU-Ländern und Wahlrecht für Unionsbürger zur
Bürgerschaftswahl.

[Bericht des Verfassungs- und Bezirksaus-
schusses über die Drucksachen 20/8017:
Kommunales Wahlrecht für Bürgerinnen und
Bürger aus Nicht-EU-Ländern (Antrag der GRÜ-
NEN Fraktion,
20/8158: Kommunales Wahlrecht für Bürgerin-
nen und Bürger aus Nicht-EU-Ländern (Antrag
der FDP-Fraktion) und
20/8211: Wahlrecht für Unionsbürger zur Bür-
gerschaftswahl (Antrag der FDP-Fraktion)
– Drs 20/11811 –]

Ich stelle fest, dass wir von Ziffer 1.1 der Aus-
schussempfehlung Kenntnis genommen haben.

Wer möchte Ziffer 1.2 annehmen? – Die Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Das ist dann mehrheit-
lich so beschlossen.

Wer schließt sich Ziffer 1.3 an? – Auch hier die Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Das ist ebenfalls mit
Mehrheit beschlossen.

Wer möchte Ziffer 2 folgen? – Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Das ist dann mit Mehrheit beschlos-
sen.

Wer nimmt schließlich Ziffer 3 an? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Auch das ist dann mehrheitlich
so beschlossen.
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Wir kommen zu Punkt 18, Drucksache 20/11849,
Bericht des Innenausschusses: Hamburger Ent-
scheidung für ein humanitäres Bleiberecht.

[Bericht des Innenausschusses über die Druck-
sache 20/9714:
Hamburger Entscheidung für ein humanitäres
Bleiberecht (Antrag der GRÜNEN Fraktion)
– Drs 20/11849 –]

Wer der Empfehlung des Innenausschusses folgen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Die
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Dann ist dieser
Bericht mit Mehrheit so beschlossen worden.

Punkt 19, Drucksache 20/11850, ebenfalls ein Be-
richt des Innenausschusses: Abschaffung der Opti-
onspflicht – Übergang regeln, Klausel zur Wieder-
einbürgerung ins Gesetz schreiben.

[Bericht des Innenausschusses über die Druck-
sache 20/10701:
Abschaffung der Optionspflicht – Übergang re-
geln, Klausel zur Wiedereinbürgerung ins Ge-
setz schreiben (Antrag der GRÜNEN Fraktion)
– Drs 20/11850 –]

Wer möchte sich Ziffer 1 der Ausschussempfeh-
lung anschließen? – Gegenprobe. – Enthaltungen?
– Das war einstimmig.

Und Ziffer 2? – Auch hier die Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Das ist dann mit Mehrheit so be-
schlossen worden.

Jetzt aber Punkt 23, Drucksache 20/11872, Bericht
des Schulausschusses: Stellungnahme des Se-
nats zum Ersuchen der Bürgerschaft vom 11. De-
zember 2013: "Klare Strukturen für eine geringere
Belastung von Schülerinnen und Schülern an
Hamburger Gymnasien" – Änderung des Hambur-
gischen Schulgesetzes.

[Bericht des Schulausschusses über die Druck-
sache 20/11434:
Stellungnahme des Senats zum Ersuchen der
Bürgerschaft vom 11. Dezember 2013: "Klare
Strukturen für eine geringere Belastung von
Schülerinnen und Schülern an Hamburger
Gymnasien" (Drucksache 20/10279) – Ände-
rung des Hamburgischen Schulgesetzes (Se-
natsantrag)
– Drs 20/11872 –]

Hierzu ist mir mitgeteilt worden, dass der Abgeord-
nete Dr. Scheuerl gemäß Paragraf 26 Absatz 6 un-
serer Geschäftsordnung das Wort begehrt hat.

Herr Dr. Scheuerl, Sie haben es für maximal fünf
Minuten.

Dr. Walter Scheuerl fraktionslos: Sehr geehrte
Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren!
Es ist spät, ich weiß, aber gerade deswegen ist
dieser Fünfminutenbeitrag wichtig und erforderlich.

(Dr. Monika Schaal SPD: Was haben Sie
denn zu sagen?)

Wir alle sind freiwillig hier, deswegen ist uns das
Anliegen, denke ich, auch fünf Minuten wert.

(Olaf Ohlsen CDU: Was ist das denn für ei-
ne Argumentation?)

Der Gesetzentwurf, der hier gleich durchgewinkt
werden soll, ist bisher immer spät an der Reihe ge-
wesen. Für alle, die sich möglicherweise noch
nicht mit ihm auseinandergesetzt haben: Dieser
Gesetzentwurf ist durch eine Vorwegüberweisung
in den Schulausschuss geschoben worden. Dort ist
er Anfang Mai behandelt worden, ebenfalls spät,
im Anschluss an eine lange, ausführliche Erörte-
rung einer Expertenanhörung im Rahmen der
G9-Initiative und mit den Stimmen von SPD und
GRÜNEN durchgewinkt worden. Auch heute sehen
wir es wieder: Es ist 21.15 Uhr und dieser Gesetz-
entwurf soll als vorletzter Punkt auf der Tagesord-
nung zur Abstimmung kommen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Sie können ihn
leider nicht zur Debatte anmelden, Herr
Scheuerl!)

Worum geht es? Es ist ein Gesetzentwurf, mit dem
die SPD tiefgreifend – ich wiederhole tiefgreifend –
in das Prinzip der selbstverantworteten Schule ein-
greifen will. Es ist ein Gesetzentwurf, mit dem die
Schulkonferenzen bei allem, was die Hausaufga-
ben und die Klausurverteilung an den Schulen an-
geht, entmachtet werden sollen. Es soll eine Ände-
rung erfolgen, wonach die Schulkonferenzen in
diesen Punkten nach den Vorgaben der Behörde
entscheiden sollen. Das muss man sich einmal auf
der Zunge zergehen lassen. Die Eltern und Schü-
ler, die in überhaupt keinem Dienstverhältnis zur
Behörde stehen, sollen verpflichtet werden, nach
unbestimmten, diffusen Vorgaben der Schulbehör-
de zu entscheiden. Das ist an sich ein Unding.
Dass ein solches Unding, pädagogisch töricht und
politisch unvernünftig, um 21.15 Uhr durch die Bür-
gerschaft gezogen werden soll, verdient unser aller
Beachtung, Aufmerksamkeit und Kritik.

Wenn  irgendetwas an  diesem  Gesetzentwurf pä-
dagogisch sinnvoll sein würde, dann würde er sich
seiner Begründung nach nicht nur gegen die Gym-
nasien richten, denn erklärtes Ziel in der Gesetzes-
begründung ist gemäß Senatsdrucksache, dass
die Behörde die Hausaufgabenverteilung an den
Gymnasien – und nur an den Gymnasien –
deckelt. Wenn etwas pädagogisch sinnvoll wäre an
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diesem Entwurf, dann würde sich das auch auf die
Stadtteilschulen beziehen – tut es aber nicht. Das
macht es sehr durchsichtig, was beabsichtigt wird.
Es geht um eine weitere Beschädigung der Gym-
nasien. Es geht darum, mittels einer Deckelung der
Hausaufgaben an den Gymnasien den Abstand
der Gymnasien zu den Stadtteilschulen, der nach
den KESS-Befunden nun einmal da ist bis zum En-
de der Klasse 10, zu verringern, aber nicht da-
durch, dass die Stadtteilschulen angespornt wer-
den, sondern dadurch, dass man den Schülern an
den Gymnasien das Erlernen von Unterrichtsstoff
in den kognitiven Fächern wie Mathematik oder
Fremdsprachen durch eine Deckelung und Redu-
zierung der Hausaufgaben erschwert. Das ist bun-
desweit einmalig, und es ist an sich ein Skandal.

Vor diesem Hintergrund, da es gleich zur Abstim-
mung kommen wird, möchte ich insbesondere an
die Oppositionsfraktionen appellieren. Die Verfas-
sung sieht als Regelfall vor, dass zwischen der
ersten und der zweiten Lesung eines Gesetzent-
wurfs mindestens sechs Tage zu liegen haben, um
noch einmal eine öffentliche Debatte zu ermögli-
chen. Es wird jetzt gleich der Senat gefragt werden
nach der ersten Lesung, die wahrscheinlich durch-
gewinkt wird von der SPD und den GRÜNEN, ob
es Widerspruch gibt.

(Arno Münster SPD: Das kennen wir doch
alle!)

Der Senat wird sagen, er möchte eine zweite Le-
sung, und dann wird die Frage erhoben: Gibt es
Widerspruch aus dem Hause? Dieser Widerspruch
setzt voraus, dass ein Fünftel der anwesenden Ab-
geordneten dieses Hauses Widerspruch erhebt.
Ich appelliere an die CDU und an die FDP – wir
stehen, denke ich, alle gemeinsam für die Gymna-
sien und gegen diesen Gesetzentwurf –, dieses
Abgeordnetenrecht, das uns in der Verfassung
aufgegeben ist als Auftrag vor den Bürgern dieser
Stadt, wahrzunehmen und Widerspruch zu erhe-
ben, damit die zweite Lesung auf die nächste Sit-
zung vertagt wird. – Vielen Dank.

Präsidentin Carola Veit: Frau Prien von der CDU-
Fraktion erhält das Wort.

(Jens Kerstan GRÜNE: Den muss man doch
nicht ernst nehmen!)

Karin Prien CDU: Frau Präsidentin, meine Damen
und Herren! Zunächst einmal finde es ich ehrlich
gesagt ein bisschen stillos, dass der Senator mit-
ten während der Rede von Herrn Scheuerl einfach
hinausgeht. Es geht schließlich um eine Änderung
des Schulgesetzes; die Mühe, da zuzuhören,
könnte er sich wirklich machen.

(Beifall bei der CDU, der FDP und bei Dr.
Walter Scheuerl fraktionslos)

Mit der Presse können Sie hinterher noch reden,
Herr Rabe.

Ich habe eben in unserem neuen Heftchen zu den
gesetzlichen Regelungen der Bürgerschaft gele-
sen, dass man einen Antrag noch bis zum Beginn
der Schlussabstimmung zurücknehmen kann. Herr
Rabe, Sie haben also noch jede Chance, sich heu-
te Abend vernünftig zu verhalten. Ich habe ein ge-
wisses Verständnis dafür, dass Sie dieses bürger-
schaftliche Ersuchen im Dezember vielleicht mit
angeregt haben, und auch dafür, dass Sie die
Drucksache so, wie sie im Moment ist, vorbereitet
haben. Klar waren Sie nervös und natürlich wollten
Sie dem Publikum etwas anbieten. Da schien es
attraktiv zu sein, diesen ach so stressgeplagten
Schülerinnen und Schülern entgegenzukommen.
Aber der Schuss ist nach hinten losgegangen, und
zwar aus dreierlei Gründen.

Zum einen will niemand diesen Eingriff in die
selbstverantwortete Schule. Es gibt insgesamt
17 Kompetenzen, die die Schulkonferenzen ha-
ben. Das sind solche Dinge wie Planung von Pro-
jektwochen, Kooperation mit außerschulischen
Partnern, Regelung der AGs, Neigungsgruppen
und Wahlangebote und eben auch die Regelungen
über Hausaufgaben und Lernstandkontrollen. Sie
wollen jetzt nur diese eine ändern und damit einen
Eingriff in die selbstverantwortete Schule vorneh-
men. Herr Senator, Sie werden in Erklärungsnot
geraten. Warum machen Sie das eigentlich nicht
bei den anderen Punkten, die den Schulkonferen-
zen übertragen worden sind? Das ist ein schlech-
ter Vorschlag, Herr Senator. Keiner in dieser Stadt
will das, und deshalb sollten Sie davon Abstand
nehmen.

Zweitens gängeln Sie die Hamburger Lehrer, und
das sollten Sie lassen. Die Hamburger Lehrerinnen
und Lehrer können selber am besten beurteilen,
wie sie ihren Unterricht und ihre Hausaufgabenre-
gelungen gestalten.

Drittens – und das ist tatsächlich das Schlimmste –
leisten Sie dem Vorwurf Vorschub, dass die Ham-
burger Gymnasien weiter an Niveau verlieren, und
das ist etwas, was wir nicht wollen. Deshalb ist die-
ser Antrag nicht zustimmungsfähig, und deshalb
werden wir Ihrem Antrag auch nicht zustimmen.

Sie brauchen nur in die von Ihnen an anderer Stel-
le so hoch gelobten Stellungnahmen der Schulkon-
ferenzen hineinzuschauen, die Sie immerhin als
Beleg dafür nehmen, warum Sie in der G8/G9-De-
batte  nicht  einmal mehr  Gespräche  mit  der El-
terninitiative führen wollen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Natürlich wollen
wir Gespräche! Das stimmt doch gar nicht!)

Da steht es doch drin. Die Hamburger Gymnasien
haben Ihnen bescheinigt, dass sie genau diese
Regelung, die Sie heute Abend beschließen wol-
len, nicht wollen. Hören Sie auf Ihre eigenen
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Schulkonferenzen nicht nur an der einen Stelle,
sondern bitte auch konsequent an allen Stellen.
Nehmen Sie diesen sinnlosen Antrag zurück, Sie
würden den Hamburger Schülerinnen und Schü-
lern einen Gefallen tun.

Ich bin der Meinung, dass wir dieses Verfahren ge-
meinsam intensiv beraten sollten, deswegen ha-
ben wir auch noch die Zeit, heute Abend darüber
zu reden. Ansonsten sollten wir aber den normalen
parlamentarischen Gang gehen und dann auch
heute über dieses Gesetz abstimmen.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Carola Veit: Nun hat von der
FDP-Fraktion Frau von Treuenfels das Wort.

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP:* Eigentlich
hatte ich nicht vor, heute Abend noch einmal das
Wort zu ergreifen, jetzt muss ich es aber doch tun,
weil man manche Dinge nicht im Raum stehen las-
sen kann. Wir haben das im Schulausschuss dis-
kutiert. Es war relativ spät, das ist wahr, aber trotz-
dem sind wir alle noch einmal zu Wort gekommen.
Auch wir finden, das habe ich damals schon deut-
lich gemacht, dass diese Schulgesetzänderung der
zweite Schritt vor dem ersten ist, denn das kann
man gar nicht anders sehen, wenn man zur selbst-
verantworteten Schule steht – und das tun wir –,
dass das ein Eingriff in dieselbe ist. Man könnte
auch mit Ziel- und Leistungsvereinbarungen arbei-
ten und anderen Dingen mehr, die ich jetzt nicht
ausführen werde. Ich möchte nur sagen, dass
auch wir das als einen klaren Eingriff empfinden.

Natürlich muss das dahinterstehende Ansinnen
diskutiert und gefragt werden, wie das mit den
Hausaufgaben gemacht wird; da sind wir völlig of-
fen. Aber man kann nicht hingehen und sagen: Ihr
seid vielleicht auch für den Inhalt, aber das disku-
tieren wir gar nicht, sondern wir wollen dieses In-
strument beschließen, wir machen eine Schulge-
setzänderung, damit wir Zugriff auf die Schulkonfe-
renzen haben. Da sitzen nicht nur Lehrer, sondern
auch Eltern und Schüler, und die sollen sich das
jetzt sozusagen qua Order von oben sagen lassen.
Dagegen sind wir – das haben wir aber im Schul-
ausschuss schon diskutiert –, und dazu stehen wir
auch weiterhin. Wir werden aber einer zweiten Le-
sung nicht widersprechen, weil wir das für das
falsche Mittel im Verfahren halten. Wir sind poli-
tisch dagegen, wir haben uns argumentativ dage-
gen ausgesprochen, aber eine zweite Lesung zu
verhindern, ist ein reines Verfahrensinstrument.
Wir werden der zweiten Lesung nicht widerspre-
chen, was aber nicht bedeutet – und deswegen sa-
ge ich das hier und bin noch einmal nach vorne
gegangen –, dass wir nicht zur selbstverantworte-
ten Schule stehen und sie bis aufs Messer verteidi-
gen werden. Dafür stehen wir. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsidentin Carola Veit: Wenn dann keine weite-
ren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur Ab-
stimmung.

Wer will der Ausschussempfehlung folgen und
möchte das Einundzwanzigste Gesetz zur Ände-
rung des Hamburgischen Schulgesetzes aus
Drucksache 20/11434 beschließen? – Die Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Dann ist das mehrheit-
lich so beschlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Den gibt es, aber nicht von einem Fünf-
tel der anwesenden Mitglieder. Insofern führen wir
die zweite Lesung durch.

Wer möchte das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-
schließen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? –
Dann ist das Gesetz auch in zweiter Lesung und
somit endgültig beschlossen worden.

Punkt 24, Drucksache 20/11879, Bericht des Kul-
turausschusses: Bürgerschaftliches Ersuchen vom
13. Februar 2013: "Förderung von Audiodeskripti-
on an Hamburger Theatern".

[Bericht des Kulturausschusses über die
Drucksache 20/10349:
Bürgerschaftliches Ersuchen vom 13. Februar
2013: "Förderung von Audiodeskription an
Hamburger Theatern" – Drs. 20/6722 und 20/
4530 (Unterrichtung durch die Präsidentin der
Bürgerschaft)
– Drs 20/11879 –]

Ich stelle fest, dass wir von Ziffer 1 der Aus-
schussempfehlung Kenntnis genommen haben.

Wer möchte dem in Ziffer 2 enthaltenen Ersuchen
folgen? – Die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das
ist dann mehrheitlich so beschlossen worden.

Punkt 27, Drucksache 20/11890, Antrag der
FDP-Fraktion: Notfallpläne für große Staus erstel-
len.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Notfallpläne für große Staus erstellen
– Drs 20/11890 –]

Diese Drucksache möchte die FDP-Fraktion an
den Verkehrsausschuss überweisen.
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Wer stimmt dem zu? – Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Dann ist das Überweisungsbegehren abge-
lehnt.

Wir stimmen über den FDP-Antrag in der Sache
ab.

Wer möchte sich dem Antrag anschließen? – Die
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist der An-
trag abgelehnt.

Punkt 28, Drucksache 20/11891, Antrag der FDP-
Fraktion: Barrierefreie Sporthallen endlich erfas-
sen.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Barrierefreie Sporthallen endlich erfassen
– Drs 20/11891 –]

Wer möchte diesem Antrag folgen? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Dann ist dieser Antrag abge-
lehnt.

Punkt 29, Drucksache 20/11892, Antrag der SPD-
Fraktion: Gesetz zur Änderung des Hamburgi-
schen Abfallwirtschaftsgesetzes.

[Antrag der SPD-Fraktion:
Gesetz zur Änderung des Hamburgischen Ab-
fallwirtschaftsgesetzes
– Drs 20/11892 –]

Wer möchte diesem Antrag folgen und das darin
aufgeführte Zweite Gesetz zur Änderung des Ham-
burgischen Abfallwirtschaftsgesetzes beschließen?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das war ein-
stimmig.

Es bedarf aber dennoch einer zweiten Lesung.
Stimmt der Senat einer sofortigen zweiten Lesung
zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause? –
Den sehe ich nicht.

Wer möchte das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-

schließen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? –
Auch das war einstimmig und wir haben das Ge-
setz damit endgültig beschlossen.

Punkt 32, Drucksache 20/11904, Antrag der CDU-
Fraktion: "ACAB"-Verbot in allen Hamburger Stadi-
en.

[Antrag der CDU-Fraktion:
"ACAB"-Verbot in allen Hamburger Stadien
– Drs 20/11904 –]

Diese Drucksache möchte die GRÜNE Fraktion an
den Innenausschuss überweisen.

Wer schließt sich dem Überweisungsbegehren an?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist die
Drucksache an den Innenausschuss überwiesen.

Wir kommen zu Punkt 40, Drucksache 20/11912,
Antrag der GRÜNEN Fraktion: Jahrhundertflut auf
dem Balkan, Abschiebungen aussetzen.

[Antrag der GRÜNEN Fraktion:
Jahrhundertflut auf dem Balkan, Abschiebun-
gen aussetzen
– Drs 20/11912 –]

Diese Drucksache möchten die Fraktionen der
CDU und der GRÜNEN an den Innenausschuss
überweisen.

Wer stimmt dem zu? – Die Gegenprobe. – Enthal-
tungen? – Damit ist das Überweisungsbegehren
abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer möchte dem GRÜNEN Antrag seine Zustim-
mung geben? – Gegenprobe. – Enthaltungen? –
Damit hat der Antrag keine Mehrheit gefunden.

Wir sind an unserem Sitzungsende angelangt. Ich
wünsche Ihnen einen schönen Abend.

Ende: 21.27 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeiträge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom
Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Christiane Blömeke, Tim Golke, Robert Heine-
mann, Uwe Lohmann, Cansu Özdemir, Hjalmar Stemmann und Kai Voet van Vormizeele
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Anlage

Sammelübersicht gemäß § 26 Absatz 5 GO

für die Sitzung der Bürgerschaft am 4. Juni 2014

A. Kenntnisnahmen

TOP Drs-
Nr.

Gegenstand

4 a 11247 Belegung der Hamburger Pflegeheime seit 2008

4 b 11430 Bildungsurlaub in Hamburg

4 c 11437 Hamburg – Hochburg für Gründer?

15 11798 Bericht des Europaausschusses

16 11799 Bericht des Europaausschusses

20 11859 Bericht des Ausschusses für Wirtschaft, Innovation und Medien

21 11860 Bericht des Ausschusses für Wirtschaft, Innovation und Medien

22 11871 Bericht des Ausschusses für Soziales, Arbeit und Integration

25 11847 Bericht der Härtefallkommission

B. Einvernehmliche Ausschussüberweisungen

TOP Drs-Nr. Gegenstand auf An-
trag der

Überweisung an

7 11809 Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Umsetzung der
Richtlinie 2005/33/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 6. Juli 2005 zur Änderung der Richtlinie
1999/32/EG hinsichtlich des Schwefelgehalts von Schiffs-
kraftstoffen

CDU Umweltausschuss

8 11716 Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Bürger-
schaft vom 11. Dezember 2013
"Ein modernes Haushaltswesen für mehr Generationen-
gerechtigkeit" (Drucksache 20/10265)

SPD,
CDU,
FDP

Haushaltsaus-
schuss
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TOP Drs-Nr. Gegenstand auf An-
trag der

Überweisung an

9 11820 Berichterstattung über den Haushaltsverlauf der auf den
doppischen Produkthaushalt umgestellten Behörden zum
1. Quartal 2014

SPD,
CDU,
FDP

Haushaltsaus-
schuss (f.) und
Ausschuss für Jus-
tiz-, Datenschutz
und Gleichstellung,
Wissenschaftsaus-
schuss, Innenaus-
schuss, Sportaus-
schuss, Schulaus-
schuss, Kulturaus-
schuss, Ausschuss
für Soziales, Arbeit
und Integration,
Familien-, Kinder-
und Jugendaus-
schuss, Stadtent-
wicklungsaus-
schuss, Umwelt-
ausschuss

10 11877 Unterrichtung der Bürgerschaft über die Ergebnisse der
Mai-Steuerschätzung 2014

SPD,
FDP

Haushaltsaus-
schuss

13 11802 Bericht über die wirtschaftliche und finanzielle Lage des
Norddeutschen Rundfunks 2014

CDU Ausschuss für
Wirtschaft, Innova-
tion und Medien

30 11893 Änderung der Mitwirkungsrechte von Eltern in Tagesein-
richtungen

SPD,
CDU

Familien-, Kinder-
und Jugend aus-
schuss

34 11906 Erlass eines Gesetzes zur Ermöglichung von Volksbefra-
gungen

SPD,
CDU,
FDP

Verfassungs- und
Bezirksausschuss
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